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Liebe Leserinnen und Leser! 


Nachdem wir uns im letzten Heft zur Genüge selbst 
gefeiert haben, meldet sich Forum Recht mit diesem 
Heft wieder in die große Politik zurück. Das wurde 
denn auch höchste Zeit, schließlich hat sich unterdessen 
kaum etwas zum besseren geändert —im Gegenteil 
(Stichworte einer Deutschen Woche: Bonn, Karlsruhe, 
Solingen)! Besser geworden ist höchstens die Farbe des 
Titels: Selbst wennes erst auf den zweiten Blick zu 
sehen ist— wir experimentieren noch. Da kündigten 
wir doch im letzten Heft markig „Rot statt Schwarz“ als 
unsere Botschaft in dieser Zeitanund dann wurdees 
kaum mehr als einbraves Rosa! Hoffentlich wird es 
diesmal etwas besser ... 

Inder ganz großen Politik mitmischen will auch wei- 
terhin das auf dem Freiburger BAKJ-Kongreß gegrün- 
dete Bündnis „Maastricht — So nicht!“. Vonden damit 
verbundenen Schwierigkeiten war in Forum Recht 
schon die Rede. Um so erfreulicher, hier aufeinen 
kleinen Erfolg hinweisen zu können: Seit kurzem gibt 
es bei Pahl-Rugenstein ein 176 Seiten starkes und sehr 
interessantes Büchlein mit dem Titel „Kein leichter 
Weg nach Eurotopia“ , das die Ergebnisse des Kon- 
gresses dieses Bündnisses vom Dezember letzten Jah- 
res zusammenfaßt. 


Der nächste Kongreß des BAKJ soll vom 9. bis zum 
11. Juli— nach Frei-, Würz- und Mar- — nun in Ham- 
burg stattfinden. Das ausführliche Programm und die 
Einladung findet ihr hinten im Heft (dritte Umschlag- 
seite). Um das Thema „Strafe muß sein“ wirdes dann 
ebenfalls in nächsten Heft von Forum Recht gehen. Die 
Nummer 1/94 schließlich soll sich voraussichtlich mit 
Demokratie & Parteienherrschaft beschäftigen. 

Zum Schluß sei noch aufunsere neue Redaktions- 
adresse im Impressum aufdieser Seite hingewiesen. Da 
der 1.7. naht, wäre der Verlag allen AbonnentInnen 
dankbar, wennsie ein kurzes Postkärtchen mit der 
gültigen Anschrift, alter und NEUER PLZ schicken 
könnten, das würde unseren Aufwand zur Umstellung 
erheblich reduzieren. Aber erstmal gibts Urlaub, ver- 
lagsmäßig läuft also im Juni nichts mehr! 

Die REDs 
p.s.: Liest eigentlich irgend jemand das Editorial? 
(Klar doch— ichmuß hindurch! d.S.) 
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Spätestens seit dem zweiten 
Golfkrieg und der Verkündung 
der „Neuen Weltordnung“ 
steht das Völkerrecht wieder im 
Zentrum der gesellschaftlichen 
Debatte. 

Die Vereinten Nationen und 
das völkerrechtliche Regelungs- 
werk befinden sich jedoch noch 
immer auf dem Stand des Kal- 
ten Krieges. 

Zwar liefern sich diebeiden 
Supermächte nicht mehr wie 
noch vor kurzem erbitterte po- 
litische und ideologische Schar- 
mützel um ihre Einflußsphären; 
Konflikte spielen sich jetzt ver- 
mehrt auf Nord-Süd- und Chri- 
stentum-Islam-Ebene ab. Der 
Norden gibt nun vereinigt den 
Tonan. 

Nur vor diesem Hintergrund 
ist die Reformierbarkeit der 
Vereinten Nationen und des 
Völkerrechts zu diskutieren. 

Konvertierte linke Internatio- 
nalistInnen reklamieren indes- 
sen eine neue Weltinnenpolitik. 
Dies entspricht der Vorstellung, 
die globalen Probleme mit ein- 
heitlichem Recht undeinheitli- 
chen Institutionen zu regeln. 

Ob das angestrebte „Welt- 
recht“ steuerungsfähig ist oder 
überhaupt sein kann — diese 
Frage wird in dem vorliegenden 
Heitaufgeworfen. 

Die derzeitige Situation läßt 
einebloße Funktionalisierung 
solcher Bestrebungen zur in- 
nenpolitischen Durchsetzbar- 
keit außenpolitischer Interes- 
sen näher liegen. Die Debatte 
um out-of-area-Einsätze der 
Bundeswehr ist hierfür ein Bei- 
spiel. 

Auch steht zu befürchten, 
daß durch eine Globalisierung 
von Rechtsgebieten den natio- 
nalen Parlamenten Entschei- 
dungsbefugnisse entzogen wer- 
den, um diese auf kaum kontrol- 
lierbare Weltinstanzen zu über- 
tragen— Erfahrungen auf der 
vergleichsweise überschauba- 
ren europäischen Ebene (vgl. 
Heft 4/92) bestätigen dies. 

die REDs 
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Weltwirtschaft: 


Entstehung und Hintergründe von IWF, Weltbank und GATT' 


Katja Schenkel 


m Jahre 1944 trafen sich Vertreter 
I von 44 Industrieländern (IL), darun- 

ter auch die UdSSR, in Bretton 
Woods, USA, um die Grundlagen für ein 
multilaterales, liberales Weltwährungs- 
und -handelssystem zu legen. Hintergrün- 
de dieser Bestrebungen waren zweierlei: 

Zum einen hatten sich die wirtschaftli- 
chen Machtverhältnisse auf der nordwest- 
lichen Halbkugel neu verteilt. Die USA 
hatten während des Zweiten Weltkriegs 
Großbritannien als Weltwirtschaftsmacht 
Nr. 1 abgelöst und drängten nun — mit 
dem Ziel, us-amerikanischen Waren und 
Kapital den Weg in die anderen Markt- 
wirtschaften der Erde zu ebnen — auf ein 
Ende der protektionistischen Maßnahmen 
und der Monopolstellung Großbritanniens 
und änderer westeuropäischer Staaten in 
verschiedenen Wirtschaftsbereichen. Die 
durch die Kriegsteilnahme wirtschaftlich 
darniederliegenden europäischen Staaten 
erhofften sich von der Schaffung einer 
multilateralen Kreditinstitution günstige 
Wiederaufbaukredite. 

Zum anderen hoffte man, durch eine 
Ordnung des Welthandels- und -finanzsy- 
stems Weltwirtschaftskrisen wie der 
durch den us-amerikanischen Börsensturz 
1929 ausgelösten vorbeugen zu können. 

Der IWF und die WB wurden auf der 
Konferenz von Bretton Woods gegründet 


und nahmen 1945 bzw. 1946 ihre Arbeit 
auf. 

.. Der IWF sollte die Regulierung bzw. 
Überwachung des Systems fester Wech- 
selkurse übernehmen und bei kurzfristi- 
gen _ Zahlungsbilanzungleichgewichten 
Kredite zur Verfügung stellen. Leitwäh- 
rung, an die die Wechselkurse der Mit- 
gliedstaaten gekoppelt waren, war bis 
1973 der US-$. Dies bedeutete, daß die 
USA im Falle eines Zahlungsbilanzdefi- 
zits lediglich ihre Banknotenpresse in 
Gang setzen mußten, während sich alle 
anderen Mitgliedstaaten in einem solchen 
Fall einem IWF-Anpassungsprogramm 
unterziehen mußten. 

Die Weltbank sollte denjenigen Staaten 
vorübergehend unter die Arme greifen 
und zu einem Start in den kapitalistischen 
Weltmarkt verhelfen, die noch nicht in der 
Lage waren, aus eigener Kraft an einem 
solchen liberalen Welthandelssystem teil- 
zunehmen. Dies betraf zum einen die vom 
Krieg zerstörten europäischen Staaten und 
einige wenige „unabhängige“ Entwick- 
lungsländer. 

Der Großteil der Dritte-Welt-Staaten 
konnte sich damals kein Gehör verschaf- 
fen: Lateinamerika stand unter erhebli- 
chem Einfluß der USA, während die mei- 
sten übrigen Entwicklungsländer (EL) als 
Kolonien von ihren „Mutterländern“ re- 


Irgendwie hängtalles 
zusammen: Fluchtin 
Ketten (1958) 


Recht der Reichsten 


präsentiert wurden.” Nachdem die Wie- 
deraufbaufunktion in Europa ab 1948 von 
Marshallplan und OECD übernommen 
worden war, wurde die Weltbank zu einer 
reinen „Entwicklungshilfe“-Organisati- 
on. Die WB ist heute die größte multilate- 
rale Organisation für Entwicklungskredi- 
te; der Anteil der WB-Kredite an den Ent- 
wicklungskrediten insgesamt beträgt 
5%". 

Ein weiterer Hauptpfeiler der neuen 
Weltwirtschaftsordnung wurde mit dem 
Vertrag über die Liberalisierung des 
Welthandels geschaffen. 54 Nationen un- 
terzeichneten 1958 die ‚Havanna-Charta‘, 
Ergebnis einer Weltwirtschaftskonferenz 
in Havanna 1957. Inhalt der ‚Havanna- 
Charta‘ waren die internationale Harmo- 
nisierung der Wirtschafts- und Außen- 
wirtschaftspolitiken mit Zielen wie der 
Hebung des Lebensstandards, Sicherung 
der Vollbeschäftigung, Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung und des 
Wiederaufbaus. Dem Erreichen dieser 
Ziele sollte eine neu zu gründende Interna- 
tionale Handelsorganisation/International 
Trade Organisation (ITO) behilflich sein, 
die für die Durchsetzung einer liberalen 
und ansatzweise „gerechten“ Handelspo- 
litik sorgen sollte (Meistbegünstigung, 
Abbau des Protektionismus, Verhinde- 
rung wettbewerbsbeschränkender Han- 


3193 


Recht 


delspraktiken, Regulierung der Rohstoff- 
märkte). Die Ratifizierung der ‚Havanna- 
Charta‘ scheiterte am Widerstand des US- 
Kongresses, und an die Stelle der ITO tra- 
ten die GATT-Vereinbarungen, die zwar 
die liberalisierenden Elemente der ITO, 
jedoch nicht ihre Regulierungsbestrebun- 
gen (Internationale Rohstoffabkommen 
als Versuch, die Erlöse aus Rohstoffver- 
käufen zu stabilisieren) beinhalteten. 


Fehlende Einflußmöglichkeiten 
der Entwicklungsländer im GATT 


Die GATT-Regelungen basieren auf 
Entscheidungen der gleichberechtigten 
Mitgliedstaaten. Entscheidungsgremium 
ist die ‚Versammlung der Vertragspartei- 
en‘, die in der Regel jährlich stattfindet. 

Art. XXV, Abschnitte 4 und 5 des 
GATT-Vertragstextes bestimmen, daß 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, in 
Ausnahmefällen mit qualifizierter Mehr- 
heit gefaßt werden. Die Anderung einiger 
Artikel bedarf der Einstimmigkeit aller 
Mitglieder (Art. XXX, 1). 

Das zahlenmäßige Übergewicht der 
Entwicklungsländer im GATT täuscht 
über deren tatsächlichen Einfluß auf die 
Verhandlungsrunden und die GATT-Poli- 
tikhinweg: 

Können Handelskonflikte zwischen 
zwei oder mehreren Handelspartnern 
nicht mittels des vom GATT-Vertrag vor- 
gesehenen Schlichtungsmechanismus bei- 
gelegt werden, kann sich der wirtschaft- 
lich Stärkere gegenüber dem Schwäche- 
ren durchsetzen, ohne internationale 
Maßnahmen befürchten zu müssen: 

Die Art. XXII und XXIII bilden die 
Grundlage für das Verfahren, nach dem 
sich die Vertragsparteien im Falle eines 
Handelsstreits richten sollen. Entsteht ein 
solcher, so werden sie dazu aufgefordert, 
sich „zu konsultieren“. Wird auf diesem 
Wege kein Ergebnis erreicht, so wird ein 
von allen Vertragsparteien einberufener 
Ausschuß mit der Streitsache beauftragt, 
der Empfehlungen zur Beilegung des 
Konflikts erstellt. Setzt eine der Parteien 
diese Empfehlungen nicht um, so ist die 
andere dazu berechtigt, wirtschaftliche 
Vergeltungsmaßnahmen zu ergreifen, die 
in ihrer Wirkung dem wirtschaftlichen 
Schaden entsprechen, den sie durch die 
vertragsbrüchige Partei erleidet. 


Während der letzten Jahre wurde der 
Schlichtungsmechanismus zunehmend 
überlastet: die Zahl der Handelskonflikte 
unter den GATT-Mitgliedern ist gestie- 
gen, und der Prozeß, die Schlichtungsaus- 
schüsse so zu besetzen, daß ihre Empfeh- 
lungen Anerkennung fanden — insbeson- 
dere dann, wenn die „angeklagte“ Partei 
eine starke Handelsmacht war — wurde 
immer schwieriger und langwieriger. 

Ein Beispiel des Scheiterns dieses Me- 
chanismus bildet der Zucker-Exportquo- 
ten-Streit zwischen Nicaragua und den 
USA: Die USA wurden vom zuständigen 
Ausschuß dazu aufgefordert, ihre Außen- 


handelspolitik gegenüber Nicaragua zu 
ändern, taten dies jedoch nicht — mit der 
Anmerkung, Nicaragua könne ja entspre- 
chende Maßnahmen gegen die USA er- 
greifen. 

Daß diese „Vergeltungsmaßnahmen“ 
für wirtschaftlich ähnlich starke Handels- 
partner durchführbar sein mögen, für 
wirtschaftlich schwächere Staaten (also 
z.B. EL gegenüber IL) jedoch keine reali- 
stische, auch nur im geringsten erfolgver- 
sprechende Form der Auseinandersetzung 
darstellen, zeigt, daß dem GATT-Vertrag 
hier offensichtlich ein Sanktionsmecha- 
nismus fehlt. 

Das vertragliche Regelwerk des GATT 
wird in Verhandlungsrunden (seit 1986 
läuft die sog. Uruguay-Runde) den sich 
weltweit ändernden Handelsinteressen an- 
gepaßt. 

Die EL hatten auch hier bisher nichts zu 
gewinnen. Ihre Delegationen sind zumeist 
nur sporadisch anwesend und haben sich 
nicht zu einer gemeinsamen Interessen- 
vertretung (wie etwa die ‚Gruppe der 77‘ 
inder UNCTAD) zusammengeschlossen. 

Die z.Zt. wirksamen Ausnahmerege- 
lungen zugunsten der ärmeren Vertrags- 
parteien, die im Rahmen der Uruguay- 
Runde schon wieder zur Diskussion stan- 
den, betreffen nach Seitz* 
® das Zugeständnis, in Ländern mit nie- 
derem Einkommen Maßnahmen zugun- 
sten bestimmter Wirtschaftszweige und 
zum Schutz der nationalen Wirtschaftspo- 
litik zuergreifen; 
® die Aufhebung des Meistbegünsti- 
gungsprinzips’ gegenüber EL, d.h. die 
Möglichkeit, mit EL bzw. zwischen EL 
Präferenzabkommen zu vereinbaren (wie 
z.B. im Rahmen des von der UNCTAD 
verwalteten Allgemeinen Präferenzsy- 
stems oder der Lom&-Abkommen® der 
EG); 
® die Befreiung von der Reziprozitäts- 
pflicht, d.h. von den weniger entwickelten 
Vertragsparteien werden keine Gegenlei- 
stungen für gewährte Zugeständnisse er- 
wartet. 

Wie wir seit Monaten, ja Jahren, beob- 
achten können, werden die Ergebnisse der 
Uruguay-Runde lediglich zwischen der 
Triade (EG, USA, Japan) ausgehandelt 
bzw. herausgezögert, von genau jenen 
Handelsblöcken bzw. Staaten, die auch in 
IWF und WB „das Sagen“ haben. 


Daß die IL den von ihnen vielgepriese- 
nen Zustand des Freihandels nicht etwa als 
umfassendes Ziel der GATT-Verhandlun- 
gen, sondern als pures Mittel zur Durch- 
setzung ihrer nationalen Interessen be- 
trachten, wird deutlich, wenn sie sich un- 
tereinander jahrelang um den Abbau von 
Landwirtschaftssubventionen oder um ein 
Ende des Protektionismus gegen verarbei- 
tete Produkte (z.B. Textilien) streiten. 

Unberührt von den Liberalisierungs- 
maßnahmen des GATT existiert seit 1974 
beispielsweise das Multi-Faser-Abkom- 
men (MFA), das ca. 90%’ des Welthan- 
dels mit Textilien regelt und die IL dazu 


berechtigt, Einfuhrquoten für Textilien 
aus EL festzulegen. Die betroffenen EL. 
pochen seit Jahren auf eine Eingliederung 
des Textilhandels in den GATT-Vertrag — 
bisher mit dem geringen Erfolg, daß die 
MFA-Regelungen voraussichtlich „nur 
noch“ für die kommenden zehn Jahre gel- 
ten werden. 

Aber auch andere — neu zu schließende 
— Sonderabkommen stehen auf der Agen- 
da der Uruguay-Runde: Die IL konnten 
sich mit ihrer Forderung, den Schutz „gei- 
stigen Eigentums“ und den Dienstlei- 
stungsverkehr in den GATT-Vertrag ein- 
zubeziehen, nicht gegen die EL durchset- 
zen, die zu recht die verstärkte Monopoli- 
sierung der IL-Konzerne in diesen Berei- 
chen befürchten. Sie planen nun, Sonder- 
abkommen abzuschließen, die aus dem 
GATT ausgegliedert werden und nur für 
die Staaten gelten, die sich daran beteili- 
gen. Für den Großteil der EL, wollen sie 
in Sachen Patentrecht und Dienstleistun- 
gen nicht noch weiter auf dem Weltmarkt 
zurückfallen, kommt diese Taktik der De- 
vise „Friß, Vogel, oder stirb“ gleich.‘ 


... sowie in den kapital- 
gesellschaftlich strukturierten 
Institutionen IWF... 


Will ein Land Mitglied des IWF wer- 
den, so muß es sich finanziell an dessen 
„Grundkapital“ beteiligen. Zu diesem 
Zweck wird ihm eine Quote zugeteilt, die 
sich nach seiner Wirtschaftskraft (Formel 
aus Volkseinkommen, Währungsreser- 
ven, Ein- und Ausfuhrschwankungen, 
Verhältnis zwischen Exporten und Natio- 
naleinkommen) richtet. Diese Quote be- 
stimmt zum einen den Stimmrechtsanteil 
des entsprechenden Landes im Fonds, 
zum anderen den Umfang seiner mögli- 
chen Kreditaufnahme. In der Geschichte 
des IWF spielten neben den Wirtschafts- 
daten allerdings auch immer wieder politi- 
sche Erwägungen bei der Vergabe der 
Quoten eine Rolle. Beispielsweise wurde 
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als Zugeständnis an die OPEC-Länder 
nach der ersten Olkrise 1975/76 deren 
Quote auf 10% verdoppelt, um sie stärker 
in das Weltfinanzsystem einzubinden; die 
Quoten der EL entsprechen bis heute nicht 
ihren ökonomischen Daten.” 

Dieses Quotensystem nach Art einer 
Kapitalgesellschaft führt zu einer grundle- 
genden Diskrepanz zwischen dem Stimm- 
rechtsanteil der Gruppe der EL und dem 
der IL: 1986 entfiel auf die Gruppe der IL 
(20% der Mitglieder) eine Quote von 
62%, während die EL (zwischen 70 und 
80% der Mitglieder) eine gemeinsame 
Quote von knapp 25% (ohne OPEC-Län- 
der) erreichten. Die USA halten mit ihrer 
Quote von ca. 20% eine Sperrminorität, 
da fast alle wichtigen Entscheidungen mit 
einer Mehrheit von 85% getroffen werden 
müssen. '® 

Wichtigstes Gremium des IWF ist das 
Exekutivdirektorium: es überwacht die 
Wechselkurse der Mitglieder, entscheidet 
über Ziehungswünsche und die damit ver- 
bundenen Auflagenprogramme und über- 
prüft die Wirksamkeit der laufenden An- 
passungsprogramme. Das Exekutivdirek- 
torium umfaßt 22 Mitglieder, wovon 5 
von den Staaten mit den höchsten Quoten/ 
Stimmrechten (USA, GB, BRD, Frank- 
reich, Japan) gestellt werden. Ein weiterer 
Sitz entfällt aufgrund seiner hohen Finan- 
zierungsleistungen (Regierungen können 
über die Quote hinaus Kredite an den IWF 
vergeben) seit 1978 auf Saudi-Arabien. 
Die übrigen 16 Direktoren vertreten 
Gruppierungen von Ländern, d.h. mehre- 
re EL schließen sich zusammen, um ge- 
meinsam einen Vertreter zu wählen. 


... und Weltbankgruppe 


In der Weltbankgruppe (WB) sind die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung/International Bank for Re- 
construction and Development (IBRD, 
gegründet 1945) sowie deren drei Toch- 
tergesellschaften, die Internationale Fi- 
nanz Corporation (IFC, 1956), die Inter- 
nationale Entwicklungsorganisation/In- 
ternational Development Association 
(IDA, 1960) und die Multilaterale Investi- 
tions-Garantie-Agentur (MIGA, 1988) 
zusammengefaßt. 

Voraussetzung für eine Mitgliedschaft 
bei der WB ist die Mitgliedschaft beim 
IWF. 

Die Organisationsstruktur der WB-Ge- 
sellschaften ist im Prinzip die gleiche wie 
die des IWF: oberstes Organ ist der Gou- 
verneursrat, der unter Vorbehalt einiger 
grundlegender Aufgaben alle geschäfts- 
führenden Befugnisse dem Direktorium 
übertragen hat. Jedes Mitgliedsland ent- 
sendet einen Vertreter in den Gouver- 
neursrat, dessen Stimmgewicht — wie 
beim IWF — von dem Kapitalanteil ab- 
hängt, den das entsprechende Land der 
WB als gezeichnetes Kapital zur Verfü- 
gung gestellt hat. Der Gouverneursrat hält 
eine Jahresversammlung ab, die als IWF- 


und Weltbanktagung bekannt ist und sich 
zu einem Treffpunkt der internationalen 
Finanzweltentwickelthat. 

Das Direktorium entscheidet über die 
Geschäftspolitik der Bank und beschließt 
über alle Darlehens- und Kreditvorschlä- 
ge. Es besteht derzeit aus 22 Mitgliedern, 
wobei — äquivalent zum IWF — fünf Di- 
rektoren von den Ländern mit den höch- 
sten Kapitalanteilen gestellt werden; die 
übrigen werden von den Gouverneuren 
der verbleibenden 150 Mitgliedsländer 
gewählt. Die USA verfügen allein über 
ca. 20% der Stimmen, die Gruppe der IL 
insgesamt (14% der Mitglieder) über 
66%." Das Prinzip der Kapitalgesell- 
schaft (Mitspracherecht je nach Anteil am 
gezeichneten Kapital) wirkt sich also auch 
hier dahingehend für die große Gruppe der 
EL aus, daß es ihnen selbst im Falle eines 
einstimmigen Konsenses innerhalb ihrer 
Gruppe unmöglich ist, irgendeinen Vor- 
schlag gegen den Willen der IL innerhalb 
der WB durchzusetzen. In diesem Zusam- 
menhang erscheint es zynisch, die „genos- 
senschaftliche Struktur“'? der Weltbank 
(Kreditgeber und Kreditnehmer sind ge- 
meinsam an der Beschlußfassung betei- 
ligt) in den Vordergrund zustellen. 

Die Direktoren wählen einen Präsiden- 
ten, der dem Direktorium Vorschläge un- 
terbreiten kann und für einige geschäftli- 
che und organisatorische Dinge zuständig 
ist. Alle WB-Präsidenten waren bisher 
US-Amerikaner. 

Die eingangs genannten vier WB-Orga- 
nisationen vergeben Kredite unter ver- 
schiedenen Bedingungen und Vorausset- 
zungen, wobei nur die IDA-Kredite für 
die ärmsten Länder der Welt (nach WB- 
Einteilung 1991 „über 40“'*) von Bedeu- 
tung sind, da sie im Gegensatz zu den 
IBRD- oder IFC-Krediten zinsfrei sind 
und eine sehr lange Laufzeit haben. 

Anfang der 80er Jahre betrug der Anteil 
der IDA-Kredite an den WB-Krediten et- 
wa 30%". Dieser Anteil dürfte bis heute 
gesunken sein, da sich die wirtschaftlich 
stärksten IDA-Mitglieder USA, BRD und 
Japan einer Mittelaufstockung der IDA 
widersetzen. 


4 


Strukturanpassungsprogramme 


1980 führte die WB sog. ‚Strukturan- 
passungskredite‘ ein. In enger Zusam- 
menarbeit mit dem IWF erstellt sie Pro- 
grammpakete für kreditsuchende Länder, 


an die sich diese halten müssen, wollen sie 
die Kreditsumme teilweise oder gar in vol- 
lem Umfang beanspruchen. 

Die WB ist „bis heute primär eine Inter- 
essen-Institution der Industrieländer, die 
dazu beitragen soll, Privatkapital in Ent- 
wicklungsländern produktiv zu verwer- 
ten. Dies verdeutlicht die Tatsache, daß 
selbst inden 70er Jahren die „least develo- 
ped countries“ weniger als zehn Prozent 
allerIBRD/IDA-Kredite erhielten.“ 

Neben den strukturimmanenten Unge- 
rechtigkeiten (Stimmrechtsverteilung) ist 
vor allem die Härte der Auflagen zu kriti- 
sieren, die im allgemeinen hauptsächlich 
die unteren Bevölkerungsschichten der 
Schuldnerländer treffen und das betroffe- 
ne Land für die Zeit ihrer Durchführung 
des wirtschaftspolitischen Selbstbestim- 
mungsrechts berauben. 

Nach Chahoud'® bedeutet die sogenann- 
te Beseitigung der Ineffizienz des öffentli- 
chen Sektors und die Einführung markt- 
orientierter Preispolitiken für die Bevöl- 
kerungsmehrheit stets Massenentlassun- 
gen, Streichung der Subventionen für 
Grundnahrungsmittel bzw. für das Öffent- 
liche Transportwesen, Kürzungen im Ge- 
sundheits- und Bildungswesen. 

Ein grundsätzlicher Kritikpunkt an der 
Politik des IWF ist seine einseitige Aus- 
richtung an der monetären Zahlungsbi- 
lanztheorie: 

Der IWF macht für Zahlungsbilanzpro- 
bleme eine hohe Inflationsrate des ent- 
sprechenden Landes verantwortlich, die 
steigende Importe und sinkende Exporte 
zur Folge hat. Nach monetaristischen 
Grundprinzipien kann einer Inflation nur 
durch die Verringerung der Geldmenge 
auf Staats- und Privatebene begegnet wer- 
den. Darauf zielen die IWF- und WB-Auf- 
lagen ab. Abgesehen davon, daß sie bisher 
in den allerwenigsten Fällen kurzfristig zu 
einem Inflationsrückgang geführt haben, 
können sie zahlreiche negative Effekte 
auslösen.'” Sander, Sommer'® fassen zu- 
sammen: „Die wirtschaftspolitischen 
Auflagen des IWF sind alles in allem ein 
äußerst unsoziales, reaktionäres und men- 
schenverachtendes Paket. Konflikte in der 
Gesellschaft werden vorprogrammiert 
und verschärft; Konflikte, die dann ein 
Polizei- und Militärapparat niederhält.“ 


Reformvorschläge und 
Alternativen zur herr- 
schenden Weltwirtschaftsordnung 


In wenigen Sätzen alle wichtigen Ansät- 
ze zur Reform oder Veränderung der herr- 
schenden Weltwirtschaftsordnung (auf 
die sich IWF, WB und GATT schließlich 
stützen und die sie maßgeblich verteidi- 
gen, weil sie in ihrer Logik keine Alterna- 
tive hat) darzustellen, ist nicht möglich. 
Ich möchte deshalb an dieser Stelle auf die 
im Literaturverzeichnis aufgeführten sehr 
nützlichen, verständlich geschriebenen 
und aktuellen Bücher von Wagner sowie 
Trägerkreis (...)/Grüne verweisen. 
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Die Forderung der EL nach einer „Neu- 
en Weltwirtschaftsordnung“ wird nun 
zwar bald 20 Jahre alt, hat an Brisanz je- 
doch gewonnen. Erarbeitet wurde dieses 
Paket zur Neuordnung der Weltwirtschaft 
innerhalb der UNCTAD IV” im Jahr 
1976. Seine wichtigsten Elemente bein- 
halten: 


1) Integriertes Rohstoffprogramm (Ko- 
ordinierung vieler einzelner Rohstoffab- 
kommen u.a. zur Erzielung „gerechter“ 
und stabiler Preise und Erlöse) 

2) Hilfe bei der Industrialisierung der 
EL (die EL strebten einen Anteil von 25% 
an der Weltindustriegüterproduktion bis 
zum Jahr 2000 an — 1975 lag dieser Anteil 
beica. 7%) 

3) Bildung verschiedener Produzenten- 
kartelle 

4) Souveränität, Enteignung von aus- 
ländischem Eigentum nach nationalem 
Recht, nichtnach Völkerrecht 

5) Neuordnung des Weltwährungssy- 
stems 

6) Weltumschuldungskonferenz mit 
dem Ziel eines generellen Schuldenmora- 
toriums 

7) Erfüllung des 1%- bzw 0,7%-Ziels 
bis zum Jahr 1978 (Anteil der Entwick- 
lungshilfe am Staatshaushalt der IL) 

8) Transfer von Technologie in EL zu 
Vorzugsbedingungen 

9) Förderung der Nahrungsmittelerzeu- 
gung, Nahrungsmittelhilfe 

10) Kontrolle der multinationalen Un- 
ternehmen. 


Dieses Bündel ist einmalig: es stellt den 
umfangreichsten Forderungskatalog be- 
züglich der Weltwirtschaftsordnung dar, 
den alle EL je gemeinsam aufgestellt ha- 
ben. Das Konzept für eine „Neue Welt- 
wirtschaftsordnung“ wurde über Jahre 
hinweg in und auch außerhalb der UN- 
CTAD diskutiert, jedoch von den IL (mit 
Ausnahme von Holland und Schweden)” 
nie akzeptiert. 

Ziel jeder Entwicklungsstrategie sollte 
meiner Ansicht nach die finanzielle und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit der EL 
von den IL sein. Ein wichtiger Schritt in 
diese Richtung wäre die Orientierung auf 
die regionalen Märkte und die Intensivie- 
rung des Süd-Süd-Handels. Eines der er- 
sten Probleme, die sich bei dieser Überle- 
gung stellen, ist die Tatsache, daß sich ein 
„Intra-EL-Handel“ im Moment auf Nah- 
rungsmittel- und Industrierohstoffe be- 
schränken würde und damit nicht beson- 
ders ins Gewicht fiele. Die Industrialisie- 
rung der EL (s.o.) ist deshalb unverzicht- 
bar. Eine Möglichkeit, die Industrialisie- 
rung zu beschleunigen, wäre ein generel- 
ler Schuldenerlaß (vgl. Punkt 6). Dieser 
wäre auch Voraussetzung zur teilweisen 
Befreiung vieler EL vom Zwang der Devi- 
senerwirtschaftung, denn diese ist der 
Hauptgrund für die Exportabhängigkeit 
vielerEL. 

Sinkt die Abhängigkeit einer Volkswirt- 
schaft vom „Rohstoffexport-um-jeden- 


Wenn das Faß überläuft: Ein Aufstandalter 
Männer (1987) 


Preis“, so steigt die Bereitschaft, gemein- 
sam mit anderen Staaten Rohstoffkartelle 
mit dem Ziel der Preissteigerung (vgl. 
Punkt 3) zu bilden, die dann auch größere 
Erfolgschancen hätten. 

Ein genereller Schuldenerlaß ist aller- 
dings ein zweischneidiges Schwert, denn 
direkt werden dadurch lediglich die be- 
troffenen Regierungen unterstützt, Regie- 
rungen, die in den allermeisten Fällen bei- 
spielsweise einen verglichen mit anderen 


Haushaltsposten gigantischen Militäretat 
unterhalten. 

Hier stellt sich nun die Frage, ob es 
sinnvoll ist, den Erlaß von Schulden an be- 
stimmte Auflagen zu knüpfen (wie sie z.B. 
in bezug auf Umweltschutzmaßnahmen 
von IWF und WB schon seit einiger Zeit 
erhoben werden). Ziemlich unwahr- 
scheinlich ist allerdings, daß IWF oder 
WB einen Schuldenerlaß an Auflagen wie 
„Landreform“ oder andere Veränderun- 
gen, die die Macht- und Besitzverhältnisse 
(die ja in den meisten EL für die Armut der 
Masse der Bevölkerung maßgeblich ver- 
antwortlich sind) angreifen, koppeln wür- 
den. 

Es stellt sich die Frage nach einer 
grundsätzlichen Reform der dargestellten: 
Institutionen. Allein das unleugbare Inter- 
esse der IL an diesem System läßt grundle- 
gende Änderungen nicht realistisch er- 
scheinen.?! 

Katja Schenkel studiert Volkswirt- 

schaft an der Fernuni Hagen und lebt in 

Villingen 
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Auf dem Wege zur Neuen Weltordnung . 


.. (Die glorreichen Sieben - 1960) 


Krieg oder Frieden 


Deutsche Soldaten in einer nicht so ganz neuen 


Weltordnung 


Ä Renate Lüdeke 


eit dem Untergang der UdSSR als 

Weltmacht wird die Beschlußfas- 

sung im Sicherheitsrat der Verein- 
ten Nationen nicht mehr durch das i.S. der 
jeweiligen Blockinteressen ausgeübte Ve- 
torecht verhindert. Dadurch wird im Be- 
reich der sog. Sicherheitspolitik der UNO 
fast alles machbar. In die weltweite Dis- 
kussion, was machbar sein soll, gliedert 
sich die in Deutschland umstrittene Frage 
ein, ob und inwieweit die Bundeswehr an 
militärischen Aktionen der VN beteiligt 
seinsoll. 

Gingen alle bundesdeutschen Regierun- 
gen bis in die zweite Hälfte der 80er Jahre 
davon aus, daß das Grundgesetz den Ein- 
satz deutscher Soldaten außer zur Landes- 
verteidigung (Artt. 87a Abs. 2, 115a GG) 
bzw. zur kollektiven Verteidigung des 
NATO-Bündnisgebietes (Artt. 87a Abs. 
2,24 Abs. 2.GG) verbiete, so machte sich 
insbesondere die CDU/CSU verstärkt die 
Ansicht eines Teils der staatsrechtlichen 
Literatur zueigen, nach der auch Einsätze 
unter dem Befehl der VN und out of area 
vom GG zugelassen seien." Während die 
Bundesregierung immer weitere Tatsa- 


chen schafft, angefangen von Minensuch- 
truppen im Golf, über Sanitätssoldaten in 
Kambodscha, AWACS-Flüge bis hin zum 
Somalia-Einsatz hat sich das Bundesver- 
fassungsgericht noch nicht inhaltlich zu 
den staatsrechtlichen Streitfragen geäu- 
Bert.” Einigkeit herrscht lediglich dar- 
über, daß rein humanitäre Aktionen nicht 
als Einsätzte i.$. des Art. 87a GG zu wer- 
ten und somit vom GG zugelassen sind.” 


Die Charta der VN 


Was in der UNO zur Konflikt- und 
Kriegsbewältigung möglich ist, sollte sich 
aus deren rechtlicher Grundlage, der 
Charta, ergeben. Diese sieht neben allen 
denkbaren friedlichen Mitteln (Artt. 33- 
41) inden Artt. 42ff militärische Maßnah- 
men unter Befehlsgewalt des Sicherheits- 
rates und des Generalstabsausschusses, 
bestehend aus Militärs der ständigen Mit- 
glieder des Sicherheitsrates, vor. Voraus- 
setzung für diese Maßnahmen ist nach 
Art. 43 die Bereitstellung von Streitkräf- 
ten durch die Mitgliedstaaten der VN. Art 
und Umfang dieser Bereitstellung soll 


“nach der Charta durch Sonderabkommen 


festgelegt werden. Solche Abkommen 
sind bis heute nicht zustandegekommen, 
da insbesondere die Großmächte niemals 
daran interessiert waren, militärische Ge- 
walt, wenn auch wegen ihrer fortdauern- 
den Einflußnahme nur teilweise, aus der 
Hand zu geben. Von den meisten Län- 
dern, allen voran den USA, ist auch in ab- 
sehbarer Zukunft ein solcher Verzicht auf 
rein nationale Machtpolitik nicht zu er- 
warten. So ist also das Konzept der Charta 
für militärisches Vorgehen nicht zu reali- 
sieren.* 

Geschaffen und praktiziert wurde daher 
ein anderes militärisches Prinzip: das der 
Blauhelme. Sie finden in der Charta keine 
ausdrückliche Grundlage, gelten aber in- 
zwischen durch allgemeinen Konsens 
bzw. Völkergewohnheitsrecht als legiti- 
miert. 


Die Blauhelme 


Nach der Grundidee einer friedlichen 
Truppe sollen die Blauhelme der VN der 
Friedenserhaltung und -konsolidierung 
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Reönt "” 


dienen. Sie treten erst nach Bestehen eines 
tatsächlichen Waffenstillstandes und mit 
Zustimmung aller beteiligten Parteien in 
Aktion. Sie bestehen als SoldatInnen klei- 
ner Staaten und tragen Waffen nur zur 
Selbstverteidigung. In dieser Form kön- 
nen sie diverse Aufgaben von der Puffer- 
zone zwischen den Parteien bis zur Wahl- 
überwachung haben, denen eines gemein- 
sam ist: sie sollen deeskalierend sein. 
Dementsprechende Einsätze von Blauhel- 
men (peace keeping), z.B. in Zypern, wo 
sie als Pufferzone zwischen dem türki- 
schen und dem griechischen Gebiet die 
Teilung der Bevölkerung zwar nicht voll- 
ends überwinden, aber doch zur Entspan- 
nung beitragen konnten, haben ihnen 
weltweite Anerkennung auch der Frie- 
densbewegung erbracht und teilweise gar 
zu einer Mystifizierung von Blauhelmein- 
sätzen an sich geführt.° Da aber diese Vor- 
gehensweise und Aufgaben der Blauhel- 
me nirgends festgeschrieben sind, ist die 
grundsätzliche Zustimmung zu allen Blau- 
helmaktionen blauäugig. Die tatsächliche 
Form eines Einsatzes wird vielmehr von 
Fall zu Fall vom Sicherheitsrat, d.h. von 
den ständigen Mitgliedern, d.h. vor allem 
von den USA, GB und Frankreich fest- 
gelegt. Sie kann durchaus eskalierende 
Formen annehmen und hat dies im Kon- 
gokrieg 1960-65 auch schon getan. Wird 
den Blauhelmen wie in Somalia der Weg 
von diversen nationalen Truppenteilen 
unter Einsatz militärischer Gewalt frei- 
gemacht, so wird ihre Friedlichkeit zur 
Farce. Auch die Entwicklung eines Blau- 
helmeinsatzes ist in jeden Einzelfall, vor 
allem bei Großeinsätzen, ungewiß. Wird 
ein Gebiet von den VN als „befriedet“ 
bezeichnet, so schließt dies nicht aus, daß 
es dort große Waffendepots und einen ho- 
hen Organisationsgrad bewaffneter Grup- 
pierungen gibt, wie z.B. in dem soma- 
lischen Ort Belet Ven, an dem seit dem 15. 
Mai 1993 deutsche Soldaten als Blauhel- 
me geschickt werden.® 


... am Beispiel Kambodscha 


Im November 1991 wurden in Paris die 
Friedensverträge für Kambodscha unter- 
zeichnet und von allen Parteien dem Ein- 
satz von Blauhelmen zugestimmt. Bis 
März 1992 wurde die UNO in Kambod- 
scha von einer relativ kleinen Vorberei- 
tungsgruppe vertreten. Dann wurde die 
Verwaltung des Landes von der United 
Nations Transitional Authority (UNTAC) 
übernommen, Diese konnten zwar die Si- 
tuation relativ ruhig und geordnet halten; 
befrieden konnten sie das Land bisher 
nicht. Weiterhin finden Pogrome gegen 
die vietnamesische Bevölkerung und 
Überfälle vor allem der Roten Khmer 
statt; auch die UNO-Truppen werden an- 
gegriffen. Gewalt ist in 22 Jahren Krieg 
zur Gewohnheit geworden. Die sozialen 
Probleme können nur langsam entschärft 
werden, teilweise werden sie durch das 
UN-Personal auch verschlimmert (ver- 
stärktes soziales Gefälle, Prostitution). 


Ein Staatsangehörigkeitsgesetz ist bisher 
gescheitert. Die Kriegsparteien, allen vor- 
an die Roten Khmer, nutzen die oberfläch- 
liche Ruhe, um ihre Position zu stärken. 
Es steht zu befürchten, daß nach Abzug 
der UNTAC der Krieg wieder voll aus- 
bricht, auf jeden Fall der Rassismus. So 
wird diese großangelegte UN-Aktion nur 
begrenzte und vermutlich vorübergehen- 
de positive Wirkung zeigen, was sowohl 
an äußeren Umständen, wie mangelndem 
Friedenswillen und gesellschaftlicher 
Zerrüttung, als auch an inneren Mängeln, 
wie unflexible Organisation von New 
York aus und schlechte Vorbereitung des 
Personals auf die lokalen Gegebenheiten 
liegt. 

Das zwangsläufige Mißlingen gutge- 
meinter Blauhelmeinsätze mit selbstaufer- 
legter Friedlichkeit in kriegsgewillter 
Umgebung hat immer mehr Stimmen laut 
werden lassen, den Auftrag der Blauhel- 
me nunmehr als Militärs im klassischen 
Sinn, nämlich gewalttätig, grundsätzlich 
auf sog. friedensschaffende i.e. kriegeri- 
sche Maßnahmen (peace enforcing) aus- 
zuweiten.” Teilweise wird dazu auch eine 
neue Truppe der VN außerhalb der Vorga- 
ben der Charta gefordert.® Die Forderung 
nach gewaltsamem Vorgehen entspringt 
bei vielen aus der Einsicht der Hilflosig- 
keit gegenüber vieler Kriege. Was aber 
die Folgen eines solchen Vorgehens sind, 
außer der Potenzierung der Gewalt und 
des genau wie bei friedlichen Einsätzen oft 
unvermeidbaren Scheiterns im Einzelfall, 
und was für eine Rechtfertigung es für den 
Einsatz von Gewalt durch die UNO geben 
soll, dafür wird häufig der Begriff der 
„Neuen Weltordnung“ bemüht, als Grund 
und Ziel gleichermaßen. 


„Neue Weltordnung“ 


Die alte Weltordnung der zwei Blöcke 
hat einer neuen Platz gemacht, die geprägt 
ist von der Vormachtstellung der USA und 
der reichen Länder des Nordens, und die 
das sein wird, was vor allem diese Länder 
aus ihr machen. Geblieben ist als wesentli- 
cher Bestandteil der alten Weltordnung 
der Nord-Süd-Konflikt, der durch den 
Wegfall der Konkurrenzsituation zwi- 
schen den Weltmächten noch verschärft 
ist. George Bush, der den Begriff der 
„Neuen Weltordnung“ im zweiten Golf- 
krieg prägte, wollte daraus „Partnerschaft 
der Nationen, Herrschaft des Rechts, Zu- 
sammenarbeit und kollektives Handeln, 
Demokratie, Frieden, Freiheit, Stabilität, 
Abrüstung, Wohlstand, offene Grenzen 
und Wettbewerb der Ideen“ machen und 
hat den Golfkrieg geführt. 


... am Beispiel Irak 


Gründe und Verlauf des zweiten Golf- 
krieges sind wohl noch hinreichend im 
Gedächtnis. Nachdem die VN auf die Be- 
setzung Kuwaits erstaunlich schnell mit 
Verurteilung und wirtschaftlichen Sank- 
tionen reagiert hatten, gaben sie per Reso- 


lution den Alliierten die Ermächtigung, 
allen zum Einmarsch in Kuwait erlassenen 
Resolutionen „Geltung zu verschaffen 
und sie durchzuführen und den Weltfrie- 
den und die internationale Sicherheit in 
diesem Gebiet wiederherzustellen“. Mit 
dieser Resolution gab die UNO die Auf- 
sicht über das Geschehen endgültig ab, 
ohne auch nur eine zeitliche Begrenzung 
zu setzen, und zeichnete sich bei der ge- 
waltsamen Konfliktbewältigung durch 
Abhängigkeit aus. Die USA und ihre Ver- 
bündeten hatten nur unter dem Namen der 
VN operiert und so gezeigt, unter welchen 
Bedingungen Kampfeinsätze der UNO zu 
erwarten sind. 


Nun dachten bei diesem Krieg viele, es 
sei ein denkbar „gerechter“ und „sinnvol- 
ler“. Ein Diktator überfällt ein kleines 
Land und besetzt es, bricht dort Men- 
schenrechte und weicht allen Aufforde- 
rungen und friedlichen Sanktionen nicht. 
Der Irak konnte zurückgedrängt, das vor- 
dergründigste Ziel somit erreicht werden. 
Krieg war nicht nur wieder denkbar, son- 
dern sogar gewinnbar. Tatsächlich aber 
hat sich in Kuwait und im Irak nichts ver- 
bessert, der Krieg hat neben der Wieder- 
herstellung des vorherigen völkerrechtli- 
chen Zustandes nichts gebracht, außer ca. 
100.000 Gefallenen, Verfolgung, Völker- 
mord, Armut, Umweltzerstörung. Dieser 
Krieg fand also auch in der „Neuen Welt- 
ordnung“ keine Rechtfertigung und kei- 
nen Sinn, denn eine denkbare Rechtferti- 
gung von gewaltsamem Vorgehen könnte 
nur direkte oder indirekte Hilfe für die Be- 
völkerung sein. Tatsächlich erheben die 
ProtagonistInnen der „Neuen Weltord- 


nung“ nicht den Anspruch, die für Krieg, 


„.. mit Deutschland als Juniorpartner?! 
(links: Horst Buchholz) 


Bürgerkrieg und Terror ursächlichen Pro- 
bleme zu beheben. Es geht ihnen nicht um 
die Sicherheit aller Staaten voreinander, 
sondern um die Sicherheit der weltpoliti- 
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schen und wirtschaftlichen Positionen der 
mächtigen Länder, insbesondere der stän- 
digen Mitglieder des Sicherheitsrates, die 
durch ihr Vetorecht eine absolute Vor- 
machtstellung in den VN haben. Die 
„Neue Weltordnung“ stellt sich als nichts 
anderes dar, als die Hegemonie der mäch- 
tigen Nordstaaten und die Erhaltung des 
status quo. Ob es überhaupt eine Legiti- 
mation oder einen Sinn von gewaltsamen 
Eingriffen geben kann, ist zu bezweifeln. 
Bei der derzeitigen Ungleichgewichtung 
innerhalb der VN kann es sie schon des- 
halb nicht geben, weil diese Gewalt auf- 
grund der Rechtsetzung der Hegemonial- 
mächte, ihres im Einzelfall kaum über- 
schaubaren Interessengeflechts und nur 
gegen relativ schwache Staaten bzw. nicht 
gegen jene selbst angewandt wird. Ge- 
waltsames Vorgehen ist daher weder zur 
Erhaltung der jetzigen, noch in der derzei- 
tigen Situation zur Durchsetzung einer zu- 
künftigen Weltordnung angebracht. 

Die Möglichkeiten zur Prävention und 
zu friedlichem Vorgehen dagegen sind 
mannigfach und müßten mit dem entspre- 
chenden Nachdruck, auch unter wirt- 
schaftlichen Einbußen, durchgesetzt wer- 
den. 


Machtpolitik 
unter dem Mantelder UNO 


Welches Interesse bei vielen besonders 
eifrigen VertreterInnen der Entsendung 
deutscher Soldaten auch für Kampfeinsät- 
ze im Vordergrund steht, wird an deren 


Forderung deutlich, bei der Gelegenheit’ 


auch out of area-Einsätze der Bundeswehr 
„im Rahmen von“ NATO und WEU zuzu- 
stimmen.” Out of area bedeutet außerhalb 
des festgelegten Verteidigungsgebietes 
der beiden Bündnisse (Europa, Nordame- 
rika, Nordatlantik). Dadurch wird nicht 
einmal mehr vorgeschützt, es gehe um ein 
weltweites Interesse am Bestand des 
Völkerrechts, das durch militärische 
Sanktionen durchgesetzt werden soll, die 
zumindest durch die Grundlage der Be- 
schlußfassung aller souveränen Staaten ei- 
ne gewisse Vermutung für Legitimation 
erhalten. Ganz offen wird die Weltpolizei 
der mächtigen Bündnisse gefordert, um 
nationale und Bündnisinteressen — ein- 
schließlich der ökonomischen — weltweit 
durchzusetzen.'? Allein die Einbindung in 
irgendein multinationales Vorgehen 
macht es eben noch nicht besser als ein na- 
tionales, wie oft unterstellt wird. 

Von den BefürworterInnen einer Trup- 
penentsendung ist das psychologische 
Zwingwort „Verantwortung“ in den Vor- 
dergrund ihrer Argumentation gestellt. 
Existiert eine solche „gewachsene Verant- 
wortung des wiedervereinten Deutsch- 
lands, alle Pflichten und Rechte in der 
UNO wahrzunehmen“'', so ist ihr nach 
dem sprachlichen Verständnis des Wortes 
ohne Diskussion nachzukommen. Eine 
Verantwortung, durch intensive Mitarbeit 
bei gleichzeitiger Selbstbeschränkung die 


globale Verständigung und die Konflikt- 
verhütung zu fördern, mag es geben, nicht 
aber eine Verantwortung, auf Menschen 
zu schießen. Deutlich wird bei vielen für 
eine Truppenentsendung eingebrachten 
Argumenten, daß es vor allem um das 
Streben nach Machtpositionen geht. So 
auch bei der bedenkenlosen Gleichsetzung 
von offensiver Militärpolitik mit politi- 
scher Handlungsfähigkeit, Bündnis- und 
Politikfähigkeit'? und der Forderung nach 
einem ständigen Sitz im Sicherheitsrat der 
VN. 


Müssen wir 
oder sollen wir lieber nicht? 


Es stelltsich die Frage, welche Rolle die 
BRD in der Neuen globalen und nationa- 
len Lage spielen soll. Der These, mit dem 
vorbehaltlosen Beitritt zu den VN sei für 
die BRD eine völkerrechtliche Pflicht zur 
Bereitstellung von Truppen entstanden, ist 
zu widersprechen. Maßgeblich ist die Spe- 
zialnorm des Art. 43 UN-Charta. Zum 
Abschluß von Abkommen über die Zur- 
verfügungstellung von Truppen begrün- 
det er keine Verpflichtung'; die BRD wä- 
re auch die erste, die ein solches Abkom- 
men mit den VN unterzeichnete. Be- 
schlüsse des Sicherheitsrates, die Kapitel 
VII der Charta betreffen, sind nicht bin- 
dend.'* Die übrigen militärischen Vorge- 
hensweisen „im Rahmen der UNO“ mö- 
gen zwar völkerrechtlich legitimiert sein, 
eine Pflicht zur Beteiligung, gar durch 
Entsendung von Truppen gibt es mangels 
Nennung in der Charta nicht.'” Auch von 
einer „Sonderrolle“ Deutschlands zu 
sprechen, ist falsch. Etliche Staaten haben 
sich noch nie und werden sich wohl auch 
nicht mit Truppen an militärischen Einsät- 
zen beteiligen, sei es aus tatsächlichen 
(Zwergstaaten) oder sei es aus rechtlichen 
(z.B. Österreichs Neutralität) Gründen. 
Japan hat sich mit der erst 1992 erfolgten 
erstmaligen Entsendung von Blauhelm- 
Truppen nach Kambodscha aufgrund ei- 
nes neu geschaffenen Gesetzes von verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken gelöst, will 
aber die Aufgaben der Blauhelme auf 
friedliche Missionen beschränkt wissen. '* 
Blauhelmeinsätzen mangelt es übrigens 
nie an SoldatInnen, sondern immer an 
Geld. Größter Schuldner sind die USA. 

Auch ist es erst die zweite Überlegung, 
ob wir eine Verfassungsänderung brau- 
chen. Es geht vielmehr darum, sich zu ent- 
scheiden, ob die bisher mehr oder weniger 
freiwillige zivile Außenpolitik aufrecht 
erhalten werden soll, oder ob die Deut- 
schen weltweit militärisch präsent sein 
wollen, unter nicht absehbaren Bedingun- 
gen. Hier sollten keine faden Kompromis- 
se geschlossen werden, aus irgendwel- 
chen außerhalb des Problems liegenden 
Gründen. Die Entscheidung zu einer zivi- 
len Außenpolitik ist durchaus keine 
„Drückebergerei“, sondern, wird sie 
selbstbewußt vertreten, der dringend not- 
wendige Gegenpunkt zu immer größerer 


Bereitschaft, mit Waffengewalt vorzuge- 
hen. Der Beweis, daß mit militärischer 
Gewalt einer Bevölkerung dauerhaft ge- 
holfen werden kann, steht noch aus. Aus 
der Einsicht heraus, daß es gegen einen 
einmal ausgebrochenen Krieg meistens 
kein Mittel gibt, sollte die deutsche Au- 
Benpolitik die Bekämpfung von Ursachen 
und Folgen des Krieges vorantreiben. 
Mag es bestimmte Formen von Blauhelm- 
einsätzen geben, die in diesem Sinne sind, 
eine Festlegung auf solche Aufgaben in- 
nerhalb der UNO nicht. Auf deutsche 
Blauhelme, die sich aufgrund nationaler 
Gesetze beim ersten Schuß zurückziehen, 
werden die. VN wohl verzichten. Einer 
friedlichen, deeskalierenden Aufgabe von 
Blauhelmen ist auch nicht mit der Präsenz 
einer zumindest wirtschaftlichen Groß- 
macht gedient. 

Renate Lüdeke, Bochum 
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Recht” 


„Beam me up, Scotty! 
.... (Star Trek V- 1989) 


Intervention zur Durchsetzung von 
Demokratie und Menschenrechten? 


Stefan Ludmann 


as Ende des Ost-West-Gegensat- 
D zes hat 1989/90 die Hoffnung auf 

dauerhaften Frieden und gemein- 
samen Wohlstand in einer Welt genährt. 
Gleichzeitig schienen Demokratie und 
Menschenrechte einen späten, aber den- 
noch endgültigen Sieg errungen zu ha- 
ben.' Der Westen mit seiner Demokratie 
und seinem Wirtschaftssystem feierte sich 
mal offen, mal bescheiden als Gewinner 
des Kalten Krieges. 

Drei Jahre danach ist diese Euphorie 
über den neuen, uni-polaren Zustand der 
Welt einer gewissen Ratlosigkeit oder gar 
Resignation gewichen: Blutige Regional- 
konflikte und Bürgerkriege mit ihren 
Menschenrechtsverletzungen und ihrer 
Demokratiefeindlichkeit lassen die Welt 
jetzt unsicherer, friedloser und unkontrol- 
lierbarer erscheinen als vor der Zeiten- 
wende 1989. 

In dieser Situation erlebten die Verein- 
ten Nationen (UN) wie selbstverständlich 
ihre „Wiedergeburt“. Mehr als vier Jahr- 
zehnte agierten sie durch das Blockdenken 
ihrer Mitglieder in engen Grenzen; genau 
279 Mal lähmten die fünf ständigen Mit- 
glieder des Sicherheitsrates mit ihrem Ve- 
to die Arbeit dieses wichtigsten Gremi- 
ums.? Mit der neuen Einigkeit im Sicher- 
heitsrat entfalten nun auch die in der UN- 
Charta angelegten Normen ihre Kraft, er- 


scheinen nicht nur als Rechtshülsen, son- 
dern reklamieren jetzt durchsetzbares 
Völkerrecht. 

Im Fokus der Diskussion steht insbe- 
sondere das Instrumentarium des Kapitel 
VII. Hier weist die Charta dem Sicher- 
heitsrat bei Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit weitge- 
hende Kompetenzen zu. Diese Kompeten- 
zen, die politische, wirtschaftliche und 
militärische „Maßnahmen“ legitimieren, 
kollidieren mit dem in Art. 2, Abs. 1 und 7 
formulierten Souveränitätsprinzip und 
dem in Art. 2, Abs. 4 normierten Gewalt- 
verbot. Spätestens hier drängen sich zwei 
Fragen inden Vordergrund: 

1. Bleibt die Kompetenz des Sicher- 
heitsrates auf die Wahrung des Weltfrie- 
dens und der internationalen Sicherheit 
beschränkt, oder muß diese auf die Garan- 
tie von Menschenrechten und Demokratie 
erweitert werden? 

2. Welche Kriterien könnten „kollekti- 
ve Sicherheitsmaßnahmen“ oder Inter- 
ventionen rechtfertigen? 


Der Mensch im Mittelpunkt 


Diese Fragen benennen nur einzelne 
Aspekte aus einer breiten Diskussion, die 
in Politikwissenschaft und Völkerrecht 
vor dem Hintergrund der Kriege und der 


Not in Jugoslawien, Irak, Somalia, Ango- 
la und anderen Konfliktzentren sehr kon- 
trovers geführt wird. Der akademische 
Diskurs der Professoren und auch der Po- 
litiker vergißt dabei nur allzu häufig den 
Kern der Dinge: Im Mittelpunkt steht der 
Mensch in seiner Unversehrtheit, seiner 
Würde und seiner Freiheit. Völkerrecht 
und Politik tragen dazu bei, daß das nicht 
zum leeren Pathos wird. Das Völkerrecht 
muß hier von einem Recht der Staaten zu 
einem Recht der Völker und Menschen 
werden.’ Dabei ist das Völkerrecht Weg- 
bereiter der Politik; es kodifiziert und le- 
gitimiert, was politisch gewollt wird. 


Mehr Kompetenzen 
‚für den Sicherheitsrat? 


Es mag zynisch erscheinen, vor dem 
Hintergrund von Leid und Elend in den 
Konfliktfeldern Europas, Asiens und Af- 
rikas zu fragen, ob dort und anderswo De- 
mokratie durch Intervention durchgesetzt 
werden sollte. Brauchen die Menschen 
nicht erst Frieden und die Sicherung 
grundlegender Menschenrechte, bevor 
über Demokratie gesprochen werden 
kann? Der Einwand scheint berechtigt. 

Die westliche Völkerrechtswissen- 
schaft entgegnet ihm mit dem Hinweis, 
daß alle drei Aspekte — Frieden, Men- 
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schenrechte und Demokratie — miteinan- 
der verwoben sind und einander bedin- 
gen. Gerade wegen dieser Interdependenz 
wird gefordert, die Kompetenz des Si- 
cherheitsrates auch auf die Garantie von 
Menschenrechten und Demokratie auszu- 
dehnen.* 

Für die Menschenrechte läßt sich dabei 
zunehmend Konsens in der Völkerrechts- 
wissenschaft ausmachen. Es herrscht 
prinzipiell Einigkeit, daß massenhafte 
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Menschenrechtsverletzungen wie Völker- 
mord, Apartheid, Folter oder Sklaverei 
Maßnahmen nach Kapitel VII rechtferti- 
gen, wenn auch angemahnt wird, diese 
fast gewohnheitsrechtliche Kompetenzer- 
weiterung endlich zu kodifizieren. Der In- 
ternationale Gerichtshof spricht von 
„grundlegenden Rechten“° und auch die 
Praxis der UN zeigt in der Sicherheitsrat- 
resolution 688 vom 5. April 1991, in der 


die Situation des kurdischen Volkes im 
Irak behandelt wird, eine Ausdehnung sei- 
ner Kompetenzen auch auf die Wahrung 
der Menschenrechte. 

Weit komplizierter ist die Frage, ob es 
eine „Pflicht zur Demokratisierung“ gibt. 
Der amerikanische Völkerrechtler Tho- 
mas Franck bejaht diese Frage. Unter der 
Prämisse, daß nur Demokratie Herrschaft 
legitimieren kann, stellt er zwei Aspekte 
heraus: Erstens könnten die Regierungen 
ihre Legitimität nur erreichen, wenn sie 
eine „normative Erwartung“ der Staaten- 
gemeinschaft erfüllten. Zweitens könnte 
diese Erwartung nur erfüllt werden, wenn 
die Regierung mit „Zustimmung der Re- 
gierten“ herrsche. Durch Gewohnheits- 
recht verwandele sich diese ehemals nur 
„moralische Vorschrift“ in eine durch 
Völkerrecht begründete Pflicht, die schon 
in der Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte und den Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte an- 
gelegt sei. Aus dieser Feststellung leitet 
Franck ein Recht der Staaten ab, die De- 
mokratie auch in „totalitären Überbleib- 
seln“ durchzusetzen. Als weiteres Argu- 
ment führt er die Konfliktfreiheit unter 
den Demokratien an: Seit 150 Jahren sei es 
zwischen ihnen nicht zu Kriegen gekom- 
men, sie trügen somit zu Weltfrieden und 
internationaler Sicherheit bei, sind quasi 
Voraussetzung dafür.® 
Die Praxis der KSZE-Staaten unterstützt 
Francks Thesen. Das Dokument ihres 
Moskauer Treffens vom 3. Oktober 1991’ 
stellt fest, „daß Fragen der Menschen- 
rechte, Grundfreiheiten, Demokratie und 


Rechtsstaatlichkeit ein internationales An- 
liegen sind.“ Besonders wichtig ist der 


Hinweis, „daß die im Bereich der 
Menschlichen Dimension (...) eingegan- 
genen Verpflichtungen ein unmittelbares 
und berechtigtes Anliegen aller Teilneh- 
merstaaten und eine nicht ausschließlich 


innere Angelegenheit des betroffenen 
Staates darstellen.“ 

Die weitgehenden Regelungen inner- 
halb der KSZE machen jedoch auch deut- 
lich: Was in Europa formell machbar ist — 
die Durchsetzung der Vereinbarungen 
scheint gerade in Jugoslawien und Osteu- 
ropa eher fragwürdig — kann nicht Maß- 
stab für die übrige Welt sein. Die globale 
Staatengemeinschaft ist politisch, wirt- 
schaftlich und kulturell vielfach gespal- 
ten. Diese in Werten und Traditionen he- 
terogene Welt läßt sich unter dem Banner 
der Menschenrechte und Demokratie 
nicht zu einer homogenen formen. Des- 
halb ist bei der erforderlichen Anpassung 
des Völkerrechts an den veränderten poli- 
tischen Rahmen ein möglichst breiter 
Konsens der Staaten nach dem Prinzip des 
„kleinsten gemeinsamen Nenners“ anzu- 
streben.® Zudem haben viele Staaten der 
Blockfreien-Bewegung die im Westen 
schon seit längerem stattfindende Abkehr 
vom Prinzip der absoluten nationalen Sou- 
veränität nicht nachvollzogen; beharren 
stattdessen auf ihr Selbstbestimmungs- 
recht in Fragen auch der Demokratie und 
der Menschenrechte. Besonders deutlich 
wurde dies bei der Menschenrechtskonfe- 
renz der asiatisch-pazifischen Staaten im 
Frühjahr diesen Jahres.’ Wortführer war 
dabei Indonesiens Staatschef General Su- 
harto, der sich wegen seiner Repressions- 
politik im indonesisch besetzten Osttimor 
berechtigter Kritik von seiten vieler Men- 
schenrechtsorganisationen gegenüber- 
sieht. 

Auch muß ausreichend bestimmt sein, 
welche Menschenrechte und besonders 
welches Demokratiemodell die Staatenge- 
meinschaft garantieren will und bei Ver- 
letzung auch durchsetzt.!” Die westlich-li- 
berale Demokratie, die unzertrennbar mit 
einer marktwirtschaftlichen Okonomie 
verbunden ist, läßt sich auf Staaten mit an- 
deren Werten und Traditionen nicht über- 
tragen, geschweige denn kann ihnen im 
Zuge eines verkappten Neokolonialismus 
übergestülpt werden. 

Das gilt insbesondere für den afrikani- 
schen Kontinent. Überlegungen, hier 
Staaten ohne nationale politische Gestal- 
tungsmacht unter UN-Treuhandverwal- 
tung zu stellen, muß weitgehend begegnet 
werden.'' Denn es kann nicht machtpoli- 
tisch „repariert“ werden, was ökono- 
misch ohne Substanz ist: Solange Afrika 
nicht Anschluß findet an die Weltwirt- 
schaft, solange wird es auch „Sorgen- 
kind“ bleiben. Die Industriestaaten kön- 
nen das Problem nicht durch kurzfristige 
Interventionen lösen (wenn sie dazu über- 
haupt in der Lage sind), sondern nur durch 
eine langfristige gerechte Verteilung des 
Wohlstandes. Dazu jedoch muß sich der 
Norden reformieren. 

Zunächst braucht es eine normative Er- 
weiterung der Kompetenzen des Sicher- 
heitsrates auch auf die Sicherung grundle- 
gender Menschenrechte, wenn er sich 
nicht — wie bei der Resolution 688 (1991) 
— völkerrechtswidriges Verhalten vor- 


3193 


Recht" 


werfen lassen will.'” Eine Ausdehnung 
des Begriffs von der Friedenssicherung al- 
lein reicht dazu nicht aus, sie würde der 
freien Auslegung des Kapitels VII Tür und 
Tor öffnen. Erst in einem weiteren, all- 
mählichen Schritt könnte dann über die Si- 
cherung der Demokratie unter Kapitel VII 
diskutiert werden. 

Was kann die Staatengemeinschaft bei 
Gefährdung oder Bruch des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit tun? 
Das Kapitel VII der UN-Charta stellt dazu 
einen Katalog von Maßnahmen bereit. 
Die Einigkeit im Sicherheitsrat hat neben 
politischen und wirtschaftlichen Sanktio- 
nen auch eine weltweite militärische Opti- 
oneröffnet. 


fährdet die neue Einigkeit. Unter der Füh- 
rungsrolle der USA mit ihren Verbünde- 
ten in Westeuropa muß ein partnerschaft- 
liches Verhältnis zu anderen Staaten ge- 
funden werden. Die Gleichung „United 
States = United Nations“ muß ebenso 
vermieden werden wie die Instrumentali- 
sierung: der Weltorganisation durch die 
(westlichen) Industriestaaten. Problema- 
tisch dabei ist die exponierte Stellung der 
fünf ständigen Sicherheitsratsmitglieder: 
ohne und gegen sie kann in der UNO 
nichts unternommen werden. Eine Demo- 
kratisierung oder zumindest gerechtere 
Machtverteilung istangezeigt." 

© Die Maßnahmen müssen nach akzep- 
tierter Tatsachenfeststellung gleichen 


„... It’s not intelligent life down here!” (rechts: Ronald Reagan, in Todesfaust- 1955) 


Das Kapitel VII 
und die Intervention 


Kann Frieden durch Krieg erzwungen 
werden? Diese völkerrechtliche und mo- 
ralische Frage beherrscht die Diskussion. 
Noch heikler wird sie, wenn Menschen- 
rechte und Demokratie unter internationa- 
len Schutz gestellt werden. Können sie mit 
Mitteln durchgesetzt werden, die mit bei- 
den unvereinbar sind? Gerade eine zivile 
Außenpolitik stellt das vor große Proble- 
me. Sie fragt, welche Kriterien erfüllt sein 
müssen, bevor der Sicherheitsrat Maß- 
nahmen nach Kapitel VII ergreift. Zu nen- 
nen sind folgende: 
® Die Maßnahmen müssen eine klare 
Zielvorstellung verfolgen, in Dauer und 
Umfang bestimmt sein und ausreichend 
Gewähr für einen Erfolg bieten. 
® Die Maßnahmen müssen kollektiv 
durchgesetzt und universell angewendet 
werden; jede Form der Machtpolitik ein- 
zelner Staaten oder Staatengruppen unter- 
gräbt die Glaubwürdigkeit der UN und ge- 


Standards genügen, gleiches muß gleich” 
bewertet werden; jede Form des doppel- 
ten Maßes stellt die Berechenbarkeit und 
Vorhersehbarkeit der Sicherheitsrat-Be- 
schlüsse in Frage. Auch die Außenpolitik 
der Sicherheitsratsmitglieder muß sich 
daran messen lassen. Die Beispiele China 
und Kuba zeigen die Pole an: In beiden 
Fällen liegen Menschenrechtsverstöße 
vor. Insbesondere die USA versuchen im 
ersten Fall hauptsächlich aus ökonomi- 
schen Gründen mit politischen Mitteln ei- 
nen modus vivendi zu finden. Im zweiten 
Fall liegen die Dinge umgekehrt: Hier 
wird aus machtpolitischen Gründen mit 
ökonomischen Mitteln der Sturz des ande- 
ren Systems angestrebt. Gleiche Stan- 
dards sind nicht auszumachen, Menschen- 
rechtsverletzungen werden entweder ge- 
duldet (China) oder instrumentalisiert 
(Kuba). 

® Die Maßnahmen müssen risikoberech- 
nend sein, damit die Durchsetzung eines 
Teils des Völkerrechts nicht den Bestand 
des ganzen gefährdet. Weder konservati- 


ver und linker Aktionismus hilft weiter. 

© Die Maßnahmen müssen verhältnis- 
mäßig sein, es muß ausreichend sicher 
sein, daß sie geeignet und erforderlich 
sind, die Ziele mit dem mildesten Mittel 
durchzusetzen.'* 

Diese abstrakten Kriterien sind in den 
konkreten Kontext einzuordnen. Inter- 
ventionsprobleme in Somalia erfordern 
andere Lösungen als in Jugoslawien, 
Kambodscha kann nicht mit Angola ver- 
glichen werden. Gleich ist doft nur die 
Abwesenheit von Frieden, Menschen- 
rechten und Demokratie. 


Literatur 
zum Thema UNO-Reform: 


Günther Doeker, Helmut Volger 
(Hrsg.); Die Wiederentdeckung 
der Vereinten Nationen, Opladen 
1990 

Albert Statz: Nachkriegszeit: Ver- 
einte Nationen zwischen ziviler 
und militärischer Weltordnung, 
in: Vereinte Nationen 4/91, 129ff 

Helmut Volger: Braucht die UNO 
neue Strukturen? — Konzepte und 
Chancen einer Reform der Welt- 
organisation, in: Blätter 9/91, 
1087ff 

Arthur Heinrich: Mutmaßungen über 
die neue Weltordnung, in: Blätter 
5/91, 547ff 

Boutros Boutros-Ghali: Agenda für 
den Frieden, in: Blätter 9/92, 
1130ff 

Norman Paech: UN-Gewaltmonopol 
oder Recht der Stärksten? — Bou- 
tros-Ghalis „Agenda für den Frie- 
den“, in: Blätter 9/92, 1042ff 

Bruce Russett, James $. Sutterlin: 
The UN in a new world order, in: 
Foreign Affairs Vol. 70/2 (Spring 
1991), 69ff 

Ernst-Otto Czempiel: Die UN und 
die Neue Weltordnung, in: Ver- 
einte Nationen 2/91, 43, 

Christian Tomuschat: Die Zukunft 
der Vereinten Nationen, in: Euro- 
pa-Archiv 2/92, 42ff 

Karl Josef Partsch: Von der Souve- 
ränität zur Solidarität: Wandelt 
sich das Völkerrecht? in: EuGRZ 
21-22/91, 469ff 

James Mayall: Non-intervention, 
self-determination and the ‚new 
world order‘, in: International Af- 
fairs Vol. 67/3 (1991), 421ff 

Gemeinsame Verantwortung in den 
90er Jahren — Die Stockholmer 
Initiative zu globaler Sicherheit 
und Weltordnung [Auszug], in: 
Blätter 6/91, 743ff (D; 7/91, 
883ff (II) 


118 


Neu! ILIP 44 


3193 


tilt - Leser wissen mehr 
über Wehrpflicht, 


Zwanssdienste und Militär 


HerausgeberInnen: 
Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer 
"Mit uns gegen die Wehrpflicht‘ e.V. 

Selbstorganisation der Zivikdienstleistenden 

Jahresabo (4 Ausgaben) 20,-DM: 


Denk-Stein Verlag * c/o Uwe Erdmann 
Alt-Moabit 55c * W-1000 Berlin 21 


TILT HAMPFT NICHT FÜR. SIE 


1% Bürgsrrachtie te 


>} 
— 


Polizei \ 


Büngerrscäike te; 
*Polizei 


Schwerpunkt: 


Rechtsextremismus, 
Rassismus und 
polizeiliche Reaktionen 


Preis/Einzelheft: DM 10 p.V. 
Jahresabo (3 Hefte) 
Personen: DM 24 p.V. 
Institutionen: DM 45 p.V. 


Bestellungen an die Redaktion: 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP 
c/o FU Berlin 
Malteser Str. 74-100 
1000 Berlin 46 
Tel.: 030/7792-462 


Militärische Gewalt? 


Die genannten Kriterien lösen die Frage 
nach der Zulässigkeit der militärischen 
Gewalt bei der Durchsetzung von Men- 
schenrechten und Demokratie nicht aus- 
reichend. Ebenso kann sie vor dem Hin- 
tergrund von Friedensbrüchen und ekla- 
tanten Menschenrechtsverstößen nicht ab- 
solut verneint werden. Für die Zulässig- 
keit militärischer Gewalt nach Kapitel VII 
müssen jedoch striktere Anforderungen 
gelten: 

@ Militärische Gewalt muß eindeutig 
letztes Mittel und in ihrer Intensität von 
wenig nach mehr gestaffelt sein. 

@® Militärische Gewalt muß eine Beendi- 
gung der Völkerrechtsverstöße sicherstel- 
len, auch nach Abschluß der Intervention 
bzw. kollektiven Sicherheitsmaßnahme. 

Die militärische Option wird intensiv in 
Erwägung gezogen. Als stärkstes Instru- 
ment einer Machtpolitik gehört sie jedoch 
unbedingt in den Gestaltungsbereich der 
UNO. Diese muß davon absehen, andere 
— regionale — Organisationen zu beauftra- 
gen, UN-Resolutionen durchzusetzen. 
Das ist in Kapitel VII nicht vorgesehen 
und könnte die UNO zu einem bloßen Le- 
gitimationsorgan herabstufen. 

Statt jedoch auf nachholende Interventi- 
on zu setzen, sollte verstärkt eine Präven- 
tion, die Konflikte gar nicht erst entstehen 
läßt, durchgesetzt werden." Die Waffen- 
lieferungen gerade der ständigen Sicher- 
heitsratsmitglieder sind in diesem Zusam- 
menhang mindestens als problematisch 
anzusehen. 


Wie verhält sich dazu die Frage nach 
der Demokratisierung? Lediglich als Ab- 
schluß einer Intervention bzw. kollektiven 
Sicherheitsmaßnahme könnte eine Demo- 
kratisierung stehen, die Frieden, Men- 
schen und Bürgerrechte auf Dauer sichert. 
Denn darum geht es im wesentlichen: das 
Erreichte auch zu sichern, zu stabilisie- 
ren. Dazu braucht es eine Integration des 
betroffenen Staates in die Weltgemein- 
schaft.'* Das alles läßt sich nicht gegen 
den Willen der Menschen erreichen. Zu- 
dem muß berücksichtigt werden, daß die 
Entwicklung, gerade wegen der außenpo- 
litischen Dynamik, offen und nicht deter- 
miniert ist. 

Wie schwierig und zerbrechlich ein 


Prozeß der Demokratisierung sein kann, 
zeigt das Beispiel Kambodscha. Dort ver- 
sucht die UN-Treuhandverwaltung (UN- 
TAC) mit nur mäßigem Erfolg gleichzei- 
tig Frieden, Menschenrechte und Demo- 
kratie zu sichern und zu etablieren. Eine 
Aufgabe, zu schwer für die Staatenge- 
meinschaft? 

Stefan Ludmann studiert Geschichte, 
Politikwissenschaft sowie Staats- und 
Völkerrecht in Gießen. 
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Der Traum von der „sanften 
Intervention" 


Internationale Rechtsprechung in verhärteten Kon- 
flikten kann nur Symbolik oder Kriegserklärung sein 


Christian Rath 


ine „Weltinnenpolitik“, wie sie 
E nach dem Ende der Blockkonfron- 

tation von vielen erhofft, skizziert 
und herbeigeträumt wird, benötigt Me- 
chanismen, um das zum „Weltrecht“ ge- 
adelte Völkerrecht wirksam durchsetzen 
zu können. Dazu gehören natürlich die als 
„Weltpolizei“ unter dem Dach der UNO 
(oder knapp daneben) agierenden Blau- 
helm- und Kampftruppenverbände. Das 
Augenmerk einer eher zivil gesonnenen 
Offentlichkeit richtet sich dagegen ver- 
stärkt auf die Idee einer Streitschlichtung 
durch globale Rechtsprechung. 

Während manche Projekte (wie ein In- 
ternationaler Strafgerichtshof oder ein 
UN-Menschenrechtsgerichtshof) ein gan- 
zes Jahrhundert lang lediglich in Kommis- 
sionen „vorangetrieben“ wurden, stehen 


andere Instrumentarien der Staatenwelt 
bereits ebenso lange tatsächlich zur Verfü- 
gung. Die älteste heute praktizierte Form 
völkerrechtlicher Rechtsprechung ist die 
Schiedsgerichtsbarkeit'. Nach dem Haa- 
ger Abkommen zur friedlichen Erledi- 
gung internationaler Streitfälle von 1907 
können Staaten völkerrechtliche Streitig- 
keiten aus zwischenstaatlichen Verträgen 
vor einem Schiedsgericht klären lassen. 
Derartige Schiedsgerichte sind allerdings 
keine ständigen Gerichte, sondern werden 
für jeden Streitfall neu gebildet. 


Der Internationale Gerichtshof 


Anders der Internationale Gerichtshof 
in Den Haag: Der IGH ist eine ständige 


Einrichtung der Vereinten Nationen?. 
Abweichend von der klassischen Schieds- 
gerichtsbarkeit sind Richter und Verfah- 
ren hier vorgegeben und können nicht von 
den Parteien frei gewählt werden. Der 
IGH besteht aus 15 von der UN-Vollver- 
sammlung gewählten Richtern.” Nur 
Staaten können ihn anrufen*. 

Seine tatsächliche Bedeutung liegt aller- 
dings weit unter der der internationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit. Seit der Grün- 
dung des IGH im Jahr 1946 hat er (bis 
1988) nur 50 Urteile gesprochen und 20 
Gutachten erstattet’. In einer Vielzahl in- 
ternationaler Streitigkeiten mußte sich der 
IGH für unzuständig erklären oder wurde 
erst garnicht angerufen. 


Der Grund dieser mageren Bilanz liegt 
im Herzen des Völkerrechts. Da die 
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UNO-Mitgliedschaft die Souveränität der 
Staaten im wesentlichen unangetastet läßt, 
erfolgt auch die Unterwerfung unter die 
Rechtsprechung des IGH freiwillig. Eine 
Bestandsaufnahme im Jahr 1984° ergab: 
von damals 157 UNO-Mitgliedern hatten 
nur 44 Staaten eine Unterwerfungserklä- 
rung abgegeben. Dazu kamen noch drei 
Nicht-UNO-Mitglieder. Auch von diesen 
47 Staaten hatten sich nur 5 Nationen (Co- 
sta Rica, Haiti, Nicaragua, Schweiz, 
Lichtenstein) ohne jeden Vorbehalt der 
IGH-Rechtsprechung unterworfen. Seit- 
her ist die Anzahl der Unterwerfungser- 
klärungen nurleicht angestiegen’. 

Viele Staaten haben ihre Unterwer- 
fungserklärung befristet oder mit einem 
Vorbehalt versehen. Das sog. Conally 
Amendment der USA schließt z.B. eine 
IGH-Zuständigkeit aus, wenn die Verei- 
nigten Staaten eine Zuständigkeit ihrer ei- 
genen Gerichtsbarkeit reklamieren. Da- 
mit räumen sich die USA ein Letztent- 
scheidungsrecht über die IGH-Zuständig- 
keit ein, obwohl laut Statut? der IGH in 
Zweifelsfragen über seine Zuständigkeit 
selbstentscheidet. 


Spielballder Machtpolitik 


Es waren auch die USA, die dem IGH 
die bisher schwerwiegendste Brüskierung 
seiner Geschichte beibrachten: 1984 klag- 
te das sandinistische Nicaragua gegen die 
Verminung seiner Häfen durch die USA. 
Als der IGH sich entgegen der Auffassung 
der USA für zuständig erklärte, entzog 
sich die USA bis auf weiteres ganz der 
IGH-Rechtsprechung?. 

Um solche Peinlichkeiten zu vermei- 
den, verweigerten die meisten Staaten von 
vornherein die Unterwerfung unter die 
obligatorische Gerichtsbarkeit des IGH. 
Insbesondere der frühere Ostblock hielt 
sich abseits. Er kritisierte, daß die Mehr- 
heit der Richter „bürgerlichen“ Rechtssy- 
stemen angehöre und so kein unpartei- 
isches Gericht bilden könnten’. Ähnlich 
die Kritik vieler sog. Entwicklungsländer, 
die eine europäische Überrepräsentation 
aufder IGH-Richterbank ausmachten. 

Manches ist hier in Fluß gekommen. 


Der Ostblock existiert bekanntlicherweise 
nicht mehr, und die Länder des Trikont 
werden inzwischen besser eingebunden. 
Zuletzt wurden Richter aus Venezuela, Sri 
Lanka, Madagaskar und Nigeria ge- 
wählt!'. Neben der Angst vor politischen 
Urteilen aufgrund einer „falsch“ besetz- 
ten Richterbank dürfte aber nach wie vor 
die Angst bestehen, (zurecht) verklagt zu 
werden. 

Ein Großteil der Fälle kommt deshalb 
gar nicht aufgrund seiner allgemeinen Zu- 
ständigkeit vor den IGH, sondern weil im 
Rahmen separater Konventionen, wie der 
Völkermord- oder der Seerechtskonventi- 
on, die obligatorische Rechtsprechung des 
IGH vorgesehen ist'?. 

Unter Bezug auf die Völkermord-Kon- 
vention erließ der IGH z.B. Anfang April 


diesen Jahres eine einstweilige Anord- 
nung gegen Rest-Jugoslawien. Die jugo- 
slawische Regierung solle, so der IGH auf 
Antrag der bosnischen Regierung, in Bos- 
nien stationierte Truppen (soweit sie von 
Belgrad aus befehligt oder unterstützt 
werden) anweisen, keinen Völkermord zu 
begehen”. Wie der IGH die bisherigen 
Vorgänge bewertet, wird dabei frühestens 
im Sommer 1994 entschieden". 
ebenfalls erstrebte Aufhebung des UN- 
Waffenembargos gegen Bosnien ordnete 
der IGH jedenfalls nicht an. Für Bosnien 
also nurein moralischer Sieg. 

Die Durchsetzung von Urteilen erfolgt 
u.U. über Maßnahmen des Weltsicher- 
heitsrats'. Dessen neugewonnene 
Handlungsfähigkeit könnte deshalb auch 
den IGH-Urteilen mehr Bedeutung verlei- 
hen. 

Aufgrund der neuen Weltlage wird der 
IGH allerdings über sein Verhältnis zum 
UN-Sicherheitsrat nachdenken müssen. 
Ungeklärt ist bisher nämlich, ob Beschlüs- 
se dieses UNO-Gremiums auch für den 
IGH verbindliches Recht darstellen, oder 
ob das Gericht diese ggf. überprüfen 
kann. Anlaß für diese Frage war ein An- 
trag Libyens im vorigen Jahr. Der Wü- 
stenstaat mit seinem exzentrischen Revo- 
lutionsführer hatte sich an das Gericht ge- 
wandt, um UNO-Sanktionen abzuwen- 
den, mit denen es zur Auslieferung zweier 
libyscher Staatsbürger an die USA und 
Großbritannien gezwungen werden sollte. 
Die beiden waren dort wegen des Locker- 
bie-Anschlags'® angeklagt worden’. 
Der IGH lehnte den libyschen Eilantrag 
ab, da eine Resolution des Weltsicher- 
heitsrates die Ansprüche der USA und 
Großbritanniens rechtlich stütze. Ob aber 
diese Resolution zurecht ergangen war, 
prüfte der IGH nicht — obwohl die Hoch- 
stilisierung der Angelegenheit zu einer 
„Bedrohung des Weltfriedens und der in- 
ternationalen Sicherheit“ (was erst die 
Anordnung von Embargo-Maßnahmen 
ermöglichte) verbreitetes Kopfschütteln 
ausgelöst hatte. 


Internationale 
Menschenrechtsgerichte 


Individuen sind vor dem IGH allgemein 
nicht klageberechtigt, obwohl der Schutz 
von Menschenrechten eine sehr individu- 
elle Sache ist. 

Eine Beschwerdemöglichkeit für Eir- 
zelpersonen sieht dagegen das Fakultativ- 
protokoll zum UN-Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte von 1966 vor. Die 
BRD unterzeichnete es jüngst als 46. 
Staat'®. Danach können auch Einzelper- 
sonen nach Ausschöpfung des innerstaat- 
lichen Rechtswegs Beschwerde beim UN- 
Menschenrechtsausschuß einlegen. Die- 
ser hat jedoch lediglich das Recht, einen 
Bericht vorzulegen und eine „gütliche Ei- 
nigung“ herbeizuführen'”. Schon seit 
langem wird daher darüber diskutiert, ob 
nicht weitergehendere Instrumente erfor- 
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UN-Menschenrechtsgerichtshof. Ent- 
sprechende Initiativen vor allem der west- 
lichen Industriestaaten® haben derzeit 
jedoch wenig Verwirklichungschancen, 
wie die Vorbereitungen zur Wiener UNO- 
Menschenrechtskonferenz im Juni 1993 
gezeigt haben.”' 

Vorbild für derartige Pläne sind der eu- 
ropäische bzw. amerikanische Menschen- 
rechtsgerichtshof”. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte in Straß- 
burg besteht bereits seit 1959 und ist eine 
Einrichtung des Europarats (nicht zu ver- 
wechseln mit dem Europäischen Gerichts- 
hof [EuGH] der EG in Luxemburg)”. 
Das Straßburger Gericht überwacht die 
Einhaltung der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention (EMRK). Doch auf di- 
rektem Wege können sich Individuen auch 
nicht an dieses Gericht wenden. Sie müs- 
sen ihre Beschwerde (nach Ausschöpfung 
des innerstaatlichen Rechtswegs) an eine 
vorgeschaltete Kommission richten, die 
dann eventuell den Fall vor den Gerichts- 
hofbringt**. 


Internationaler Strafgerichtshof 


Derartige — bisher nur regional beste- 
hende — Menschenrechtsgerichte können 
die beteiligten Staaten allerdings nur zur 
Einhaltung ihrer Verpflichtungen verur- 
teilen bzw. den Opfern Entschädigungen 


zusprechen. Sie können jedoch keine Stra- 
fen gegen Verantwortliche verhängen. 
Dies wäre Aufgabe eines — bislang nicht 
existierenden — internationalen Strafge- 
richtshofs. Die Einrichtung eines derarti- 
gen Gerichts wird seit dem Ende des 1. 
Weltkriegs unter VölkerrechtlerInnen dis- 
kutiert?°. (Die internationalen Militärtri- 
bunale in Nürnberg und Tokio”, bei de- 
nen einige Hauptkriegsverbrecher des 
Zweiten Weltkriegs abgeurteilt wurden, 
haben, da sie ausschließlich aus Richtern 
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der Siegernationen bestanden, einen ande- 
ren Charakter.) 

Heute wird, zumindest in der Völker- 
rechtskommission der UNO, nicht mehr 
über das „Ob“ eines Internationalen Straf- 
gerichtshofs gestritten, sondern nur noch 
über dessen Ausgestaltung”. Der end- 
gültige Durchbruch dieser Idee ist darin 
aber wohl kaum zu sehen. Noch ungeklärt 
ist z.B., ob ein Internationaler Strafge- 
richtshof ausschließlich zuständig sein 
soll (evtl. nur für bestimmte Delikte?®) 
oder ob er konkurrierend neben den natio- 
nalen Gerichten stehen müßte. Bei einer 
konkurrierenden Zuständigkeit würden 
die betroffenen Staaten von Fall zu Fall 
entscheiden, ob sie selbst Gerichtsbarkeit 
ausüben oder den Fall an den Internationa- 
len Strafgerichtshof übergeben. Denkbar 
ist auch, das Internationale Strafgericht 
als reines Rechtsmittelgericht gegen na- 
tionale Urteile auszugestalten. Offen sind 
außerdem noch viele praktische Fragen: 
Wer soll klageberechtigt sein? Wie ist die 
Strafe zu vollstrecken? Wie kann die An- 
wesenheit der Angeklagten vor Gericht si- 
chergestellt werden? 

Bislang war die Forderung nach einem 
Internationalen Strafgerichtshof vor allem 
eine bedeutungsschwangere Geste in zu- 
gespitzten militärischen Konflikten wie 
dem Golfkrieg 1991. Auch im heutigen 
Jugoslawien-Konflikt kamen derartige 
Forderungen auf. Als Reaktion auf die 
Massenvergewaltigungen wurden sie vor 
allem von der internationalen Frauenbe- 
wegung erhoben”. Nach langem Zö- 
gern” hat der Weltsicherheitsrat”' jetzt 
ein Kriegsverbrechertribunal einge- 
setzt‘. In Ermangelung einer bereits be- 
stehenden ständigen Einrichtung soll spe- 
ziell für den aktuellen Konflikt ein Ad- 
Hoc-Strafgerichtshof eingerichtet wer- 
den. 11 RichterInnen und 373 Mitarbeite- 
rInnen sollen für die nicht ausschließlich 
gegen Serben gerichteten Verfahren ein- 
gesetzt bzw. eingestellt werden. Ob die 
Angeklagten aber je vor dem Gericht er- 
scheinen, ist mehr als fraglich: man wird 
wohl in Abwesenheit verhandeln müssen. 

Möglich ist daneben auch, Kriegsver- 
brecherInnen und VölkermörderInnen 
vor nationalen Gerichten abzuurteilen”, 
So stellt das deutsche Strafrecht aufgrund 
internationaler Abkommen etwa den Völ- 
kermord unter Strafe, egal wo er began- 
gen wurde. 


Abgesehen davon, daß Ex-Nazi- 
Deutschland wohl kaum der richtige Ort 
sein dürfte, stellvertretend für die Welt 
über VölkermörderInnen zu Gericht zu 
sitzen, stellen sich bei einem nationalen 
Vorgehen auch grundsätzliche praktische 
Probleme. Eine Verhandlung ohne Ange- 
klagte dürfte jedenfalls vor einem nicht 
unmittelbar betroffenen nationalen Ge- 
richt als reine Farce empfunden werden. 
Die USA behalten sich deshalb vor, eine 
nationale Anklage auch per Entführung 
des Angeklagten durchzusetzen” — der 
Feldzug gegen Panama zur Festnahme des 


Staatschefs und Drogenhändlers Noriega 
ist noch in guter Erinnerung. 


Symbolik oder Kriegserklärung 


Ein Überblick über die bisher prakti- 
zierten bzw. diskutierten Modelle interna- 
tionaler Rechtsprechung macht eines 
deutlich: Wirklich streitschlichtende Wir- 
kung kann sie nur dort haben, wo sich die 
beteiligten Staaten einvernehmlich (auf 
Dauer oder im Einzelfall) dem angerufe- 
nen Gericht unterworfen haben. Gerade 
bei wirklich verhärteten Konfliktlinien 
wie z.B. im Bosnien-Konflikt wird dies 
nicht mehr möglich sein. Internationale 
Rechtsprechung ist dann bestenfalls sym- 
bolische Politik, vergleichbar mit privat 
organisierten internationalen „Tribuna- 
len“. Wenn jedoch den Großmächten mi- 
litärische Interventionen opportun er- 
scheinen, wird eine internationale Völker- 
recht-, Menschenrecht- oder Strafrecht- 
sprechung zur Stichwortgeberin degra- 
diert, die Beschlüsse des Weltsicherheits- 
rates ggf. juristisch und politisch legiti- 
miert,. Dies mag begrüßen, wer glaubt, auf 
militärischem Wege mehrere Dutzend 
blutiger Regionalkonflikte „lösen“ zu 
können. Eine juristische Alternative zum 
militärischen Gemetzel ist die internatio- 
nale Rechtsprechung allerdings nicht. Ist 
erst ein bestimmtes Konfliktniveau er- 
reicht, gibt es keine „sanften Interventio- 
nen“ mehr. 

Christian Rath lebt als Doktorand in 
Freiburg. 
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Als die Bäume noch 
groß und stark waren |: 
Die Nibelungen, T. Teil: 
Siegfried (1921/22) 


Internationaler 'Umwäschul> durch 
völkerrecht? 


Georg Restle 


m die globale Dimension der 
l Umweltzerstörung zu verdeutli- 

chen, genügen heute Stichworte: 
Sei es die Zerstörung der Ozonschicht 
oder der Treibhauseffekt, die Vergiftung 
der Weltmeere oder die Abholzung tropi- 
scher Regenwälder; ohne ein weltweites 
Schutzregime scheint der drohende Öko- 
Kollaps kaum noch aufhaltbar. 

Die Versuche von Einzelstaaten und na- 
tionalen Rechtsordnungen sind angesichts 
der internationalen Ausmaße der selbstge- 
schaffenen Umweltkrise an ihre territoria- 
len Grenzen gelangt. Die Auswirkungen 
von Umweltkatastrophen, sei es der Su- 
pergau von Tschernobyl oder die Rhein- 
verseuchung von Sandoz, sind grenzenlos 
spürbar. 

Aber nicht nur im Bereich grenzüber- 
schreitender Umweltbeeinträchtigungen, 
sondern auch beim Schutz von Umweltgü- 
tern, die einem (einzel)staatlichen Zugriff 
entzogen sind, wie der Atmosphäre, den 
Weltmeeren oder der Antarktis (sog. 
„global commons“) scheint Umwelt- 
schutz ohne internationale Regulierung 
heute undenkbar'. 

Was läge also näher, als auf das Instru- 
mentarium des Völkerrechts beim welt- 
weiten Kampf gegen die Zerstörung der 


natürlichen Lebensgrundlagen zurückzu- 
greifen? Im Blätterdschungel der interna- 
tionalen Jurisprudenz wird die Unver- 
zichtbarkeit eines Umweltvölkerrechts 
mittlerweile jedenfalls als Selbstverständ- 
lichkeit behandelt, wobei mit der Kreation 
des neuen Rechtsgebiets noch wenig über 
die grundsätzliche Tauglichkeit des klas- 
sischen Völkerrechts ausgesagt wird. 
Tatsächlich erscheint beim Rückgriff 
auf die Normen des Völkerrechts nämlich 
erhebliche Skepsis angebracht. Nichts 
hätte die Unfähigkeit der Staatengemein- 
schaft — und damit auch des Völkerrechts 
— im Umgang mit der von ihr beschwore- 
nen „gemeinsamen Verantwortung“ bes- 
ser illustrieren können als das Scheitern 
der UN-Konferenz über Umwelt und Ent- 
wicklung UNCED, die im letzten Jahr in 
Rio de Janeiro stattfand und heute schon 
fast vergessen zu sein scheint?. Was als hi- 
storischer Wendepunkt in den Beziehun- 
gen der Völker im Sinne einer globalen 
Verantwortung für das „gemeinsame Er- 
be der Menschheit“ angekündigt wurde, 
endete letztendlich mit politischen Wil- 
lenserklärungen (Rio-Deklaration) und ei- 
nem Bündel unverbindlicher Einzelpro- 
gramme (Agenda 21), die allenfalls „in- 
spirierenden“ Charakter haben und inso- 


weit nur für zukünftige Vertragswerke 
von Bedeutung sein können. Die beiden 
Herzstücke des „Umwelt-Gipfels“, die 
Konventionen zum Klimaschutz und zur 
Erhaltung der Artenvielfalt scheiterten in 
Rio am Veto der USA.? 

Wer seine ökologischen Hoffnungen 
aufdas Völkerrecht setzt, der muß sich be- 
wußt sein, daß es sich hierbei um ein origi- 
när auf die Schaffung einer weltweiten 
„Friedensordnung“ ausgerichtetes zwi- 
schenstaatliches Konfliktlösungsregime 
handelt, dessen ultima ratio der Einsatz 
militärischer Gewalt ist und das sich von 
daher nur äußerst bedingt für die Bewälti- 
gung der gegenwärtigen und zukünftigen 
umweltpolitischen Herausforderungen 
heranziehen läßt. 

Insoweit war das Scheitern von Rio 
symptomatisch für die gerade auch im 
Umweltvölkerrecht evident werdenden 
strukturellen Defizite des Völkerrechts im 
Bereich nichtmilitärischer Konfliktbewäl- 


tigung. 


Zähe Normentwicklung: 
Internationale Umwelthaftung 


Auch wenn sich der Begriff des Um- 
weltvölkerrechts mittlerweile etabliert zu 
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haben scheint, so täuscht er doch darüber 
hinweg, daß von einem internationalen 
Regelwerk mit etablierten Rechtsgrund- 
sätzen oder von einem hinreichend ver- 
dichteten Regime bi- oder multilateraler 
Vertragswerke im Bereich des völker- 
rechtlichen Umweltschutzes keine Rede 
seinkann. 

Die wissenschaftlichen Diskussionen 
und Bemühungen, das Instrumentarium 
des Völkerrechts für den weltweiten Um- 
weltschutz fruchtbar zu machen, kreisen 
seit Jahrzehnten um die Frage der völker- 
rechtlichen Verantwortlichkeit und der 
Staatenhaftung im Bereich grenzüber- 
schreitender Umweltbeeinträchtigungen. 
Im Mittelpunkt des Interesses steht die 
Reichweite gewohnheitsrechtlich aner- 
kannter Grundsätze des völkerrechtlichen 
Nachbarrechts für umweltpolitische Pro- 
blemstellungen, wie die der weitreichen- 
den Luftverschmutzung. So streiten inter- 
nationale Umweltjuristen seit Jahren dar- 
über, in welchem Umfang das völker- 
rechtliche Schädigungsverbot als Grenze 
der staatlichen Souveränität auch Um- 
weltbeschädigungen in Nachbarstaaten 
verbietet”. 

Der Ausgangspunkt dieser Debatte liegt 
bereits mehr als 50 Jahre zurück. Das Ur- 
teil eines Schiedsgerichts im Rahmen ei- 
ner Auseinandersetzung zwischen den 
USA und Kanada um die Schwefeldioxid- 
emissionen einer kanadischen Zink- und 
Bleiverhüttungsanlage (Trail Smelter°) 
beschäftigte mittlerweile schon Genera- 
tionen von Völkerrechtlern, ohne daß die 
Diskussionen um die Schmelze von Trail 
von erkennbar brauchbarem Wert für die 
Entstehung neuer völkerrechtlicher Nor- 
men gewesen wären. 

Erst 1972, auf der ersten UN-Umwelt- 
konferenz in Stockholm, begann sich die 
Erkenntnis durchzusetzen, daß völker- 
rechtswidrige Umweltverschmutzungen 
auch Ersatzpflichten des Verursacherstaa- 
tes auslösen können‘. Eine Einigung über 
Haftungsvoraussetzungen und -umfang 
konnte jedoch bis auf den heutigen Tag 
nicht erzielt werden. 

Auch die Kodifikationsbemühungen 
der International Law Commission (ILC)’ 
bezüglich eines internationalen Haftungs- 
regimes geben ein eindrückliches Beispiel 
für die Zähigkeit völkerrechtlicher Norm- 
entwicklung. 

Seit nunmehr 44 Jahren beschäftigt sich 
die ILC mehr oder weniger ergebnislos 
mit den Fragen der Staatenverantwortlich- 
keit und einem allgemeinen Haftungssy- 
stem in Bezug auf völkerrechtswidriges 
Verhalten von Staaten. Von der ursprüng- 
lichen Besetzung des Gremiums dürfte 
sich heute kaum noch ein Überlebender 
finden lassen.® 

1978 beschloß die Kommission die Ko- 
difikation der „Haftung für rechtmäßiges 
Verhalten“ getrennt zu behandeln, wobei 
sich die Überlegungen hier in erster Linie 
auf Fragen der internationalen Umwelt- 
haftung beziehen. In völkerrechtlichen 
Zeitspannen gerechnet befindet sich die 


Arbeit der ILC noch immer im Frühstadi- 
um. Bisher wurde nicht ein einziger Arti- 
kel von der Kommission gebilligt. Gestrit- 
ten wird innerhalb und außerhalb der ILC 
über die Art der Haftung (Gefährdungs-, 
Erfolgs- oder Verschuldenshaftung) und 
des ersatzfähigen Schadens, die Aufnah- 
me des Verursacherprinzips in ein völker- 
rechtliches Haftungssystem und die Fra- 
ge, inwieweit der Umweltschutz über- 
haupt als allgemeiner Grundsatz des Völ- 
kerrechts anzusehen ist’. Kurz, um Posi- 
tionen, die heute als fester Bestandteil des 
Umweltrechts in einer Vielzahl von natio- 
nalen Rechtsordnungen angesehen wer- 
den können.” 

Auch ein Blick in bestehende völker- 
rechtliche Verträge erhellt das Dunkel um 
die Geltung eines einheitlichen internatio- 
nalen Haftungsmaßstabs im Umweltvöl- 
kerrecht nur wenig. Universelle Verträge 
mit umweltbezogenen Regeln speziell für 
das Nachbarverhältnis oder allgemeinen 
Haftungsregelungen gibt esnicht. Die ein- 
zelnen Vertragswerke mit umweltrechtli- 
chem Bezug regeln Haftungsfragen nur in 
Einzelfällen und unterscheiden sich teil- 
weise erheblich!'. 

Auf die Frage, inwieweit ein weltweit 
einheitliches Haftungssystem für Um- 
weltschäden überhaupt wünschenswert 
erscheint oder ob angesichts der Unter- 
schiedlichkeit der Umweltgefahren nicht 
ein sektoraler Regelungsansatz den Vor- 
zug verdient, soll hier nicht näher einge- 
gangen werden!?. Vielmehr ist festzuhal- 
ten, daß angesichts der schleppenden Ent- 
stehung völkerrechtlicher Normen und 
der Dringlichkeit eines internationalen 
Umweltschutzregimes mit den allgemei- 
nen Grundsätzen des Völkergewohnheits- 
rechts weltweite Umweltpolitik offen- 
sichtlich nicht zu betreiben ist. 

Als gesicherter Bestand an völkerrecht- 
lich anerkannten Grundsätzen kann neben 
schwammigen Konsultations- und Koope- 
rationspflichten heute alleine das Verbot 
angesehen werden, die Umwelt eines 
fremden Staates nicht erheblich zu schädi- 
gen, wobei die Unbestimmtheit des Er- 
heblichkeitsbegriffs und die weiterhin un- 
geklärte Frage der Ersatzfähigkeit ökolo- 
gischer Schäden!” die umweltrechtliche 
Handhabbarkeit dieses Grundsatzes mehr 
als zweifelhaft erscheinen lassen. 

Alle weiteren „in der Entstehung be- 
griffenen“ allgemeinen Prinzipien, wie 
das „common heritage of mankind“'* oder 
das Vorsorgeprinzip, warten seit ihrer Po- 
stulierung auf den entscheidenden qualita- 
tiven Sprung, ohne daß sich die Hoffnung 
darauf auf irgendeinen Nährboden stützen 
könnte. 


Recht ohne Steuerungskraft: 
Die Erfahrung von Tschernobyl 


Selbst wenn sich ein gesicherter Be- 
stand an allgemeinen Normen des Um- 
weltvölkerrechts konstatieren ließe, so 
wäre damit noch wenig über die Steue- 


rungskraft internationalen Rechts gesagt. 
Die strukturellen Vollzugsdefizite des 
Völkerrechts, das sich für seine Durchset- 
zung auf kein den nationalen Rechtsord- 
nungen vergleichbares Instrumentarium 
zur Durchsetzung und Steuerung umwelt- 
rechtlicher Zielvorstellungen stützen 
kann"°, gilt es dabei gleichermaßen zu be- 
rücksichtigen, wie die Überlagerung der 
völkerrechtlichen Konfliktbewältigung 
durch diplomatische Lösungsansätze. In- 
soweit ist Völkerrecht als hochgradig poli- 
tisiertes und informelles Recht zu begrei- 
fen, dessen Effizienz immer auch in Ab- 
hängigkeit von der Qualität zwischen- 
staatlicher Beziehungen und der weltpoli- 
tischen Großwetterlage verstanden wer- 
den muß. 

Als Anschauungsbeispiel für die Staa- 
tenpraxis im Umgang mit Umweltkata- 
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strophen, die zu grenzüberschreitenden 
Umweltbeeinträchtigungen führen, kann 
die völkerrechtliche Abwicklung der Fol- 
gen von Tschernobyl angesehen werden". 
Weder die Verschuldensfrage noch die 
Erheblichkeit der verursachten Umwelt- 
schäden stand hier zur Diskussion und 
doch gab es nicht einen einzigen Staat, der 
versucht hätte, Reparationen auf Grundla- 
ge des geltenden Völkerrechts einzukla- 
gen. Die allgemein im Umweltvölker- 
recht zu beobachtende Tendenz, beste- 
hende Entschädigungspflichten durch Ab- 
sprachen auf diplomatischer Ebene zu er- 
setzen'’, ist dabei weniger durch Schwie- 
rigkeiten des Kausalitätsnachweises bzgl. 
der entstandenen Schäden bedingt'*, als 
durch die Höhe des damit verbundenen 
Risikos, das den heute noch klagenden 
Staat schon morgen selbst treffen könn- 
te.! 

Darüber hinaus wäre im Fall Tscherno- 
byl das Geltendmachen berechtigter An- 
sprüche angesichts zuvor erteilter Milliar- 
denkredite als geradezu absurd angesehen 
worden und hätte die Bemühungen der 
bundesdeutschen Außenpolitik, das politi- 
sche Tauwetter in der ehemaligen UdSSR 
zu unterstützen, konterkariert. 

Diese „solidarit@ honteuse“ unter den 
geschädigten Staaten, die Ersatzpflichten 
als reine Verhandlungsmasse betrachten, 
zeigt deutlich, daß Staaten als Rechtssub- 
jekte des Völkerrechts zur Durchsetzung 
der von ihnen selbstgesetzten Normen nur 
auf der Grundlage außenpolitischer Op- 
portunitätserwägungen bereit sind. Der 
Streit um griffigere Prinzipien im Um- 
weltvölkerrecht gerät damit vollends zum 
akademischen Schaulaufen internationa- 
ler Umweltjuristen, dessen völkerrechtli- 
che Relevanz sich im Nichts verläuft. 


Agreements to (dis)agree: Die 
Konventionen zum Umweltschutz 


Zwar können auch die bestehenden völ- 
kerrechtlichen Verträge im Bereich des 
Umweltschutzes nicht losgelöst von den 
strukturellen Defiziten des Völkerrechts 
gesehen werden. Doch lassen sich hier in 
den letzten Jahren Entwicklungen feststel- 
len, die zumindest in Teilbereichen ein 
Umdenken in der weltweiten Umweltpoli- 
tik erwarten lassen. Ohne auf die Vielfalt 
der Konventionen und ihrer Regelungs- 
mechanismen im einzelnen eingehen zu 
können?®, soll hier anhand zweier jüngerer 
Vertragswerke kurz angedeutet werden, 
wohin die Reise im internationalen Um- 
weltvertragsrecht gehen könnte. 

Der Vertrag über den Schutz der Ozon- 
schicht, der 1985 in Wien abgeschlossen 
wurde und durch das Protokoll von Mont- 
real 1987 und 1990 (auf einer Konferenz 
der Mitgliedstaaten in London) ergänzt 
und neueren Anforderungen angepaßt 
wurde?!, zeichnet sich zunächst durch sei- 
ne Grundkonzeption aus, die ihr Vorbild 
im Genfer Vertragüber weiträumige Luft- 
verunreinigungen aus dem Jahr 1979 


hat. ‘Der Wiener Rahmenvertrag regelt 
dabei nur das allgemeine Verfahren sowie 
den institutionellen Unterbau, während im 
Montrealer Protokoll der Zeitrahmen für 
den Ausstieg aus der Produktion der ozon- 
schichtzerstörenden Substanzen (insbe- 
sondere: FCKW,) festgelegt wurde. Durch 
die Konstruktion Rahmenvertrag/Proto- 
koll gelang es, eine Vielzahl von Staaten 
zur Mitgliedschaft zu bewegen, da die 
Auseinandersetzungen über substanzielle 
Verpflichtungen aus den Vertragsver- 
handlungen in die späteren Verhandlun- 
gen über die Zusatzprotokolle verlegt 
wurde. 

Darüber hinaus unterscheidet sich das 
Vertragswerk von einer Vielzahl anderer 
Konventionen in der starken Stellung des 
Kollektivorgans (Konferenz der Vertrags- 
parteien), dem sowohl die Befugnis zu 
bindenden Mehrheitsentscheidungen als 
auch eine echte Aufsichtsfunktion für die 
Vertragserfüllung eingeräumt wurde. 

Schließlich fällt das Abkommen durch 
seine Differenzierung nach der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit der Mitglied- 
staaten aus dem umweltvölkerrechtlichen 
Rahmen. So wurde hier dem Bedürfnis 
von Entwicklungsländern Rechnung ge- 
tragen, die Nichteinhaltung des Zeitrah- 
mens mit unzureichenden finanziellen 
Unterstützungen im Rahmen des Techno- 
logietransfers zu rechtfertigen. Ein Son- 
derfonds i.H.v. 240 Mio. US-Dollar wur- 
de den Entwicklungsländern auf der Lon- 
doner Ozon-Konferenz zur Verfügung ge- 
stellt. In dieser Koppelung von interna- 
tionalem Umweltschutz und konkreter 
Entwicklungshilfe kann mit Sicherheit die 
weitreichendste Abweichung vom tradi- 
tionellen Standard internationaler Um- 
weltkonventionen gesehen werden. Ob 
durch die Erleichterung des Erwerbs al- 
ternativer Technologien allerdings tat- 
sächlich ein substanzieller Beitrag zum 
Abbau ozongefährdender Substanzen ge- 
leistet wird oder ob es sich hierbei nur um 
ein weltweites Expansionsgeschäft inter- 
nationaler Großkonzerne handelt, bleibt 
noch abzuwarten. 

Jedenfalls dürfen diese Regelungen, als 
wie immer fortschrittlich sie auch bewer- 
tet werden mögen’, nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß der Ausstiegsplan von 
Montreal weit hinter den Forderungen in- 
ternationaler Umweltverbände zurück- 
bleibt und in seiner jetzigen Form wahr- 
scheinlich auch nur wegen der Evidenz 
der globalen Gefährdung zustandegekom- 
menist. 


Einen ganz anderen Weg schlägt die 
Konvention über die Umweltverträglich- 
keitsprüfung im grenzüberschreitenden 
Zusammenhang ein, die am 25.2.1991 in 
Espoo/Finnland unterzeichnet wurde”. In 
Abkehr von klassischen zwischenstaatli- 
chen Konfliktlösungsmodellen wird hier 
dem Gedanken des Individualrechtsschut- 
zes und der Verfahrensbeteiligung von 
AusländerInnen zumindest ansatzweise 
Rechnung getragen. 


Durch das Prinzip des „equal access“” 


soll BürgerInnen der Mitgliedstaaten, die 
von „Aktivitäten“ mit grenzüberschrei- 
tenden Auswirkungen betroffen sind, ein 
Beteiligungsrecht an den entsprechenden 
UVP-Verfahren im Bereich der Konventi- 
on eingeräumt werden. Zwar dürfte die 
Frage der Betroffenheit und der jeweils 
einschlägigen Verfahren angesichts der 
Vielzahl an offenen Formulierungen noch 
zu allerhand Auseinandersetzungen Anlaß 
geben. Der Rechtsschutz für betroffene 
AusländerInnen darf nach dieser Rege- 
lung aber keinesfalls hinter dem für die je- 
weiligen Staatsangehörigen zurückblei- 
ben. 

Der Vertrag von Espoo kann damit auch 
als Weiterentwicklung von Bestrebungen 
im Umweltvölkerrecht angesehen wer- 
den, in internationalen Verträgen festge- 
setzte Standards durch nationale Gerichte 
überprüfen zu lassen?’, ohne daß es des 
umständlichen und zeitaufwendigen Ver- 
fahrens vor internationalen Institutionen 
und Gerichten bedarf. Insoweit wird hier- 
durch auch ein Beitrag zur Entpolitisie- 
rung des Völkerrechts geleistet, der längst 
überfällig ist. 

Die beiden angesprochenen Vertrags- 
werke, und das gilt es zu unterstreichen, 
bilden Ausnahmen im Reigen internatio- 
naler Umweltverträge. 

Die überwiegende Mehrzahl der Kon- 
ventionen ist auch weiterhin bestimmt von 
der Idee des informellen und kooperativen 
Zusammenwirkens der Staaten und zeich- 
net sich in aller Regel durch ein schwaches 
UÜberwachungs- und Vollzugsinstrumen- 
tarium aus, das dem Individuum keinerlei 
Beteiligungschancen einräumt. 

Darüber hinaus bilden die Interessens- 
gegensätze von Industrie- und Entwick- 
lungsländern auch weiterhin den entschei- 
denden Stolperstein in der Entwicklung 
globaler Vertragswerke zum Umwelt- 
schutz. Das Prinzip eines „gemeinsamen 
Interesses“ oder eines „gemeinsamen Er- 
bes der Menschheit“ bleibt also auch hier 
Stückwerk. 

Und doch zeigen die beiden angespro- 
chenen Verträge, daß sich Ansatzpunkte 
für eine Fortentwicklung des Umweltvöl- 
kerrechts im Vertragsrecht finden lassen, 
die eine Abkehr von bisher als unumstöß- 
lich bezeichneten Grundsätzen des Völ- 
kerrechts andeuten und die, gemessen an 
den langwierigen Diskussionen um allge- 
meine Haftungsgrundsätze, ein geradezu 
„atemberaubendes“ Tempo an den Tag le- 
gen. 


Umweltschutz durch Völkerrecht? 


Wer mit den Mitteln des Völkerrechts 
weltweiten Umweltschutz betreiben will 
— dies sollte hier aufgezeigt werden — 
muß sich bescheiden geben. Neben den 
angesprochenen strukturellen Defiziten, 
sollte schließlich auch der zutiefst unde- 
mokratische Charakter des Völkerrechts, 
dessen Entscheidungsprozesse nur äu- 
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Berst mittelbar durch nationale Parlamen- 
te beeinflußt werden, Anlaß zur Zurück- 
haltung bieten. 

Vorallem aber gilt es, der Politik natio- 
naler Entscheidungsträger entgegenzu- 
wirken, die sich ihrer politischen Hand- 
lungspflicht nur allzugern mit dem Hin- 
weis auf diffuse völkerrechtliche Ver- 
pflichtungen entledigen, um damit vom 
eigenen Versagen bzw. vom Versagen 
staatlicher Ordnungsprinzipien überhaupt 
abzulenken. Durch die Flucht ins Globale 
lassen sich die Defizite der nationalen 
Umweltpolitik eben’ nicht überwinden. 
Schlimmer noch: sie werden potenziert. 

Allenfalls im Völkervertragsrecht las- 
sen sich mittelfristig Instrumente durch- 
setzen, die den weltweiten Umweltschutz 
zur Sache der Individuen machen und eine 
weiter reichende Reform des Völker- 
rechts vom internationalen Recht der Staa- 
tengemeinschaft zum Recht einer interna- 
tionalen Zivilgesellschaft einläuten könn- 
ten. In diesem Zusammenhang sollte sich 
das Umweltvölkerrecht im wesentlichen 
auf das Setzen international verbindlicher 
(Mindest)Standards konzentrieren, wobei 
deren Durchsetzung durch einen Ausbau 
des Individualrechtsschutzes auf nationa- 
ler und internationaler Ebene ermöglicht 
werden muß. Bei dieser Politik des „Stan- 
dard Setting“ wäre dann auch über eine 
stärkere Integration von Nicht- 
regierungsorganisationen (NGOs) in den 
völkerrechtlichen Normsetzungsprozeß 
nachzudenken. ; 

Andere „Reformvorhaben“ im Bereich 
des Umweltvölkerrechts, wie etwa der 
Einsatz von „UN-Grünhelmen“?® oder die 
Einrichtung eines internationalen Straf- 
gerichtshofs auch für „Umweltverbre- 
chen“”” können demgegenüber nur als 
Versuch einzelner Staaten angesehen wer- 
den, den status quo völkerrechtlich abge- 
sicherter Machtpositionen aufrechtzuer- 
halten und hegemoniale Ansprüche unter 
dem Deckmantel des internationalen Um- 
weltschutzes durchzusetzen. Das Beispiel 
Somalia kann dabei, auch wenn es hier 
nicht unmittelbar um Belange des Um- 
weltschutzes geht, durchaus als Präze- 
denzfall angesehen werden. 

Georg Restle studiert Jura und lebt in 
Freiburg. 
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Wir zeigen den Weg! So 
„..ı Die Mission (1987) 


Nicht nur in der Fremde ist der 
Fremde fremd ... 


Aufbruch oder Krise des völkerrechtlichen Minder- 
heitenschutzes im Rahmen der Vereinten Nationen? 


Frank Schreiber 


er Verfall staatlicher Strukturen in 
D Osteuropa mit der Folge von 

Staatsgründungen unter Berufung 
auf das „Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker“ hat auch in der juristischen Offent- 
lichkeit dazu geführt, die Losung „jedem 
Volk seinen Staat“ als Patentlösung ethni- 
scher oder religiöser Konflikte anzuse- 
hen. In den Hintergrund sind dabei die Be- 
mühungen um die Ausgestaltung des Min- 
derheitenschutzes jenseits des „Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker“ in den Ver- 
einten Nationen getreten, die Gegenstand 
des folgenden Beitrags sind. Aktueller 
Anlaß ist die Annahme der Minderheiten- 
schutzdeklaration durch die 47. General- 
versammlung der Vereinten Nationen am 
18. Dezember 1992 und die Erklärung des 
Jahres 1993 zum Internationalen Jahr der 
autochtonen Bevölkerungsgruppen. 


Der Glaube, durch einen auf das Indivi- 
duum bezogenen Menschenrechtsschutz 
automatisch auch einen hinreichenden 
Minderheitenschutz zu erreichen, be- 
herrschte die Nachkriegszeit" und existiert 
zum Teil heute noch?. So gelang es 1948 
auch noch nicht, eine minderheitenschüt- 
zende Vorschrift in die Allgemeine Erklä- 
rung der Menschenrechte zu integrieren, 
vielmehr wurde der Wille, dem Schicksal 
der Minderheiten nicht indifferent gegen- 
überzustehen, lediglich in einer Resolu- 
tion kundgetan?. Ein Wandel auf univer- 
sell-völkerrechtlicher Ebene setzte erst 
Anfang der sechziger Jahre ein. Der In- 
ternationale Pakt über bürgerliche und po- 
litische Rechte (IPbpR), der am 16.12. 
1966 durch die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen angenommen wurde 
und 1976 in Kraft getreten ist, enthält mit 


Art. 27 eine minderheitenschützende Vor- 
schrift‘. Der IPbpR ist ein multilateraler 
völkerrechtlicher Vertrag, der 87 Staaten 
(Stand 1.8.1989) bindet’. Konventionsor- 
gan ist der Menschenrechtsausschuß 
(MRA) nach Art. 30ff. Durchsetzungsin- 
strumente sind zum einen nach Art. 41 die 
Staatenbeschwerde vor dem MRA, d.h. 
die Mitteilung eines Vertragsstaates über 
Menschenrechtsverletzungen in einem 
anderen“. Ferner besteht nach einem Fa- 
kultativprotokoll die Möglichkeit der In- 
dividualbeschwerde vor dem MRA. Die 
Staatenbeschwerde, die erst nach einer zu- 
sätzlichen Unterwerfungserklärung des 
Mitgliedstaates eröffnet wird, und die In- 
dividualbeschwerde werden jedoch im 
Gegensatz zum Rest des Paktes von deut- 
lich weniger Staaten anerkannt’. Auch die 
Bundesrepublik entzieht sich diesem In- 
strumentarium. 
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recent ” 


Umfang des Minderheitenschutzes 
nach Art. 27IPbpR 


1978 bemühte sich erstmals ein Mit- 
gliedstaat um die umfassende Konkretisie- 
rung des Minderheitenschutzes nach Art. 
27 IPbpR mittels „soft law“: Jugoslawien 
unterbreitete auf der 34. Tagung der Men- 
schenrechtskommission (MRK) einen 
Vorschlag zur Verabschiedung einer Min- 
derheitenschutzdeklaration'. 

Charakteristisch an diesem Entwurf 
war, daß er die Minderheiten selbst und 
nicht die zu ihr gehörenden Individuen als 
Rechtssubjekte ansah. Dieser kollektiv- 
rechtliche Ansatz wurde von den westli- 
chen Staaten und der ihr angehörenden 
Völkerrechtsliteratur nachhaltig  kriti- 
siert’. Die Frage, ob konzeptionell Grup- 
penrechten oder Individualrechten beim 
Minderheitenschutz der Vorzug zu geben 
ist, war in den vergangenen Jahrzehnten 
folglich auch ein Hauptstreitpunkt bei der 
Auslegung des Art. 27 IPbpR, dessen For- 
mulierung Ergebnis eines Kompromisses 
zwischen liberal-individualistischem und 
sozialistischem Menschenrechtsverständ- 
nis ist: Rechtsträger des Art. 27 IPbpR ist 
nach dem Wortlaut der Angehörige einer 
Minderheit. Von den Rechten im Rahmen 
des Schutzbereichs des Art. 27 IPbpR Ge- 
brauch zu machen ist jedoch ein Kollektiv- 
verhalten, das dem Wortlaut nach „mit an- 
deren Angehörigen der Gruppe“ ausgeübt 
wird. 

Der kollektive Charakter, nämlich daß 
Art. 27 IPbpR notwendig die Existenz der 
Gruppe voraussetzt, wird grundsätzlich 
nicht geleugnet und zum Teil auch als kol- 
lektiver Bestandsschutz interpretiert, je- 
doch gibt es deutliche Stimmen dagegen, 
daß die Minderheit als Gesamtheit Rechte 
habe''. In Anlehnung an die Resolution 
der Generalversammlung vom 10.12. 
1948, die Minderheiten als Gesamtheit an- 
spricht, wird Minderheitenschutz in der 


Literatur dennoch zunehmend als Grup- 
penschutz verstanden. Nach Renate Oxen- 
knecht umfaßt der Gruppenschutz na- 
mentlich politische Partizipationsrechte 
durch Dezentralisation, Vertretung ethni- 
scher Gruppen in Legislative und Exekuti- 
ve, sowie Gruppenrechte in Erziehung 
und Kultur'?. 

In der jetzt von der Generalversamm- 
lung angenommenen Minderheiten- 
schutzdeklaration finden sich allerdings 
kaum kollektivrechtliche Elemente". Le- 
diglich Art.1 der Deklaration gewährlei- 
stet bei wohlwollender Interpretation ei- 
nen Bestandsschutz'*. Die folgenden Arti- 
kel machen jedoch mit ihrer einleitenden 
Formulierung „Persons belonging to mi- 
norities have the right ...“ klar, welches 
Menschenrechtsverständnis sich durchge- 
setzthat. 

An Klarheit hinsichtlich des Rechtssub- 
jekts ist damit aber — entgegen den Kriti- 
kern der Gruppenrechte — noch nichts ge- 
wonnen: Die Definition des Angehörigen 
einer Gruppe setzt notwendigerweise ei- 


nen Minderheitenbegriff voraus. Der 
Minderheitenbegriff ist ein bis heute un- 
gelöster Streitpunkt bei Art. 27 IPbpR. 
Auch in der Deklaration konnten sich die 
UN-Gremien nicht auf eine Definition ei- 
nigen, die Frage wurde ausgeklammert. 

Die in der Literatur vorherrschende De- 
finition lieferte Francesco Capotorti, der 
damalige Sonderberichterstatter der Un- 
terkommission zur Verhütung von Diskri- 
minierung und für Minderheitenschutz in 
seiner „Study on the Rights of Persons be- 
longing to Ethnic, Religious and Lingui- 
stic Minorities“ 1977. In Anlehnung an 
die Rechtsprechung des StändigenIGH 
und an Vorschläge einer Vielzahl von Re- 
gierungen sowie der MRK" bezeichnet er 
Minderheiten als „eine der übrigen Bevöl- 
kerung eines Staates zahlenmäßig unterle- 
gene Gruppe, die keine beherrschende 
Stellung einnimmt, deren Angehörige — 
Bürger dieses Staates — in ethnischer, reli- 
giöser oder sprachlicher Hinsicht Merk- 
male aufweisen, die sie von der übrigen 
Bevölkerung unterscheiden, und die, zu- 
mindest implizit, ein Gefühl der Solidari- 
tät bezeigen, das auf die Bewahrung der 
eigenen Kultur, der eigenen Traditionen, 
der eigenen Religion oder der eigenen 
Sprache gerichtet ist“'®. 


Die Situation in der 
Bundesrepublik Deutschland 


Von der Bundesrepublik Deutschland 
werden Dänen, Friesen und Sorben als 
Minderheiten i.S.d. Art. 27 IPbpR aner- 
kannt. Im nationalen Recht finden sich 
entspechende Schutzbestimmungen in den 
Landesverfassungen von Schleswig-Hol- 
stein, Brandenburg und Sachsen, früher 
hinsichtlich der Sorben auch in der DDR- 
Verfassung'”. 

Es fällt auf, daß die BRD den Minder- 
heitenbegriff schr restriktiv auslegt, wenn 
es um die Minderheiten im eigenen Land 
geht'*: Großen Teilen der „nicht-deutsch- 
stämmigen“ Bevölkerung werden Min- 
derheitenrechte verweigert. Weder Ar- 
beitsimigrantInnen noch Sinti und Roma 
werden von der BRD als Minderheiten 
i.8.d. Art. 27 IPbpR anerkannt. 

Der Minderheitenschutz für Arbeitsim- 
migrantInnen, die schon mehrere Gene- 


rationen in einem bestimmten Staat leben 
ist, auch in der internationalen Literatur 
umstritten". In der Tat erscheint es zwei- 
felhaft, ob gegenwärtig beispielsweise die 


in der Bundesrepublik lebenden TürkIn- 
nen pauschal unter die Definition von 
Capotorti zu subsumieren sind. 

Die Verweigerung des Schutzes aus 
Art. 27 IPbpR für Sinti und Roma durch 
die Bundesrepublik ist jedoch völker- 
rechtswidrig: Roma leben seit über 500 
Jahren auf dem Gebiet der Bundesrepu- 
blik, Sinti seit über 100 Jahren. Sie unter- 
scheiden sich zumindest in ethnischer wie 
sprachlicher Hinsicht von der Mehrheits- 
bevölkerung, und das von der Capotorti- 
Definition geforderte Soldaritätsmoment 
kann ihnen kaum abgesprochen werden. 
Die Mehrheit der Völkerrechtsliteratur 
betrachtet daher zumindest die Roma in 
Europa bzw. in Deutschland als Minder- 
heiten i.S.d. Art. 27 IPbpR?. „Gypsies“ 
werden in Europa von Norwegen, Spani- 
en und Portugal ausdrücklich als Minder- 
heiten anerkannt?'. 

Genügend Beispiele für die Diskrimi- 
nierung von Sinti und Roma und die Miß- 
achtung der völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen finden sich in der bundesrepubli- 
kanischen Rechtspraxis: Den Sinti und 
Roma wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 
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die Wiedergutmachung verweigert, an- 
ders als bei anderen Verfolgten des Natio- 
nalsozialismus”. In Rechtsquellen wird 
ihre Lebensweise nicht als gleichwertig 
und in gleicher Weise schützenswert wie 
die Lebensweise des „Mehrheitsvolkes“ 
anerkannt: Die Bayerische Landfahrer- 
ordnung von 1953 (bis 1970 in Kraft), 
ein Sondergesetz zur Behandlung von Sin- 
ti und Roma, wie die Ausführungsbestim- 
mungen zeigen, spart nicht mit Grund- 
rechtseingriffen. Die gesamte Lebenswei- 
se der Sinti und Roma steht unter einem 
Erlaubnisvorbehalt: Das „Umherziehen“ 
(Art. 2), das Halten von Tieren (Art. 4), 
der Besitz von Messern (Art. 5); die Le- 
bensweise im „Familienverband oder in 
einer Horde“ (Legaldefinition für Horde 
in Art. 6 Abs. 2) ist „landfahrerbuch- 
pflichtig“ etc. etc. Die Ausführungsbe- 
stimmungen? erinnern in ihrer Sprache an 
ähnliche nationalsozialistische Vorschrif- 
ten. Der baden-württembergische Sozial- 
bericht von 1972 charakterisiert Sinti und 
Roma als Menschen, die „im Gefühl und 
nicht im Kopf überlegen, die nicht unter- 
scheiden zwischen Gut und Böse, die ihre 
unterdurchschnittliche Intelligenz meist 
durch Redegewandtheit, Witz und Ver- 
schlagenheit tarnen.“”° Die Zuweisung 
von Lagerplätzen an Sinti und Roma wird 
in der Rechtswissenschaft und praxis als 
Maßnahme der Gefahrenabwehr (welche 
Gefahr wird hier von wem abgewehrt?) 
angesehen”*. Auch die von einigen Lan- 
desregierungen verfolgte Politik, „Zigeu- 
nersiedlungen* aufzulösen” und die 
Familien in die Gemeinden zu integrieren 
stellt eine Verletzung des in Art. 27 IPbpR 
garantierten Schutzes vor Zwangsassimi- 
lierung dar. 

Die Haltung, die die Vertreter(Innen?) 
der Bundesrepublik bei den Beratungen 
um die Minderheitenschutzdeklaration 


1992 in den UN-Gremien eingenommen 
haben, erscheint dann nur konsequent: 
Nach der Verabschiedung des Textes in 
der MRK hat Deutschland eine Erklärung 
abgegeben, daß die Bundesrepublik unter 
Minderheiten nur „klar definierte und un- 
terscheidbare Gruppen, die lange auf dem 
Territorium eines Staates gelebt haben“ 
versteht. Hintergrund dieser Erklärung, 
die weder im Wortlaut des Art. 27 IPbpR 
noch in der „h.M.“ der völkerrechtlichen 
Literatur eine Stütze findet, ist die Politik 
gegenüber den Roma in Deutschland. Am 
4. März 1992 beantragte die deutsche De- 


legation in der MRK die Einschränkung 
einer Resolution, mit der der Berichter- 
statter aufgefordert wurde, sein Augen- 
merk besonders auf die Lebensbedingun- 
gen der Roma zu richten, dahingehend, 
daß nur solche Staaten untersucht werden 
sollen, „in denen Roma traditionell als 
Staatsangehörige leben“. Dieser Vorstoß 
wurde mit 16 zu 3 Stimmen bei 27 Enthal- 
tungen abgelehnt. Daraufhin enthielt sich 
die BRD zusammen mit sieben anderen 
Staaten bei der Abstimmung über die De- 
klaration. Der deutsche Vertreter begrün- 
dete dies damit, daß Roma in Deutsch- 
land, wo sie „keinerlei Diskriminierung“ 
unterworfen seien, nicht als Minderheit 
gelten und im Übrigen jeder, der sich un- 
rechtmäßig in Deutschland aufhalte, aus- 
gewiesen werden könne?®. 


Indigene Völker” 


Die Unterdrückung der indianischen 
Völker in vielen süd- und mittelamerika- 
nischen Staaten, die relative Rechtlosig- 
keit der Urbevölkerung in den USA und 
Kanada, das schleichende Sterben der 
Aboriginie-Kultur in Australien — es gibt 
viele Belege dafür, daß eines der vor- 
dringlichsten Ziele des völkerrechtlichen 
Minderheitenschutzes der Schutz der indi- 
genen Völker sein muß, 

Nahezu unstrittig” ist spätestens seit der 
Lovelace-Entscheidung” des MRA, daß 
indigene Völker in der Regel auch Min- 
derheiten i.$.d. Art. 27 IPbpR sind. Der 
MRA hat in der Entscheidung bei der Fra- 
ge nach der Zugehörigkeit zu einer Min- 
derheit i.S.d. Art. 27 IPbpR lediglich an 
die ethnische Zugehörigkeit zum Stamm 
der Maliseet-Indianer angeknüpft. Maß- 
geblich für die Entscheidung war weiter- 
hin, daß die Beschwerdeführerin in einem 
Reservat aufgewachsen ist”*. Entschei- 
dend ist hiernach nicht, daß die Minder- 
heitenzugehörigkeit durch nationales 
Recht‘* gesichert ist. Auch eine Nichtan- 
erkennung durch Stammesangehörige, 
wie im zu entscheidenden Fall, berührt die 
Qualifikation als Angehörige einer Min- 
derheit nach Ansicht des MRA nicht, zu- 
mindest insoweit kein vernünftiger Grund 
für die Stammesentscheidung erkennbar 
ist”, 

Viele indigene Völker betrachten sich 
nicht als Minderheit in einem Mehrheits- 
staat, sondern als Nationen”, mit einer ge- 
wachsenen, oft jahrtausende alten Rechts- 
und Verwaltungstradition, die gleichwohl 
nur sehr selten die staatliche Souveränität 
anstreben. Wie die Rechts- und Verwal- 
tungstradition der Indianer neben der 
Struktur eines modernen Staates steht und 
welche Konflikte dabei entstehen, zeigt 
das Beispiel Mexico: 

Neben der gemeindlichen Selbstver- 
waltung (gem. Art. 115 Mexikanische 
Verfassung) gibt es in den indianischen 
Regionen des Südens traditionelle Ele- 
mente des Selbstverwaltung, die gewohn- 
heitsrechtlichen Charakter haben und sich 
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auf das Innenverhältnis der indianischen 
Dorfgemeinschaften beziehen. 

In Gemeinden im Bundesstaat Chiapas 
drückt sich dieses Nebeneinander auch in 
der Verwaltungsstruktur aus: Offiziell 
wird die „Gemeinderegierung“ in ein 
ayuntamiento constitucional, das die Ge- 
meinde nach außen vertritt, und ein ayun- 
tamiento regional, daß auf traditioneller 
Rechtsgrundlage für die inneren Angele- 
genheiten zuständig ist, aufgeteilt””. 

De facto wird von indianischer Seite al- 
lerdings über mangelnde Anerkennung 
der internen Rechtspraxis geklagt”®. Nicht 
zu vergessen ist hierbei, daß die meisten 
Indianer in ihrem Rechtsbewußtsein von 
der eigenen Rechtsordnung mehr geprägt 
werden als vom mexikanischen Bundes- 
recht: Konflikte mit dem Bundesrecht sind 
unvermeidbar und führen auch in Mexico 
zur massenhaften Inhaftierung von India- 
nern, nach Vorschriften, die im indiani- 
schen Rechtsverständis keinen Platz ha- 
ben: Traditionelle Heilkunst und religöse 
Zeremonien werden durch die Betäu- 
bungsmittelgesetzgebung kriminalisiert. 
Ratsversammlungen verstoßen angeblich 
gegen die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung”. 

1971 wurde die Unterkommission zur 
Verhinderung von Diskriminierung und 
für den Schutz der Minderheiten, die der 
Menschenrechtskommission beim ECO- 
SOC untergeordnet ist, mit einer Studie 
über das Problem der Diskriminierung in- 
digener Völker beauftragt. Berichterstat- 
ter war der Mexikaner Jos€ R. Martinez 
Cobo. Die Studie, die in ihrem ersten Teil 
nach möglichen Schutzansatzpunkten 
(special areas for action) geordnet, Stel- 
lungnahmen von Regierungen aus 37 Na- 
tionen, Organen der UN, NGOs und der 
OAS enthält, sowie in einem zweiten Teil 
neben einer Zusammenfassung Schlußfol- 
gerungen und Empfehlungen formuliert, 
wurde 1986 vollständig veröffentlicht. 

Hinsichtlich der Frage, wer Gegenstand 
der Untersuchung sei, wurde zunächst 
von einer „Arbeitsdefinition“ ausgegan- 
gen, die objektive wie subjektive Elemen- 
te enthielt”. Letzlich kam man aber zu 
dem Schluß, daß die Frage der Definition 
den indigenen Gemeinschaften selbst 
überlassen werden muß*'. Im Ergebnis 
bejaht der Cobo-Report sowohl das indivi- 
duelle Selbstidentifikationsrecht”, als 
auch das Recht der Gemeinschaft, zu be- 
stimmen, wer zu ihnen gehört”. 

Der Report hat — trotz methodischer 
Schwächen — dazu geführt, daß sich die 
Diskussion um den Schutz indigener Völ- 
ker von den abstrakten dogmatischen 
Streitfragen um Art. 27 IPbpR entfernt hat 
und sich an den spezifischen Bedürfnissen 
orientiert: Anhand der folgenden Empfeh- 
lungen des Reports“ für die Kultur-, Sozi- 
al- und Rechtspolitik sowie für die Ausge- 
staltung von Landrechten soll dies ver- 
deutlicht werden: 

Staatliche Kulturpolitik muß im Kon- 
text der Wahrnehmung der Existenz indi- 


... oder so: Aguirre, der 
Zorn Gottes (1972) 


gener Völker und auf der Basis der Re- 
spektierung erfolgen und dabei die Auto- 
nomie der Bevölkerungen anerkennen und 
eine intervenierende Politik aufgeben. 
Insbesondere ist eine Koexistenz von indi- 
genen Rechtssätzen und nationalem Recht 
(„legal pluralism“) anzustreben. Der Vor- 
rang des nationalen Rechts ist diesbezüg- 
lich rechtfertigungsbedürftig. In zivil- 
rechtlichen Fragen des Grundstücksrechts 
und des Erbrechts sind unwillkommenes 
Eingreifen, Beschränkungen und Restrik- 
tionen durch die Regierungen aufzuge- 
ben. Die Ehe nach indigenem Recht muß 
durch den Staat anerkannt werden. Bei al- 
lem ist zu beachten, daß die Angehörigen 
indigener Völker eine angemessene Un- 
terstützung im Umgang mit dem nationa- 
len Recht z.B. in Form der Rechtsbera- 
tung erhalten. Die Bekanntgabe der natio- 
nalen Rechtssätze muß auch gegenüber in- 
digenen Völkern erfolgen.“ 

Die Bedeutung des Landes besteht für 
indigene Völker nicht nur im Eigentum 
und der Eigenschaft als Produktionsfak- 
tor/-mittel. Das spirituelle Verständnis 
von „Mutter Erde“ als Basis aller Existenz 
ist essentiell“. Ein unrechtmäßiger Er- 
werb von Land sollte von Anfang an un- 
wirksam sein, ebenso wie der gutgläubige 
Erwerb von solchem Land”. Technische 
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und finanzielle Hilfe gegen Beeinträchti- 
gung der Landrechte durch multinationale 
Konzerne muß geleistet werden, ebenso 
wie wirksame rechtliche Hilfen beim Gel- 
tendmachen der Rechte“. Gemeineigen- 
tum der Gemeinschaften am Land und die 
Möglichkeit des traditionellen Wirtschaf- 
tens ist zu gewährleisten. Die Rohstoff- 
ausbeutung ist Sache der indigenen Völ- 
ker, deren Land auch von der Rohstoff- 
ausbeute durch Dritte geschützt werden 
muß. Die ökologischen Einflüsse des Ab- 
baus von Rohstoffen auf nicht erneuerbare 
Ressourcen, die für indigene Völker über- 
lebenswichtig sind, müssen dringend un- 
tersucht werden. Sollte das ökologische 
Gleichgewicht der Gebiete der indigenen 
Völker zerstört sein, müssen ihnen neue 
Möglichkeiten des Lebens eröffnet wer- 
den. Dies muß in Übereinstimmung mit 
der kulturellen Identität der Gruppen ge- 
schehen®. Der Berichterstatter erwähnt, 
daß die Abkehr von Traditionen bei den 
indigenen Gemeinschaften zu Umweltzer- 
störung durch die Gemeinschaften führen 
kann”. Der Landerwerb für Gemein- 
schaften in Zusammenhang mit Agrarre- 
formprogrammen soll gefördert werden, 
die Priorität liegt aber bei der Rückgabe 
von Land’'. Zur Umsetzung dieser Rechte 
sollen alle Regierungen in Verhandlungen 
mit den betreffenden Organisationen und 
Kommunalbehörden treten?”. 

Seit 1982 ist der Unterkommission zur 
Verhinderung von Diskriminierung und 
für den Schutz von Minderheiten eine Ar- 
beitsgruppe für Indigene Bevölkerungen 
untergeordnet. Die Besonderheit dieses 
Gremiums liegt darin, daß an der jährli- 
chen Konferenz, die im Vorfeld der 
Herbsttagung der Unterkommission statt- 
findet, neben den in den NGOs organisier- 
ten Vertretern von indigenen Völkern 
auch nichtorganisierte Sprecher und Ein- 
zelpersonen teilnehmen können. 1985 hat 
die Arbeitsgruppe von der MRK den Auf- 
trag erhalten, einen Deklarationsentwurf 
über die Rechte indigener Völker auszuar- 
beiten. Mit dem Bericht vom 20.8.1992? 
hat die Arbeitsgruppe unter der Leitung 
von Erica-Irene A. Daes nun einen De- 
klarationsentwurf vorgelegt, der in vielen 
Punkten die Empfehlungen des Cobo- 
Reports aufgreift und weiterentwickelt. 
So wird im Entwurf auch das Modell des 
„legal pluralism“ konkretisiert: Das 
Recht auf Bewahrung und Entwicklung ei- 
ner eigenen Rechtsordnung im Rahmen 
der völkerrechtlichen Schranken wird ge- 
währleistet ($ 37). Der Staat ist verpflich- 
tet, Maßnahmen zu treffen, um Eingriffe 
in die traditionellen Rechts- und Verwal- 
tungssysteme zu verhindern ($ 16). 


„legal pluralism“: postmoderne 
Lösung mittels Gruppenrechten? 


In der Minderheitenschutzdeklaration 
hat sich die beim Schutz indigener Völker 
entwickelte Tendenz zum Kollektivschutz 


nur geringfügig niedergeschlagen. 
Gleichwohl liegt m.E. hier die Zukunft 
des Minderheitenschutzes: Eine Umori- 
entierung auf die spezifischen Schutzbe- 
dürfnisse der Minderheiten ist notwendig, 
und zwar nicht durch die Brille des libera- 
listisch-individualistisch geprägten 
Rechtsverständnisses, sondern unter Be- 
rücksichtigung des Rechtsverständnisses 
der zu Schützenden. Daß der westlich-li- 
beralistische Individualschutz am Rechts- 
güterverständnis traditioneller indigener 
Rechtssysteme vorbeigeht, haben die Un- 
tersuchungen zum Schutz indigener Völ- 
ker gezeigt. 

Ein Konzept kann der von Cobo ge- 
nannte „legal pluralism“ sein: Konkreti- 
siert werden könnte dieser Ansatz durch 
eine Schutznorm, die ein „Recht auf eige- 
nes Innenrecht“ garantiert: Im Innenver- 
hältnis regelt die Gemeinschaft intrakom- 
munale Angelegenheiten mittels eigener 
Exekutive, Legislative und Judikative. 
Träger von Gruppenrechten ist eine je 
nach Ausgestaltung durch das Innenrecht 
lokal und personell begrenzte Gemein- 
schaft. Ausgeübt werden die Rechte durch 
die Organe der Gemeinschaft. Das Innen- 
recht bleibt aber auf Nicht-Mitglieder der 
Minderheit bzw. Gemeinschaft unan- 
wendbar. Ein solcher Autonomieansatz 
mit fließenden Grenzen zum bisher do- 
gmatisch sehr diffusen, aber an einem ter- 
ritorialen Ansatz festhaltenden internen 
Selbstbestimmungsrecht der Völker wäre 
letztlich ein „Dritter Weg“ zwischen ex- 
ternem Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker und traditionellem individualrechtli- 
chem Minderheitenschutz. 

In einem Rechtssystem mit hoher Rege- 
lungsdichte wie der Bundesrepublik stößt 
das Konzept des „legal pluralism“ sicher- 
lich schnell an Grenzen. Nichtsdestotrotz 
wird man sich auch hier langsam Gedan- 
ken machen müssen, wie sich in einer mul- 
tikulturellen Gesellschaft kulturelle 
Schutzbedürfnisse und unterschiedliche 
Rechtsgutsverständnisse auch in der 
Rechtsordnungniederschlagen. 

Die Fixierung auf eine innere Rechts- 
setzungsautonomie darf aber nicht dazu 
führen, ein weiteres zentrales Anliegen 
des Minderheitenschutzes aus den Augen 
zu verlieren: die politische Partizipation, 
bei der die Spielregeln der Mehrheitsge- 
sellschaft gelten. Bernhard Graefrath dia- 
gnostiziert diesbezüglich in der neuesten 
Mikmag-Entscheidung des MRA eine ge- 
fährliche Tendenz: Die Entscheidung zu 
Art. 25a IPbpR nimmt im Ergebnis eine 
Festlegung auf ein repräsentatives Demo- 
kratiemodell vor. Minderheiten sind in 
den Gremien der repräsentativen Demo- 
kratie zwangsläufig irgendwann unterre- 
präsentiert: in kleinen Gremien nämlich 
gar nicht. In der Möglichkeit informaler 
Einflußnahme — Graefrath bezieht die 
Entscheidung nicht durch Zufall auf die 
Verfassungsdiskussion und die Institution 
des Runden Tisches — und nicht in den Or- 
ganen der repräsentativen Demokratie 


liegt die Zukunft einer Partizipation der 
Minderheiten im Mehrheitsstaat. 
Frank Schreiber studiert Jura in Mar- 
burg und ist im BAKJ sowie bei den al- 
ternativen, sozialen und demokrati- 
schen FachschafterInnen aktiv. 
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anwr 


Geheim schreibt da weiter, wo andere auf- 
hören.: 

* Verkartungspläne des Verfassungs"schut- 
zes" gegen die Linken in diesem, unserem 
Land * BND-Aktivitäten in Hamburg * das 
US-Geheimdienstnetz in der BRD * Berufs- 
verbote * die Strategien und Strukturen der 
Politischen Polizei * Polizeiwillkür * den 
neuen Super-Geheimdienst BSI * CIA- 
Mordpläne, u.a. gegen den ehemaligen ni- 
caraguanischen Außenminister * die 
US/CIA-Strategie im Golfkrieg * den Krieg 
der CIA gegen Cuba und andere Staaten 
der sogenannten Dritten Welt * Geheim ver- 
öffentlichte Dossiers von Verfas- 
sungs"schutz" und CIA sowie regelmäßig 
die Namen unter Tarnung arbeitender CIA- 
Agenten. 


U] Ja, ich bestelle ein Probeexemplar von 
Geheim für DM 7,50 (als Scheck oder in 
Briefmarken einschicken) 


Ulya, ich möchte Geheim abonnieren;bitte 
schickt mir Infos 


[]Ja, ich möchte Geheim vertreiben 
Exemplare) 


Name: 

Anschrift (Straße, Stadt): 
Datum: 

Unterschrift: 


Bitte schicken an: 

Redaktion Geheim, Lütticher Str. 14, Post- 
fach 270324, 5000 Köln 1 (Tel. 
0221/513751) 


BEHÖRDEN-UND UNTERNEHMER-UNFREUNDLICH 


telegraph "33 


Die Zeitschrift aus Osıberlin, unhöflich, bissig 4, 00 D M 
Unsere Themen: Antifa, Stasi, Aufarbeitung von Machtstrukturen, 
Kriegsdiensttotalverweigerung. Osteuropa, Wirtschaftssauereien 
made in BRD und anderes. 

Dies alles betrachtet durch die “linke” Lupe und gemacht von un- 
verbesserlichen Querulanten, die schon zu DDR-Zeiten ein- 
schlägig und geheimpolizeilich bekannte Reißzwecken im Magen 
der Herrschenden waren. 


-_— 
. 


_o Jetzt haben wir nur 
PB 12: noch zwei Möglichkeiten: 


T--"! Entweder wir knacken ne ER 
= < Bank oder wir gründen eine/"„— 
< Mn 


Be I 
Der "telegraph“ erscheint monatlich, ist zu erhalten über Iniolä- 
den und ausgesuchte Buchhandlungen oder im Abo über: 
Redaktion "telegraph", Schliemannstr. 22, Berlin O-1058 
Einzelhandelspreis 4 DM, Jahresabo 45 DM, 
Halbjahresabo 23 DM, auf Probe (2 Nummern) 6 DM 


graswurzel 
revolution 


Seit über 20 Jahren und jeden Monat neu: Die Gras- 
wurzelrevolution (GWR): anarchistisch, gewaltfrei, an- 
tisexistisch. In der GWR zu lesen: Nach dem AWACS- 
Verfassungsgerichtsurteil: Die Militarisierung der inter- 
nationalen Politik, Widerstand gegen den Trup- 
penübungsplatz in Wittstock (Brandenburg), Asylrecht 
für Frauen in Kanada, Libertäre Gedanken zu 25 Jahre 
APO und Attentat auf Rudi Dutschke, Ökoanarchismus 
in England, die ”Rap-Rebellion”, Bankrott des Inter- 
ventionismus in Somalia, Bundestagsblockade gegen 
Asylrechtsänderung, Serie zu Michel Foucault: Subjek- 
tive Autonomie, Eindrücke, Ausdrücke, Reden und 
Sexismusdiskussion von den Libertären Tagen, Was 
steckt hinter dem ” Kernenergie-Konsens”?, Libertäre 
Buchbesprechungen, u.v.a.m. Schnupperabo (4 
Ausgaben) gibt es gegen Einsendung eines 10 DM- 
Scheines an GWR, Kirchstr. 14, W-3135 
Wustrow 


Für eine gewaltfreie und 
herrschaftslose Gesellschaft 


SRINESRINSER 


Vom Neuen Zeitalter zur hraunen Heilslehre? Schwerpunktthema: 


Plädover für die Entmythologisierung der Linken - Braunzone 
in der Selbstverwaltung? - Anthroposophie-Kritik braucht 
Substanz! - Interview mit Jochen Kirchhoff: -Rettung nur mit 
spirituellen Kräften- - Sozialismus-Diskussion: War Otto 
Strasser ein Sozialist? Neues zu Nazi-Mailbo- 
xen (ERIC Eine Genossenschaft für die Hafenstraße... 
EEE] Südamerikanische Kindergenossenschaf- 
ten... Bremen: Frauen versetzen Millionen in 
Bewegung [DELETEIETEUFS 17. Bundeskongreß entwicklungs- 
politischer Aktionsgruppen RÜRSTHEITENELE u.v.m. 

um IE IE Eu Du IE IE HEN I Ka GER TE KEN N DEN KEN EN GE EN HE Ku 


Das Alles und noch viel mehr... 
in CONTRASTE. für 6 Mark frei Haus! 
ich will die neue CONTRASTE 


Meine Anschrift: 


6 DM in Briefmarken/Scheck habe ich beigelegt. 


Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: 


CONTRASTE, Postfach 104520, 6900 Heidelberg 1 
1 


= 
I IT II ITITII TITEL TG 


2 acht 
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WECHSEL 


DNNMNAIM 


Zeitschrift für 
TECHNIK NATURWISSENSCHAFT 
GESELLSCHAFT 


WECHSELWIRKUNG berichtet über 
gesellschaftliche Auswirkungen von 
Naturwissenschaft und Technik. 
WECHSELWIRKUNG analysiert die 
soziale, politische und ökonomische 
Funktion von Wissenschaft und Technik 
und zeigt deren Perspektiven und Alter- 
nativen auf. 

WECHSELWIRKUNG behandelt poli- 
tische und gesellschaftliche Themen 
auch unabhängig von Technik und Na- 
turwissenschaft. 
WECHSELWIRKUNG erscheint alle 
zwei Monate im Buchhandel. 


Er 


E K 
Nr. 61, Juni 1993 


Schwerpunkt: 

Nachhaltige Entwicklung 

Die Idee einer zukunftsfähigen Entwick- 
lung... Rettungsversuch für eine sterbende 
Illusion... Umwelt und Bevölkerunespoli- 
tik ... Strukturanpassung und Sustainable 
Development... Entwicklung in Europa ... 
Armut und Umweltin Amazonien 
Naturwissenschaft und Technik: 
Pestizide aus DDR-Beständen ... Ökologi- 
sche Probleme der Mülldeponierung 
Gesellschaft und Politik: 
Technikfoleenabschätzung und sozial- 
ökolosischer Umbau ... Partizipative TA 


x stische Computerprogramme 
EM Probeheft für 2 DM in Briefmarken 
m Das aktuelle Heft für 9 DM (Scheck!) 
Bestellungen an WECHSELWIRKUNG, 
Mariabrunnstr. 48, D - 5100 Aachen 


August Spies 


Ein hessischer Sozialrevolutionär in 
Amerika, Opfer des Haymarket- 
Justizskandals 1836/37 * 


ionierarbeit in der Aufarbeitung 
P eines prägenden Abschnitts in der 

Geschichte der Arbeiterbewegung 
— mitgeschrieben durch deutsche Einwan- 
derer in den USA — leistet die August 
Spies-Biographie des Politikwissenschaft- 
lers Heinrich Nuhn. 

August Spies steht synonym für eine so- 
zialrevolutionäre Bewegung in den 80er 
Jahren des letzten Jahrhunderts. Drei Ta- 
ge nach dem 1. Mai 1886 — dem Höhe- 
punkt des Acht-Stunden-Kampfs der US- 
amerikanischen Arbeiterbewegung — 


warf in Chicago ein bis heute Unbekannter . 


eine Bombe gegen Polizeitruppen -bis da- 
hin ein einmaliger Vorgang in der Ge- 
schichte der USA. Einer der Redner bei 
der Arbeiterkundgebung auf dem Chica- 
goer Haymarket — dem Schauplatz des 
Bombenwurfs — war August Spies, eine 
zentrale Figur der sozialrevolutionären/ 
anarchistischen Gruppierungen in Chica- 
0. 
Ohne daß ihnen je eine persönliche Be- 
teiligung an dem Bombenwurf nachge- 
wiesen werden konnte, wurden aus den 
Reihen der AnarchistInnen, SozialistIn- 
nen und Gewerkschaften acht der Promi- 
nentesten, so auch Spies, ausgewählt, um 
an ihnen ein Exempel zu statuieren. Am 
Ende eines durch Meineide, Korruption 
und gezielte Einseitigkeit gekennzeichne- 
ten Prozesses wurden die „Haymarket 
Eight“ des Mordes und der Verschwörung 
schuldig gesprochen und bis auf drei Ver- 
urteilteam 11.11.1887 hingerichtet. 

Als drei Jahre später die II. Internatio- 
nale der sozialistischen Arbeiterbewe- 
gung in Paris, auf Antrag des amerikani- 
schen Delegierten, dazu aufrief, den 1. 
Mai als internationalen Arbeiter-Feiertag 
anzunehmen, sollte dieser Tag nicht nur 
zur Demonstration ihrer Forderungen 
nach dem Acht-Stunden-Tag und ihrem 
Recht sich zu organisieren dienen, son- 
dern auch ausdrücklich Gedenktag an die 
„Haymarket Eight“ sein. 

In seiner, im Herbst 1992 erschienenen, 
Monographie „August Spies — Ein hessi- 
scher Sozialrevolutionär“ liefert Nuhn ei- 
ne kompetente, umfassende und dennoch 
spannend lesbare Aufarbeitung dieses im 
Allgemein-Geschichtswissen verschwun- 
denen historischen Abschnitts. Neben der 
biographisch orientierten Hintergrundbe- 


Clemens Hauser 


EB = 
Spiesam 3. Mai 1886 
arbeitung des Haymarket Ereignisses be- 
sticht eine zweite Linie, die Nuhn bei sei- 
ner Arbeit verfolgt, die Schilderung eines 
deutschen Flüchtlingsschicksal — wert- 
voll auch dank der dokumentierten und 
ausführlich erläuterten Selbstzeugnisse 
des August Spies. 

In den Jahren 1820-1886 waren es ca. 
vier Millionen Flüchtlinge, die in 
Deutschland aus existenzieller wirtschaft- 
licher und sozialer Not oder politischer 
Unterdrückung (nach der gescheiterten 
Revolution 1848/49; Sozialistenverfol- 
gung unter Bismarck) in Richtung USA 
verließen. Über New York zog es die mei- 
sten in die boomende Hochburg des unge- 
hemmten Kapitalismus: Chicago. Von 
630.000 Menschen, die 1884 in Chicago 
lebten, waren 3/4 ImmigrantInnen der er- 
sten oder zweiten Generation. Die größte 
ethnische Minderheit (33% der Bevölke- 
rung Chicagos) waren die Deutschen; 
Chicago die drittgrößte deutsche „Stadt“ 
inder Welt. 

1872, nach dem plötzlichen Tod des 
Vaters und Familienernährers ausgewan- 
dert, zog August Spieß — fortan Spies — 
1873 von New York nach Chicago weiter 
und integrierte sich in die „Little Germa- 
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nies“, deutsche Enklaven an der North- 
westside Chicagos. Zunächst in der Arbei- 
terkultur — Turnverein „Aurora“ — aktiv, 
begab sich Spies, angestoßen durch sein 
Unverständnis über die erbärmliche sozia- 
le Lage der arbeitenden bzw. arbeitslosen 
Bevölkerung und die offene Machtwillkür 
der Arbeitgeber und Politiker, in politi- 
sche Parteien und Organisationen und be- 
gann, sich mit dem Sozialismus zu be- 
schäftigen. 1877 wurde Spies Mitglied der 
Sozialistischen Arbeiter Partei. Bereits 
vier Jahre später gehörte die Organisation 
von Kongressen, Informationsaustausch, 
Programmerarbeitung, Reden auf Ver- 
sammlungen und Streiks im ganzen Land 
— in englisch und deutsch — zum Alltag 
des Zentralausschußmitglieds der Interna- 
tionalen Arbeiter-Assoziation August 
Spies. Seine Rolle in der sozialistischen 
Bewegung der USA und ihrem Zentrum 
Chicago war typisch für die, auch zahlen- 
mäßige Dominanz der deutschsprachigen 
Gruppen. 

Nachdem Spies schon 1880 seine Tätig- 
keit als Polsterer aufgegeben hatte, war er 
1836 — im Jahr des Bombenwurfs auf dem 
Haymarket — im Alter von 30 Jahren be- 
reits seit mehreren Jahren Geschäftsführer 
und Chefredakteur der bedeutenden sozia- 
listischen Zeitungen „Arbeiter-Zeitung“, 
„Die Fackel“ und „Vorbote“ — Gesamt- 
auflage 1886: 26.000 Exemplare. 

Frühjahr 1886: Die Gewerkschaften 
und Arbeitervereine mobilisieren die Ar- 
beiterschaft für die Durchsetzung des 
Acht-Stunden-Tags, der ab 1. Mai 1886 
Gültigkeit haben soll. Trotz grundsätzli- 
cher Skepsis — „ob jemand acht statt zehn 
Stunden am Tag arbeitet: er bleibt den- 
noch ein Lohnsklave“, so Spies 1886 — 
tragen auch die Sozialrevolutionäre um 
Spies und Parsons wesentlich zum anfäng- 
lichen Erfolg der Acht-Stunden-Bewe- 
gung bei. In den USA legen am 1. Mai 
1886 über 300.000 ArbeiterInnen ihre Ar- 
beit nieder, 40.000 waren es allein in Chi- 
cago. 

Am Nachmittag des 3. Mai wird Spies 
am Rand einer Rede bei der bestreikten 
Landmaschinenfabrik McCormick Au- 
genzeuge eines unmotivierten, brutalen 
Polizeieinsatzes gegen streikende Arbei- 
terInnen, der für einige tödlich endet. Ent- 
setzt von dem Gesehenen eilt Spies in die 
Redaktion und ruft die Arbeiterschaft Chi- 
cagos in einem flammenden Appell zu den 
Waffen. Einen Tag später berichtet er auf 
der berühmten Haymarketversammlung 
von dem brutalen Polizeieinsatz bei Mc 
Cormick, tut dies aber in einem derart ge- 
mäßigtem Ton, daß der anwesende Bür- 
germeister noch während der Versamm- 
lung dieselbe verläßt und dem befehlsha- 
bendem Inspektor rät, die Polizeibereit- 
schaft auch nach Hause zu schikken. Als 
Samuel Fielden, der letzte Redner, vor ei- 
nem Rest von 300 Leuten zu Ende kommt, 
marschiert eine 200 Mann starke Polizei- 
truppe auf den Rednerwagen zu und 
Hauptmann Ward fordert zur Verwunde- 


rung aller die schon stattfindende friedli- 
che Auflösung der Versammlung. Plötz- 
lich fliegt eine Bombe mitten in den Pulk 
der dichtgestaffelten Polizeitruppe. Sie- 
ben Polizisten, von denen nachweislich 
die meisten durch die wilde Schießerei ih- 
rer in Panik geratenen Kollegen zu Tode 
kommen, und eine nie eindeutig geklärte 
Zahl an Zivilisten sterben. 

„Nun ist es Blut! Letzte Nacht inthroni- 
sierten die Anarchisten in Chicago / die 
Mordbuben aus Europa / ihr Schreckens- 
regime.“ (Inter Ocean, Chicago/Chicago 
Times). Die USA und natürlich vor allem 
Chicago geriet in Hysterie. Fast acht Wo- 
chen herrschte in Chicago praktisch 
Kriegsrecht. 

Was folgte, war ein Justizskandal ohne- 
gleichen. Eine parteiisch besetzte Ge- 
schworenenbank, meineidige Zeugenaus- 
sagen, entführte Entlastungszeugen, ein 
offensiv einseitiger Richter im Pakt mit ei- 
nem skrupellosen Staatsanwalt waren die 
Charakteristika des Prozesses. Staatsan- 
walt Grinell machte deutlich, daß es ihm 
bei der Verurteilung der „Haymarket 
Eight“ nicht um deren Taten ging — einige 
der Angeklagten hatten sich zur Zeit des 
Bombenwurfs noch nicht einmal in der 
Nähe des Tatorts aufgehalten — sondern 
um deren Gesinnung: 

„Meine Herren Geschworenen, spre- 
chen Sie diese Männer schuldig, statuie- 
ren sie an ihnen ein Exempel, hängen Sie 
diese Männer und bewahren Sie so unsere 
Gesellschaft und deren Institutionen.“ 

Trotz weltweiter und zunehmend auch 
amerikanischer Proteste gegen das Ge- 
richtsverfahren wurden außer Oskar Nee- 
be (15 Jahre Zuchthaus), Samuel Fielden 
und Michael Schwab (lebenslänglich 
Zuchthaus) alle anderen am 11. Novem- 
ber 1887 am Galgen hingerichtet — Au- 
gust Spies, Albert Parsons, Georg Engel 
und Adolph Fischer. Louis Lingg, der 
fünfte Todeskandidat, hatte sich am Tag 
zuvor mit einer Sprengkapsel im Mund 
selbst das Leben genommen. 

Sieben Jahre später setzte der neue Gou- 
verneur von Illinois, Johannes Peter Alt- 


- geld, die drei inhaftierten „Haymarket- 


verschwörer“ auf freien Fuß. In einer um- 
fassenden Prozeßanalyse bestätigte er alle 
Kritiker des Gerichtsverfahrens und 
machte als Verantwortlichen den als Ar- 
beiterhasser bekannten Polizeiinspektor 
Bonfield aus. Altgelds „Akt der Gerech- 
tigkeit“ sollte auch ihm das Genick bre- 
chen. Nach einer weiteren Parteinahme 
für die Arbeiterbewegung — im Pullmann- 
Streik/Chicago — wurde er 1896 abge- 
wählt und seine vormaligen Wirtschafts- 
partner trieben ihn anschließend gezielt in 
den wirtschaftlichen Ruin. 

Minutiös zeichnet Nuhn den Verlauf 
und die Begleitumstände des Schwurge- 
richtsverfahren um die „Haymarket 
Eight“ nach. Die angesichts des Schau- 
platzes und der verflossenen Zeit schwer 
recherchierbaren Fakten und Hintergrün- 
de sind in bisher keinem deutschsprachi- 


gen Buch in dem hier zusammengetrage- 
nen Umfang veröffentlicht worden. 

Kritisiert werden könnte allein Nuhns 
methodische Herangehensweise. Eignet 
Sich einerseits die biographische Perspek- 
tive — und die folglich notwendige Fokus- 
sierung auf die Person August Spies — im 
besonderen, um die historischen Zusam- 
menhänge lebendig zu vermitteln, kommt 
andererseits die Vielfältigkeit der Arbei- 
terbewegung, ihre Strömungen und ihre 
Wirkung zu kurz, mangelt es an einer Er- 
örterung der Bedeutung der „Haymarket 
Affair“ (z.B. die Folgen für die US-ameri- 
kanische Arbeiterbewegung). Weiter wä- 
ren etwa die Lebensgeschichten der fünf 
anderen Deutschen der „Haymarket 
Eight“ hilfreich gewesen, um ein vollstän- 
digeres, klareres Bild der Zustände und 
Fluchtgründe in Deutschland zwischen 
1850 und 1890 ermöglichen würden, als 
die Spies-Perspektive allein dazu in der 
Lage ist. 

Dennoch: zu wünschen ist der Arbeit 
Nuhns, daß sie zum kräftigen Impuls einer 
Verbreitung — bis hin zum Einzug in 
Schul- und Lehrbücher — der Kenntnisse 
um das Schicksal deutscher Auswanderer 
und der „Haymarket Affair“ wird. 


Erste Fassung des Aufrufs zur Protestversamm- 
lung am 4. Mai 1886 aufdem Haymarketund 
gleichzeitig Beweismittel der Anklage. 


Abschließend noch ein Wort über die 
„Haymarket Eight“ und die deutsche Ge- 
richtsbarkeit: am 20.8.1976 wurde per 
Hausdurchsuchungsbefehl in einer Lands- 
huter Buchhandlung das Buch „Haymar- 
ket! 1886: Die Deutschen Anarchisten in 
Chicago“ (hrsg. von H. Karasek) be- 
schlagnahmt, da Herstellung und Einsatz 
von Dynamit-Sprengkörper beschrieben 
werde und die öffentliche Zugänglichma- 
chung des Buches als „Aufforderung zu 
Straftaten“ (Paragraph 111 StGB) gewer- 
tet werde. 


FoR 


Clemens Hauser, Freiburg 


* Heinrich Nuhn: August Spies. Einhessischer 
Sozialrevolutionär in Amerika. Opferder 
Tragödie aufdem Chicagoer Haymarket 
1886/87; Verlag Jenior & Pressler, Kassel ” 
1992, 223 S.,20DM. 
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Totalverweige- 
rungsprozesse 


Die in der BRD stattfindenden Prozesse 
gegen Totalkriegsdienstverweigerer fin- 
den leider weder in der bürgerlichen, 
noch in der linken Presse Beachtung. 
Grund genug für uns, dieses Thema hier 
zu bearbeiten, denn auch diese Prozesse 
sind politisch. Männern, die sowohl den 
Wehrdienst in der Bundeswehr als auch 
den sogenannten Zivildienst aus politi- 
schen und Gewissensgründen verwei- 
gern, droht eine Bestrafung durch ordent- 
liche Strafgerichte. 
Dort werden sie 
angeklagt, wegen 
„Dienstftucht“, 
„eigenmächtigen 
Entfernens von der 
Truppe“ oder we- 
gen „Auflehnens durch Wort gegen Be- 
fehle“. Totalverweigerer begründen ihre 
Entscheidung, sowohl den Dienst mit der 
Waffe als auch den „Ersatzdienst“ ohne 
Waffe zu verweigern damit, daß beide Tä- 
tigkeiten den Staat und damit seine 
Kriegsmaschinerie unterstützen. 

So ist der Ersatzdienst z.B. auch für 
Heiko Marquardt aus Berlin ein Kriegs- 
dienst, den er nicht mit seinem Gewissen 
vereinbaren kann. Anfang März 1993 
wurde er vom Amtsgericht Berlin-Moabit 
zu einer Geldstrafe von 100 Tagessätzen ä 
30,00 DM verurteilt. Er wurde Mitte des 
Jahres 1992 als Kriegsdienstverweigerer 
anerkannt und zum Zivildienst in ein Ber- 
liner Krankenhaus einberufen. Dieser 
Einberufung kam er nicht nach. Ange- 
klagt wurde er daraufhin wegen unerlaub- 
ter Abwesenheit vom Militär- wie auch 
Ersatzdienst. In seiner Prozeßerklärung 
stellte Marquardt seine Gründe für das 
Fernbleiben dar. In der Verhandlung be- 
faßte sich das Gericht allerdings aus- 
schließlich mit formal-juristischen Fra- 
gen des Verfahrens. Die Staatsanwalt- 
schaft forderte in ihrem Plädoyer acht 
Monate Haftstrafe auf drei Jahre zur Be- 
währung ausgesetzt. Die Verteidigung 
forderte Freispruch. Das Gericht erkann- 
te, wie schon erwähnt, auf 100 Tagessät- 
ze, was für Marquardt eine Vorstrafe be- 
deutet. 


Wer mehrüberdas Thema Totalverweigerung 
wissen will, sollte sich an die Zeitschrift OH- 
NEUNS, c/o Detlev Beutner, Hamburger 
Str. 284, 3300 Braunschweig wenden. 


Kurdenprozesse 


In der BRD laufen zur Zeit vier Prozesse 
gegen Kurden, die angeblich in der „ter- 
roristischen“ Abteilung der PKK für 
„Parteisicherheit, Kontrolle und Nach- 
richtendienst“ organisiert waren. Vor 
dem 5. Staatsschutzsenat des OLG Düs- 
seldorf läuft seit dreieinhalb Jahren ohne 
Unterbrechung „der größte Terroristen- 
prozeß in der Rechtsgeschichte der BRD“ 
(Rebmann). Von den ursprünglich 19 
Verfahren sind bis heute allerdings „nur 
noch“ drei übriggeblieben. Den drei dort 
angeklagten Kurden wird Mitgliedschaft 
in einer terroristischen Vereinigung ($ 
129a StGB) sowie mehrere Tötungsdelik- 
te vorgeworfen. 

Auch vor dem 7. Staatsschutzsenat des 
OLG Düsseldorf läuft seit einem halben 
Jahr ein Prozeß gegen zwei Kurden wegen 
$ 129a StGB. Ein Prozeß in Stuttgart im 
letzten Jahr dauerte nur zweieinhalb Mo- 
nate, da der Angeklagte aufgrund einer 
nicht sehr überzeugenden Kronzeugen- 
aussage schnell zu 13 Jahren Haft wegen 
Totschlags verurteilt wurde. 

In Celle wird ebenfalls wegen $ 129a 
gegen einen Kurden prozessiert, wobei 
sich auch hier die Anklage ausschließlich 
auf Kronzeugenaussagen verläßt. Die 
kurdischen politischen Gefangenen in der 
BRD sind somit die am längsten in U-Haft 
sitzenden Gefangenen seit der Einführung 
des $ 129a und die am wenigsten 
beachteten. 


Literatur 

Zur Einführung: Von Stammheim nach Düssel- 
dorf, FOR 1990,24 und 101; ak 353,24; 
Rote Hilfe2/93,12 
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Wiesbadener Antifa- 
schist in U-Haft* 


Seit dem 6. Januar 1993 sitzt ein Antifa- 
schist aus Wiesbaden in Mainz in U-Haft. 
Festgenommen wurde er am selben Tag, 
als er zwischen Mainz und Wiesbaden in 
eine Straßensperre geriet. Diese war dort 
errichtet worden, weil eine Gruppe von 
Antifas dreieinhalb Stunden zuvor ver- 
sucht hatte, ein Treffen der (im Januar be- 
reits) verbotenen Deutschen Alternative 
an einem bekannten FaschistInnentreff- 
punkt in Mainz-Gonsenheim zu verhin- 
dern bzw. zu stören. Die Polizei duldete 
das Treffen der neofaschistischen Organi- 
sation, versuchte jedoch, die „störenden“ 
AntifaschistInnen noch lange Zeit später 
dingfest zu machen. Dem nun in U-Haft 
sitzenden Antifa wird „schwerer Land- 
friedensbruch“ ($ 125a StGB) vorgewor- 
fen. In seinem Auto fanden die Beamten 
eine Wollmütze, ein Paar Handschuhe 
und ein abgesägtes Stuhlbein, diese Ge- 
genstände stellten sie als „Beweismateri- 
al“ sicher. Daraufhin wurde der Antifa 
festgenommen und ins Polizeipräsidium 
gebracht. Am nächsten Tag dem Haftrich- 
ter vorgeführt, stellte selbiger Flucht- und 
Verdunkelungsgefahr fest und verfügte 
die Untersuchungshaft. Im folgenden gab 
es mehrere Haftprüfungstermine, in de- 
nen als Haftgründe mal Flucht-, mal Ver- 
dunkelungsgefahr genannt wurden, deren 
Annahme aber nie begründet wurde. Am 
24.2.1993 wurde eine Haftbeschwerde 
der Verteidung als unbegründet zurück- 
gewiesen; nun wiederum behauptete das 
LG Mainz, daß der Antifaschist „als Mit- 
glied der sog. autonomen Szene jederzeit 
in den Untergrund abtauchen“ könne. 
Weiterhin stellte das Gericht fest, daß der 
Beschuldigte „Mitglied einer sich antina- 
tional sozialistisch bezeichnenden links- 
autonomen Gruppe“ sei. Allein die Wort- 
wahl gewährt tiefen Einblick in die Posi- 
tion des Gerichts ... Der Wiesbadener An- 
tifaschist sitzt seitdem in U-Haft, was ein 
ums andere Mal zeigt, wie die bundes- 
deutsche Justiz mit Menschen aus dem an- 
tifaschistischen Widerstand umgeht. 


* DerNameistder Redaktion bekannt. 
Literatur 


Rote Hilfe 2/93, 14; ak353 vom 7.4.1993, 20 
und 354 vom5.5.1993, 13 
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100.000 Hiwis ohne 
Tarifverträge 


Im November 1992 gab es für die rund 
100.000 studentischen Beschäftigten und 
wissenschaftlichen „Hilfskräfte“ an den 
westdeutschen Hochschulen Anlaß zu ver- 
haltenem Optimismus. Nach jahrelangem 
„Tauziehen“ mit den in der „Tarifgemein- 
schaft deutscher Länder (TdL)“ zusam- 
mengeschlossenen Wissenschaftsministe- 
rien hatten die Gewerkschaften OTV und 
GEW einen Tarifvertrag für diese Be- 
schäftigtengruppe ausgehandelt. 

Doch dieser Traum ist nun geplatzt: Am 
31.3.1993, dem letzten Tag der zweimal 
verlängerten Erklärungsfrist, haben die 
öffentlichen Arbeitgeber den von ihren 
Tarifunterhändlern ausgehandelten Ver- 
trag abgelehnt — ein in der bundesdeut- 
schen Wirtschaftsgeschichte bislang ein- 
maliger Vorgang. 

Als ÖTV und GEW im November 1992 
dem Verhandlungsergebnis zustimmten, 
haben sie erhebliche Zugeständnisse ge- 
macht, insbesondere für die graduierten 
wissenschaftlichen „Hilfskräfte“ ist das 
Ergebnis nicht zufriedenstellend. Auch 
die Ungleichbehandlung an Universitäten 
und Fachhochschulen ist kritisiert, jedoch 
hingenommen worden, um einen Tarif- 
vertrag überhaupt möglich zu machen. 
Durch den Tarifvertrag würden Lohn, Ur- 
laub, Weihnachtsgeld sowie Zuschläge 
(Familienzuschlag, Nachtarbeitszu- 
schlag) und soziale Sicherungen bundes- 
einheitlich festgelegt. 

In der derzeitigen Situation sind sog. 
TdL-Richtlinien Grundlage für die Ar- 
beitsverhältnisse der Hilfskräfte. Diese 
Richtlinien haben jedoch nur empfehlen- 
den Charakter, so daß es möglich ist, einer 
„Hilfskraft“ in München 8 DM, in Stutt- 
gart dagegen knapp 15 DM pro Std. zu 
zahlen. 


/ 


Aufgrund des unverbindlichen Charak- 
ters der Richtlinien können die Löhne so- 
gar gekürzt werden — wie es im Saarland 
zum 1.10.1992 mit einer 20%igen Lohn- 
senkung geschehen ist! 

Lediglich in Berlin sind die studenti- 
schen Beschäftigten seit 1980 gegen 
Lohnkürzungen und andere Beeinträchti- 
gungen geschützt. Der im November 
1992 ausgehandelte Tarifvertrag, der bei 
weitem nicht an die positiven Regelungen 
des Berliner Tarifvertrags heranreicht, 
wird von den meisten Bundesländern we- 
gen der damit verbundenen Kostenbela- 
stung „abgelehnt. Dieses Argument trifft 
nur zu, wo die Hochschulen, wie v.a. in 
Bayern, Stundenvergütungen gezahlt ha- 
ben, die weit unter den selbst von der TdL 
empfohlenen Sätzen nach der TdL-Richt- 
linie lagen; hinter dieser oft nur vorge- 
schobenen Argumentation steht die Angst 
vor einem Tarifvertrag, der die Arbeitge- 
ber zur Beachtung bestimmter Regeln und 
Mindeststandards zwingt und den Hilfs- 
kräften bundeseinheitlich gleiche Rechte 
einräumt. 

Christian Reitemeier, HiWi-Initiative 

Freiburg 

Info: GEW Hauptvorstand, Abt. Hochschule und 
Forschung, Reifenberger Str. 21, 6000 
Frankfurt90, Tel. 069/78973-266 
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„Einbürgerung 
ist das Zeichen 
der Demokratie" 


Um der BRD ein wenig nachzuhelfen, ein 
„Zeichen der Demokratie“ (Amsterdams 
Bürgermeister Ed van Thijn) zu setzen, 
werden derzeit im gesamten Bundesgebiet 
Unterschriften gesammelt für einen Ge- 
setzentwurf, der den in diesem Land leben- 
den ImmigrantInnen und deren (zum 
Großteil in der BRD geborenen und aufge- 
wachsenen) Kindern die Einbürgerung er- 
leichtern und den Besitz doppelter Staats- 
bürgerschaft ermöglichen soll (in dieselbe 
Richtung geht ein Gesetzentwurf der Aus- 
länderbeauftragten). 1 Million Unter- 
schriften sollen im Herbst Bundestagsprä- 
sidentin Rita Süßmuth übergeben werden. 
Zwar gesteht das seit 1.1.1991 gültige 
AusIG n.F. erstmals in der Geschichte 
(völkisch-) deutschen Staatsangehörigen- 
rechts AusländerInnen in den $$ 85, 86 
unter gewissen Bedingungen einen „in der 
Regel“ bestehenden Einbürgerungsan- 
spruch zu. Bis dahin galt, daß eine Einbür- 
gerung nur in Betracht komme, „wenn ein 
öffentliches Interesse an der Einbürge- 
rung besteht ... persönliche Wünsche des 
Einbürgerungsbewerbers können nicht 
ausschlaggebend sein“ (2.2. EbRI.). 
Allerdings gelten auch nach den $$ 85, 
86 AusIG deutlich strengere Anforderun- 
gen für eine Einbürgerung, als in den mei- 
sten westeuropäischen Staaten üblich, ins- 


besondere für Angehörige der sog. zwei- 
ten und dritten AusländerInnengenerati- 
on. Vorallem aber verlangen die $$ 85, 86 
zwingend den Verzicht der alten Staatsan- 
gehörigkeit (StA). 

Ebenso strikt gilt bis heute der Grund- 
satz des RuStAG aus dem Jahr 1913, wo- 
nach die deutsche StA (abgesehen von 
Einbürgerung) ausschließlich durch Ab- 
stammung von einem Deutschen erwor- 
ben werden kann („ius sanguinis“). 

Dabei haben alle anderen wesentlichen 
Zielländer von ImmigrantInnen in West- 
europa längst berücksichtigt, daß der Ver- 
lust der alten StA für die ImmigrantInnen 
z.T. erhebliche erb- und familienrechtli- 
che Nachteile mit sich bringt (Türkei, 
Iran), nur nach Schikanen gestattet (Iran 
u.v.a.) oder von der Ableistung der Wehr- 
plicht abhängig gemacht wird (Türkei) 
und für viele ImmigrantInnen ein nicht zu 
unterschätzendes psychologisches Pro- 
blem darstellt („doppelte Identität“). 

Sie sind daher vom Grundsatz der „Ver- 
meidung doppelter StA“ ganz (England, 
Frankreich, Belgien, Schweiz), erheblich 
(Niederlande, Italien) oder zumindest teil- 
weise (skandinavische Länder) abgerückt. 
Abgesehen von der Schweiz haben auch 
alle diese Länder wesentliche Elemente 
des ius soli in ihr StA-Recht übernommen. 
Ausländische Kinder, die in diesen Län- 
dern geboren werden (oder aufgewachsen 
sind), erwerben entweder bereits mit der 
Geburt die jeweilige StA, oder ihnen wer- 
den großzügige Optionsrechte einge- 
räumt. 

Die Probleme, die die doppelte StA mit 
sich bringen kann (Frage des anzuwen- 
denden Privatrechts, Wehrpflicht), sind 
entweder bereits durch Verträge geregelt 
oder lassen sich problemlos lösen. Das 
wesentliche Argument, warum sich die 
CDU immer noch dagegen sträubt, dop- 
pelte StA zuzulassen, nämlich, daß nie- 
mand „zwei Herren dienen könne“, ent- 
springt einer Staatsvorstellung, die kei- 
neN (grundsätzlich loyaleN) Bürgerln, 
sondern einen Untertan, der für den Staat 
jederzeit und bedingungslos verfügbar ist, 
voraussetzt. Diese Vorstellung ist keine 
demokratische. Nicht vereinbar mit einer 
demokratischen Staatsvorstellung ist es 
aber, wenn Millionen der hiesigen Staats- 
gewalt unterworfene Menschen, die seit 
Jahrzehnten hier leben (und Steuern und 
Abgaben zahlen!) oder gar hier geboren 
und aufgewachsen sind, von den wesentli- 
chen politischen Mitwirkungsrechten aus- 
geschlossen sind und sie sich auf entschei- 
dende Grundrechte nicht berufen können 
(11 Grundrechte gelten nur für „Deut- 
sche“). 

Unabhängig davon, daß zu fordern ist, 
daß in Deutschland niedergelassene Men- 
schen auch ohne deutsche StA politische 
Rechte haben sollen, stellt Einbürgerung 
(unter Hinnahme doppelter StA) eine 
Möglichkeit dazu dar, die (ohne GG-An- 
derung) problemlos und jederzeit möglich 
ist (so selbst das BVerfG in seiner „Kom- 


3193 


Recht 


munalwahlrecht für Ausländer“-Ent- 

scheidung; vgl. E 83, 37, 52). Es gilt da- 

her, Druck auf den Gesetzgeber auszu- 

üben. 

Stefan Klimpel, Freiburg 

Quellen undLLiteratur: R 

tazvom2.1.1993;azvom 29.4.1993 

M. Zünkler/M. Findeisen, Einbürgerung istdas 
ZeichenderDemokratie, InfAusIR 1991, 
248 

Renner, ZAR 1993, 18; ZAR-Dokumentation 
„Mehrstaatlichkeitin Europa“, ZAR 1993, 
49 

K. Hailbronner, Einbürgerung von Wanderar- 
beitnehmern und doppelte Staatsangehörig- 
keit, 1992 

W. Kapp, Deutsch - Ausländer, FoR2/92, 55 
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RAF Knallt 
Knast Kaputt 


Die Sprengung des nahezu ‚bezugsferti- 
gen‘ Knastes Weiterstadt, der mit über 
100 Mio. DM Kosten und Platz für 700 
Gefangene einer der größten und teuer- 
sten Europas werden sollte, ist nicht (nur) 
wegen der präzisen Planung und Durch- 
führung bemerkenswert. Auch die Auße- 
rungen der Staatsfunktionäre waren vor- 
herzusagen. Nicht besonders aufregend, 
daß z.B. der Fraktionschef der Grünen im 
Hess. Landtag, v.Plottnitz, von Beruf 
Strafverteidiger, einen schweren Rück- 
schlag für einen „aufgeklärten und huma- 
nitären ...“ Strafvollzug beklagt. Sie gibt 
Anlaß zu zwei wichtigeren Fragen: Wie 
geht der Staat (noch immer) mit den politi- 
schen Gefangenen um? In welche Rich- 
tung wird der Strafvollzug im allgemeinen 
forciert? 

Seit über 20 Jahren wird Isolationshaft 
an den RAF-Gefangenen vollzogen. 1992 
startete der damalige Justizminister die 
sog. „Kinkel-Initiative“, in ihrem Kern 
nichts weiter als eine Ansammlung rechts- 
staatlicher Allgemeinplätze (Stoff des 2. 
Sem. Jura). Trotzdem war sie ein Fort- 
schritt angesichts der permanenten Ver- 
weigerung rechtsstaatlicher Standards. 
Die RAF reagierte im Frühjahr 1992 mit 
einer Erklärung, worin sie mitteilte, daß 
sie die Angriffe auf führende Repräsen- 
tanten aus Wirtschaft und Staat „für den 
jetzt notwendigen prozess“ einstelle. 

Dieser Prozeß fand nicht statt. Außer ei- 
nigen überfälligen Entlassungen (z.B. des 
kranken Günther Sonnenberg) gingen we- 
der Politik noch Justiz einen Schritt vor- 
wärts: Das Programm zur Vernichtung 
der RAF-Gefangenen wurde ungerührt 
fortgesetzt. Nur wenige hatten im Früh- 
jahr 1993 nach dem „Großen Knall“ ihren 
politischen Sinn soweit beisammen, um 
darin eine Antwort auf 1992 zu erkennen 
(etwa der Hamburger VS-Chef Uhrlau). 

‚Warum nun Weiterstadt? Dieser Hoch- 
sicherheitsknast — höchste Sicherheitsstu- 


fe — verfügt über einen Hochsicherheits- 
trakt und darf als Symbol einer verfehlten 
Knastpolitik gelten. Nicht nur, daß er auf 
einem Gelände errichtet wird, das (wohl 
vom Chemiegiganten Merck) mit hoch- 
giftigen und krebserregenden Stoffen, wie 
HCH, Blei und Cadmium verseucht ist. 
Für normale Zwecke unbrauchbar, zu teu- 
er zu sanieren, aber gerade gut genug, Ge- 
fangene darauf zu plazieren. Nicht nur, 
daß die Anlage — aus Sicht des Knastsy- 
stems strategisch günstig plaziert — auf 
der „grünen“ Wiese Kontakte jeder Art 
erschwert: Besuche ohne Auto sind fast 
unmöglich. Anwälte gibt es in der Gegend 
kaum. Ausführungen, etwa zu einem 
Arzt, sind von vornherein erschwert. Es 
gibt ja im übrigen das integrierte Knast- 
krankenhaus — von Einrichtungen dieser 
Art wird mensch nur selten gesünder. An- 
gebunden an zwei Autobahnen und 10 Au- 
tominuten vom Frankfurter Flughafen 
entfernt ist Weiterstadt hervorragend als 
Verschub- und Abschiebeknast geeignet. 

Insbesondere ist dieser Knast jedoch zu 
kritisieren, weil er in perfider Weise die 
„Behandlungsideologie“ perfektioniert. 
Dieser Gedanke — Straftäter seien durch 
Behandlung zu resozialisieren — wurde 
1976 im Strafvollzugsgesetz normiert und 
hat sich seither als neues Einfallstor für 
Repressionen erwiesen: Neben der For- 
mel der „Sicherheit und Ordnung“ kön- 
nen seitdem „aus Gründen der Behand- 
lung“ Rechte eingeschränkt, Maßnahmen 
unterlassen oder zwangsweise auferlegt 
werden. Gefangene sollten in W. zunächst 
eine Einweisungsabteilung durchlaufen, 
in der ein psychosoziales Diagnoseteam 
checkt, in welche Wohngruppe der Gefan- 
gene zu integrieren sei (unkooperativ ver- 
sus anpassungswillig). Die Unbeugsamen 
bilden das Schlußlicht der Knasthierar- 
chie. Ziel ist, die Gefangenen sich hoch- 
dienen zu lassen. Mitarbeit an der Karrie- 
re wird belohnt, Aufstieg mit Privilegien 
vergütet, Abstieg bestraft — fast wia im 
richtigen Leben. Selbstverständlich ge- 
hört in dieses System ein Arbeitsplatz (viel 
Akkord für wenig Geld). Arbeitsverwei- 
gerer werden für 23 Stunden täglich in ih- 
rer Zelle isoliert. 

Die Hess. Schatzmeisterin graust’s, 
denn man will nicht auf diesen Knast 
verzichten: Weiterstadt II kommt. Bloß 
bei Abolitionisten kommt klammheimli- 
che Freude auf: Gut geknallt, RAF! 

rse 

Quellen 

(zu Weiterstadt allgemein) Rote Hilfe 2/93, 29f; 
Bunte Hilfe Darmstadt (Hrsg.), Dieneuen 
High-Tech-KZ’s, 1988 („aus gegebenemer- 
freulichen Anlaß“ weistdie RHD aufdie 
Neuauflage hin); ak 353 vom 7.4.1993 

(zurSprengung) ak353; FAZ, FR, tazjeweils 
vom29,3. bis3.4.1993 

(zurRAF) Jungdemokratinnen NRW (Hrsg.), 
Analle... Readerzur Geschichteder RAF, 
1993 


Tarifsystem 
verteidigt 


Im März 1993 kündigten die ostdeutschen 
Metall- und StahlarbeitgeberInnen die 
laufenden Tarifverträge. Nach Streik und 
einer „Anpassung“ der Verträge nahmen 
die ArbeitgeberInnen im Mai die Kündi- 
gung zurück. 

Die fraglichen Tarifverträge waren im 
Jahr 1991 vereinbart worden. Sie hatten 
vorgesehen, die Löhne der ostdeutschen 
ArbeitnehmerInnen stufenweise bis 1994 
von 62,5% auf 100% des Westniveaus an- 
zuheben. Als Zwischenschritt war für das 
Frühjahr 1993 eine Lohnerhöhung um 
26% vereinbart. 1991 standen Metall- und 
StahlarbeitgeberInnen trotz Kritik aus den 
eigenen Reihen noch zum „vereinigungs- 
politischen“ Charakter des Vertrags: Die- 
ser könne sich nicht allein an der Produkti- 
vitäts- und Konjunkturentwicklung in Ost- 
deutschland messen lassen. Auch müsse 
einer Abwanderung der FacharbeiterIn- 
nen inden Westen vorgebeugt werden. 

Im Frühjahr 1993 waren diese Argu- 
mente vergessen. Die ArbeitgeberInnen — 
ausgehend von der sächsischen Metallin- 
dustrie — kündigten den bestehenden Stu- 
fentarifvertrag vorzeitig „aus wichtigem 
Grund“. Eine derartige außerordentliche 
Kündigung ist im Tarfvertragsgesetz al- 
lerdings nicht vorgesehen und bisher auch 
noch nie praktiziert worden. Die IG Me- 
tall klagte daher gegen diese Kündigungen 
bei den zuständigen Arbeitsgerichten. 

Um nicht allein.auf einen vielleicht 
langjährigen Rechtsstreit zu vertrauen, 
leitete die IG-Metall Urabstimmung und 
Streik ein. Die Mobilisierung war gut, 
denn es ging um mehr als um die (wegen 
der Preissteigerungen angemessenen) 
Lohnerhöhungen. Mit der Kündigung des 
Tarifvertrages war auch die Verläßlich- 
keit des Tarifsystems auf die Probe ge- 
stellt. Während der Arbeitgeberverband 
Gesamtmetall noch betonte, daß die Kün- 
digung ein einmaliger Ausnahmefall blei- 
ben solle, überlegte die Untergliederung 
Südwestmetall bereits öffentlich den Aus- 
stieg aus dem Stufentarifvertrag zur 35- 
Stunden-Woche. Als sich Gesamtmetall 
dann noch zu der Aussage verstieg, lieber 
akzeptiere man einen tariflosen Zustand 
als den alten Tarifvertrag, konterte die IG 
Metall, sie werde notfalls in jedem einzel- 
nen Betrieb einen Haustarifvertrag er- 
streiken. (Eine Strategie, die in anderen 
Branchen mit eher kleineren Betrieben 
wohl kaum erfolgversprechend praktiziert 
werden könnte.) 

Nach mehrtägigem Streik einigten sich 
die Tarifparteien (wieder ausgehend von 
der sächsischen Metallindustrie) auf fol- 
genden Kompromiß: Die Kündigung des 
Tarifvertrags wird als gegenstandslos be- 
trachtet. Die Angleichung an das Westni- 
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veau wird zeitlich bis 1996 gestreckt. Für 
die Laufzeit dieses Tarufvertrags können 
für einzelne besonders schwache Betriebe 
aufgrund einer Härteklausel untertarifli- 
che Leistungen vereinbart werden. Eine 
derartige Härteklausel entspricht weitge- 
hend den von Gewerkschaftsseite bisher 
immer abgelehnten Offnungsklauseln. 
Entscheidender Vorteil: Um Wildwuchs 
nach unten vorzubeugen, müssen betrieb- 
liche Tarifabweichungen von den Tarif- 
parteien genehmigt werden. 

Christian Rath, Freiburg 
Quellen 
Freitag vom 16.4.,21.5.1993; woche vom 7.4. 

1993; taz vom 8.4. , 14.4., 19.4.1993 
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Gleichstellungsge- 
setzbeschlossen: 
war's das? 


„Gleichberechtigungspolitik will nicht 
Gleichmacherei, sie soll vielmehr Frauen 
wie Männern gleiche Chancen bieten, das 
Leben zu führen, das ihren Vorstellungen 
entspricht.“ 

Am 21.4.1993 hat das Bundeskabinett 
den Entwurf zum zweiten Gleichberechti- 
gungsgesetz beschlossen. Vorgelegt hatte 
ihn Anfang Januar die Bundesministerin 
für Frauen und Jugend, Dr. Angela Mer- 
kel (CDU). Ziel dieses Entwurfes ist die 
angemessene Repräsentanz von Männern 
und Frauen in Vorständen, Beiräten, 
Kommissionen, beratenden Ausschüssen 
und anderen Gremien im Einflußbereich 
des Bundes. Betroffen sind davon jedoch 
nur Frauen im öffentlichen Dienst. 

Konkret heißt das, daß zum einen alle 
Dienststellen der Bundesverwaltung ihre 
Posten für Teilzeitarbeit ausschreiben sol- 
len, wenn keine dienstlichen Belange da- 
gegen sprechen. Diese Regelung schließt 
auch alle Vorgesetzten- und Leitungsposi- 
tionen ein. Eine Benachteiligung beim be- 
ruflichen Aufstieg der Betroffenen soll 
grundsätzlich nicht erlaubt sein. Außer- 
dem soll ein Rechtsanspruch — von Beam- 
ten — auf eine Teilzeitstelle oder auf Er- 
ziehungsurlaub bestehen. Zum anderen 
verankert der Entwurf die Pflicht, in 
Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftig- 
ten eine Frauenbeauftragte zu bestellen. 
Alle Dienststellen sollen verbindliche 
Frauenförderpläne zur Erhöhung des 
Frauenanteils aufstellen. Erstmals soll 
auch die sexuelle Belästigung am Arbeits- 
platz als eine Verletzung der ‘arbeitsrecht- 
lichen Pflichten oder als Dienstvergehen 
geahndet und bestraft werden. 

Keinen Platz in Merkels Entwurf gefun- 
den haben die Aufwertung von Hausarbeit 
und ehrenamtlicher Tätigkeit durch finan- 
zielle Vergünstigungen. Auch die allseits 
umstrittene Quote taucht darin nicht auf. 
Für die Ministerin bedeutet sie eine „diri- 


gistische Maßnahme“, die auch verfas- 
sungsrechtliche Risiken birgt. 

Der Entwurf wird heftig kritisiert. Er 
sei mit Kann- und Sollvorschriften nur so 
gespickt, schimpft die SPD und bemängelt 
zusätzlich, daß die Vorschriften größten- 
teils nur auf den öffentlichen Dienst ange- 
wendet werden sollen, nicht aber in der 
Privatwirtschaft. Gemeinsam kritisieren 
Bündnis 90/Grüne und SPD die fehlende 
Quotenregelung, für die sie sich in ihren 
Gesetzesentwürfen eingesetzt hatten. Des 
weiteren besitze die Frauenbeauftragte 
keine ausreichenden Rechte. Ihrer An- 
sicht nach bringt die Regierungsvorlage 
die Gleichberechtigung im Arbeitsleben 
keinenSchritt voran. _ 

M.E. stellen die Regelungen keinen 
Fortschritt dar, der Entwurf ist vielmehr 
der Versuch, es den Männern nicht allzu 
unrecht zu machen und gleichzeitig die 
Frauen ruhigzustellen. Ohne eine Quotie- 
rung und nur mit vagen, flexiblen Sollvor- 
schriften wird es keine gleichberechtigte 
Repräsentation, d.h. 50:50, geben; erst 
recht nicht in Führungspositionen. Auch 
die Regelung hinsichtlich sexueller Über- 
griffe am Arbeitsplatz wird sich bald als 
ineffizient erweisen. Belästigungen wer- 
den immer noch als Kavaliersdelikt ange- 
sehen, und sollten wirklich einmal Frauen 
laut werden, gibt es ausreichend Alibi- 
Kündigungsgründe. 

Inder Tat: das istalles. 

Katrin Bandini, Köln 

Quellen 

Zitat: Angela Merkel ineiner vom BFJ herausg. 
Broschüre zur Gleichberechtigung 

recht 1/92, 3ff, Rede zur Gleichberechtigung 
(Leutheuser-Schnarrenberger) 

FAZvom 15.1.1993; tazvom 22.4.1993; FR 
vom22.4.1993 


Brief an die 
N 


Redaktion 


Ergänzungen zur 
Mär von der Wehr 


Jochen Goerdeler schrieb in seinem Arti- 
kel „Die Mär von der Wehr“ (FoR 2/93), 
daß „Verteidigungsexperten“ die soge- 
nannte Wehrgerechtigkeit nicht mehr ge- 
währleistet sähen, wenn die Sollstärke der 
BW unter 300.000 Mann sinken würde. 
Diese „Wehrgerechtigkeit“ gibt es schon 
seit mindestens zehn Jahren nicht mehr, 
falls es sie jemals gegeben haben sollte. 
Schon Anfang des vergangenen Jahres 
wies Ullrich Finckh von der „Zentralstelle 
für Recht und Schutz der Kriegsdienstver- 
weigerer aus Gewissensgründen e.V.“ 
darauf hin, daß die BW mit falschen Zah- 
len hantiert. Nach seinen Angaben werden 


z.B. Spätaussiedler nicht in den offiziellen 
Statistiken des Kriegsministeriums aufge- 
führt. Insgesamt werden seit einigen Jah- 
ren jährlich (!) 100.000 Wehrdienstpflich- 
tige nicht eingezogen. Demgegenüber 
wurden alle verfügbaren „Zivil“dienst- 
pflichtigen vereinnahmt. Diese Ungleich- 
behandlung sieht in Prozent folgenderma- 
Ben aus: eingezogene Wehrdienstpflichti- 
ge: 65%, eingezogene „Zivil“dienst- 
pflichtige: 85% (ami 4/92). 

Diese Wehrungerechtigkeit versuchte 
die BW bis vor kurzem durch administra- 
tive Wehrdienstausnahmen zu vertu- 
schen. Beispielsweise wurden Lokomo- 
tivführer bei der Bundesbahn vom Wehr- 
zwang befreit, nicht aber vom „zivilen“ 
Zwangsdienst. Die Liste der (befristeten 
und unbefristeten) ungesetzlichen Wehr- 
dienstausnahmen umfaßte 25 Punkte 
(Kriegsministerium, zitiert nach FR vom 
18.7.1992 bzw. nach ami 9/92), einer da- 
von ist jetzt Gesetz geworden: das Einbe- 
rufungshöchstalter von 25 Jahren. 

Es kann von einer „Wehrgerechtigkeit“ 

keine Rede sein! 
Auch die Zahl 300.000 ist längst unterbo- 
ten worden. Einige Kriegsexperten for- 
dern eine Truppenstärke von 200.000 Po- 
tentiellen (Spiegel 6/92), was die Einfüh- 
rung einer Berufsarmee bedeuten würde. 
Darauf wird es letztlich ohnehin hinaus- 
laufen. Die Kriegstreiber auf der Hardthö- 
he haben die künftigen Aufgaben der BW 
schon im Januar '92 neu definiert. Diese 
neuen Aufgaben dürften hinlänglich be- 
kannt sein. Enthalten ist alles, was das 
Herz einer Kolonialmacht erfreut. 

Für die Durchsetzung der neuen „Si- 
cherheitsinteressen „ werden Wehrpflich- 
tige nicht mehr gebraucht werden. Die 
Abschaffung der Wehrpflicht ist nur noch 
eine Frage der Zeit. Bis dahin wird aber 
voraussichtlich eine „Allgemeine Dienst- 
pflicht“ für Männer und Frauen einge- 
führt sein. Da dieses Vorhaben im Mo- 
ment noch nicht durchsetzbar scheint, 
wird darüber wenig gesprochen. Selbst als 
Gerster [der ist doch in der CDU ?, d. Tip- 
per], Vorreiter des Militarismus in der 
SPD, nach der „Allgemeinen Dienst- 
pflicht“ anstelle der Wehrpflicht rief, hiel- 
ten sich seine Genossen ruhig. Die einig- 
ten sich schon auf einer Klausurtagung im 
letzten Jahr darauf, das Thema vorerst 
„unter der Decke zu halten“, so ein Teil- 
nehmer dieser Tagung (Spiegel 6/92). 

Die Aufgaben der BW werden perma- 
nent ausgeweitet, wahrscheinlich wird ei- 
ne Allgemeine Dienstpflicht eingeführt 
und das Asylrecht wird abgeschafft ... an 
was erinnert mich das bloß? 

Viel Spaß für’s Leben und Kraft für den 

Widerstand. 
Rainer Scheer, Braunschweig (Redak- 
teur & Mitherausgeber von OHNE UNS — 
Zeitschrit zur Totalen Kriegsdienstver- 
weigerung; wegen Totalverweigerung 
(Dienstflucht gem. $53 ZDG) zu drei Mo- 
naten auf zwei Jahre Bewährung verur- 
teilt.) 
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Sammel$uriu 


Eurotopia 


Reinhild Hugenroth (Hrsg.), „Kein leich- 
ter Weg nach Eurotopia — Maastricht so 
nicht“; Pahl-Rugenstein-Verlag, 180 S., 
18,80 DM. Das Buch ist aus der Arbeit des 
von Forum Recht und BAKJ angestoßenen 
Bündnisses „Maastricht — so nicht“ her- 
vorgegangen. Kritik zahlreicher Aspekte 
des Maastrichter Vertrages (vgl. Editori- 
al). 


FH-JURA? 

Beiträge zum Thema ‚Juraausbildung an 
der Fachhochschule‘ von Lothar Zechlin 
und RolfKnieper, KJ 1993, 75ff 


Gentechnik] 

Schwerpunkt Gentechnikgesetz in Dr. 
med. Mabuse Nr. 83 (April/Mai 1993) mit 
Beiträgen zu den geplanten Änderungen, 
zur Initiative ‚Pro Gentechnik‘ und zu 
gentherapeutischen Versuchen am Men- 
schen 


Gentechnik Il 

Schwerpunkt ‚Gentechnologie in der Of- 
fensive‘ in FORUM Wissenschaft 1/93 mit 
Beiträgen u.a. zur aktuellen Kampagne 
der Gen-Tech-Industrie, zu Freisetzungs- 
versuchen, zur ‚Instrumentalisierung der 
Schwangerernvorsorge und zur sog. 
‚Bioethik‘ 


Geburtstag 
25 Jahre Fachausschuß Richter und 
Staatsanwälte in der ötv + 20 Jahre ötvin 
der Rechtspflege; Dokumentation einer 
Geburtstagsfeier in Heft 53 der ötv in der 
Rechtspflege 


Euro-Richter 

Reiner Huhs zur Vereinigung der europäi- 
schen Richtergewerkschaften (MEDL) 
und zu den Elementen eines europäischen 
Richterstatus, in Betrifft Justiz Nr. 33 
(März 1993) 


Strafvollzug 

Pressespiegel ‚Strafvollzug‘ des Archiv 
für Sozialpolitik e.V. Frankfurt, erscheint 
14-tägig mit unterschiedlichem Umfang 
(je nach Wunsch klein oder groß) und 
bringt Beiträge rund um den Strafvollzug 
(im weiteren Sinn) aus zahlreichen 
deutschsprachigen Zeitungen; Info: Ar- 
chiv für Sozialpolitik e.V., Brönnerstr.9, 
6000 Frankfurt/M. 


Organisierte Kriminalität 
‚Die Bullen mischen mit‘, Info-Broschüre 
der Roten Hilfe Berlin über das OrgKG 


und die weitere Diskussion, 44 S., 3,50 
DM, Bezug: A. Lüers, Grüntalerstr. 30, 
1000 Berlin 65 


Menschenrechte 

Paradoxien der Gleichheit: Menschen- 
rechte und Minderheiten; Dokumentation 
zahlreicher Beiträge einer internationalen 
Tagung der ‚Europaen Group for the Stu- 
dy of Deviance and Social Control‘ im 
Herbst 1992 in Italien unter dem Titel „Ci- 
tizenship, Human Rights and Minorities. 
Rethinking Social Control in the New Eu- 
rope“, Widersprüche Heft 46 (April 1993) 


Straubinger Manifest 

Manifest für die ortsübliche tarifliche Ent- 
lohnung von Strafgefangenen. Mit Vor- 
drucken an die Stadtverwaltung (zur Sen- 
sibilisierung, denn die Städte zahlen) und 
Sozialämter (zur Verdeutlichung der 
wirklichen Ansprüche von ex-Strafgefan- 
genen auf Sozialhilfe). Bezug: Ulla Jelpke 
MdB, Bundeshaus, 5300 Bonn 1 


13. Juni 1993 

BürgerInnenforum Paulskirche 1993. Auf 
Initiative zahlreicher BürgerInnenrechts- 
bewegungen (darunter auch des BAKJ) 
diskutieren Prominente (darunter Jürgen 
Habermas) und weniger Prominente in 
vier Foren „Außenpolitik - Rolle der Bun- 
deswehr“, „Prävention statt innerer Auf- 
rüstung“, „Ökologie versus ökonomi- 
sches Wachstum?“, „Asyl, Einwande- 
rungsland Deutschland“; Ort: Paulskir- 
che Frankfurt; Info: Organisationsbüro, 
Petterweilstr. 4-6, 6000 Frankfurt 60, 
Tel./Fax 069/4401 23 


Bundesarbeitskreis kritischer Juragruppen (BAKJ) 


SPRECHERINNENRAT, c/o: 


AnjaBothe, Kreuzberger St. 9, Zi. 158, W-4800 
Bielefeld 1, = (0521) 1093 62 


Dagmar Degen, StettinerStr. 51, W-1000 Berlin 


65, =(030) 494 26 66 


Christian Rath, Malteserordensstr. 46, W-7800 
Freiburg, = (0761) 4820 63 


Hans-Dieter Wolf, Zur Kaute 7, W-3550 Mar- 
burg-Wehrda, = (06421) 818 33 


Konto: Christian Rath, Sparkasse Freiburg, 
Kto.-Nr. 188586 60, BLZ 68050101 


DerBAK, wird von folgenden 
Gruppenlilnitiativen getragen: 


Berlin: Basisgruppe/AL Jura 
c/o Frank Triebeneck, Westfälische Str. 32, 
W-1000 Berlin31, = (030) 893 1704 


Bielefeld: Fachschaft Jura 
c/o Frauke Met, Haferstr. 5, W-4800 Biele- 
feld1, =(0521)8939 39 


Bochum: FachschaftsratJura 
c/o Sandra Müller, Bebelstr. 5, W-4690 Her- 
ne 1, = (02323) 10 303 


Bonn: Neue Juristische Welle (NJW) 


c/o Bernd Jansen, Poppelsdorfer Allee 15, W- 


5300 Bonn 1,®=(0228)2189 18 


Bremen: Studiengangsausschuß Jura 
c/o Martina Dieterich, Herbststr. 96, W-2800 
Bremen 1,=(0421)37 1704 


Erlangen: Fachschaftsinitiative Jura 
c/o Holger Dyroff, Turmstr. 7, W-8520 Er- 
langen, # (09131) 771325 


Frankfurt: Jura-Plenum 
c/o Susanne Schüttenberg, Friedberger Land- 
str. 193, W-6000 Frankfurt 1, m (069) 
557977 


Freiburg: Arbeitskreis kritischer Juristinnen 
und Juristen (akj) 
c/o Stefan Klimpel, Lehener Str. 90/805, 
W-7800 Freiburg, = (0761)2745 08 


Göttingen: Basisgruppe Jura 
c/o Nicola Kriesel, Geismarlandstr. 25b, W- 
3400 Göttingen, = (0551) 47 609 


Hamburg: Fachschaft am FB 17 Hamburg II 
Edmund-Siemers-Allee 1, W-2000 Hamburg 
13, = (040) 48 24 12 (Thorsten Braun- 
schweig) 


Hannover: Einheizliste Jura 
c/o UniHannover, FB Jura, Hanomagstr. 8, 
W-3000 Hannover 91 


Heidelberg: Fachschaftsinitiative Jura 
c/o Peter Siller, Akademiestr. 2a, W-6900 
Heidelberg, = (06221) 25239 


Jena: BAKJ-Initiative 
c/o Jens Werner, Naumburger Str. 105, 1/107, 
O0-6909 Jena 


Köln: Arbeitskreiskritischer JuristInnen 
c/o Michael Goldbach, Helenenstr. 9, W- 
5000 Köln 1, =(0221)24 7946 


Marburg: Also— Alternative sozialeund de- 
mokratische Fachschaft 
c/o Hans-Dieter Wolf, Barfüßerstr. 43, 
W-3550 Marburg, = (06421) 25 690 


München: FS-Initiative - Aktive JuristInnen 
c/o Georg Buchholz, Karl-Köglsperger-Str. 7 
/011, W-8000 München 45, = (089) 
3116446 


Münster I: Arbeitsgemeinschaft sozialdemokra- 
tischer Juristinnen und Juristen Münster 
c/o Anne Wagner, Twerenfeldweg 77, W- 
4400 Münster, = (02533) 43 70 


Münster II: Grüne JuristInnen 
c/o Hartwig Fischer, Bismarckallee 47, Zi. 7, 
W-4400 Münster, = (0251) 52 67 60 


Saarbrücken: AK sozialdemokratischer Juri- 
stinnen und Juristen im Fachschaftsrat 
c/o Axel Beyer, Gaußstr. 77, Zi. 1080, W- 
6600 Saarbrücken, = (0681) 3908 598 


Trier: Arbeitskreis kritischer JuristInnen 
c/o Günay Defterli, Domänenstr. 61, W-5500 
Trier, # (0651)28317 


Tübingen: Fachschaft Jura 
c/o Robert Hayn, Alberstr. 7, W-7400 Tübin- 
gen, = (07071)87267 


Würzburg: Juristische Alternative 
c/oJensv. Bökel, Conradistr. 4, W-8700 
Würzburg, = (0931)887198 


Strafe muß sein !? 


3193 


Kongreß zu Strafrecht und Kriminalpolitik 
vom 9. bis 11. Juli in Hamburg 


Die Arbeitsgruppen 


AG]: 
AG 2: 


AG 3: 


AG 4: 


AG 5: 


AG 6: 


AG7: 


AGB: 
AG 9: 


AG 10: 


AG 11: 


AG 12: 


AG 13: 


Sexualdelikte: N.N. 


Mit Recht gegen Rechts: AG Rechtsradika- 
lismus am Fachbereich 17 in Hamburg 


Organisierte KriminalitätsG: RA Joachim 
Martin, Köln 

Frauen und Strafrecht: Birgit Lehmann, 
BAKJ Hamburg 


Täter-Opfer-Ausgleich: Katja Habermann, 
BAKJ Hamburg 


Drogenkriminalität: Prof. Sebastian Schee- 
rer, Institut für Kriminologie an der Univer- 
sität Hamburg 


Politisches Strafrecht: Dr. Bernd pre 
(angefr.), Lehrbeauftragter am Fachbereich 
17 in Hamburg 


Mauerschützenprozeß: N.N. 

Theoretische Grundlagen der Strafe: Ulrich 
Dibelius, BAKJ Würzburg 
Wirtschaftskriminalität: Frank Triebeneck, 
BAK]J Berlin 

Umweltkriminalität: RA Dr. Wollenteit, 
Hamburg 

Delikte gegen das AusländerInnenrecht: AK 
Asyl, Hamburg 


Kriegswaffenhandel: Ralf Hofer, BUKO- 
Koordinationsstelle zum Stop von Rüstungs- 
exporten, Bremen 


Veranstalter: 


Bundesarbeitskreis kritischer Juragruppen (BAK]) 
Forum Recht 
Fachschaftsplenum des Fachbereichs 17 in Hamburg 


Programm: 


Freitag: Referate und Diskussion zum ersten The- 
menschwerpunkt “Mit Recht gegen rechtsradikale Ge- 
walttaten”. Referentinnen: Prof. Monika Frommel, Kiel 
(angefragt); Prof. Heinz Giehring, Hamburg; N.N. vom 
Fachschaftsplenum des Jura-Fachbereichs 17, Hamburg. 

Samstag: Ganztägig Arbeitsgruppen 

Sonntag: Podiumsdiskussion zum zweiten Themen- 
schwerpunkt “Organisierte Kriminalität”. Teilnehmer: RA 
Dr. Gerhard Strate, Hamburg; Manfred Mahr (Kritische 
Polizistinnen), Hamburg; Prof. Hans-Peter Bull - ange- 
fragt, Kiel (Innenminister Schleswig-Holstein); Dr. Helmut 
Bäumler, Kiel (Landesbeauftragter für Datenschutz 
Schleswig-Holstein), anschließend Bundestreffen des 
BAKI. 


Anmeldung: 


Kongreßarbeitsgruppe (FB 17/02), c/o Fach- 
schaftsplenum FB 17, Edmund-Siemers-Allee 1, 20146 
Hamburg Tel.: 040/201763 (Martin Taschner), 040/ 
482412 (Thorsten Braunschweig) Kosten: (für Unterkunft, 
Verpflegung und Reader) 35 DM für Nicht- 
verdienerInnen, 50 DM für VerdienerInnen, bis zum 26. 
Juni bitte einzahlen auf das Kongreßkonto: "Thorsten 
Braunschweig” - BLZ 200° 500505 - Nr. 1234/13165, 
nach dem 26. Juni nur noch Barzahlung beim Kongreß 
möglich. 


